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Anmerkung:  

Die Bezeichnung DACH+ ist ein Verweis 

auf die beteiligten Staaten. 

Das D steht für die Bundesrepublik 

Deutschland, das A für die Republik Öster-

reich (Austria), das CH vertritt als Länder-

kürzel die Schweizerische Eidgenossen-

schaft und mit dem + wird das Fürstentum 

Liechtenstein symbolisiert.   

Um die Lesbarkeit zu erleichtern werden 

im Folgenden nicht die offiziellen Staats-

bezeichnungen verwendet, sondern nur 

von Deutschland, Österreich, der Schweiz 

und Liechtenstein gesprochen sowie die 

Raumbezeichnung DACH+ verwendet. 
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1. AUFGABENSTELLUNG 
Der DACH+ Raum deckt den gemeinsa-

men Grenzraum von Deutschland, Öster-

reich, der Schweiz und Liechtenstein ab. 

Die 16 Projektpartner dieses Raumes ha-

ben vereinbart, zu Fragen der Raument-

wicklung zu kooperieren. Mit dem INTER-

REG IV Projekt „Zukunft der Raumentwick-

lung im Grenzraum Deutschland – Öster-

reich – Schweiz – Liechtenstein“ wurden 

die gemeinsamen und dringenden Heraus-

forderungen identifiziert. Inhaltlich aufbe-

reitet und im Rahmen einer Campus- Rei-

he diskutiert und fachlich vertieft.  

Mit der Studie werden folgende Ziele ver-

folgt: 

 Entwicklung, Diskussion und Wertung 

von Prognosen zu den übergeordneten 

Herausforderungen und deren konkre-

ten Folgen für den Raum 

 Entwicklung, Diskussion und Wertung 

von räumlichen Alternativen im Grenz-

raum 

 Entwicklung, Begründung und Vermitt-

lung von gemeinsamen Planungsprin-

zipien im Hinblick auf ein gemeinsames 

Raumentwicklungskonzept und Mög-

lichkeiten der Integration in die Raum-

planung der Partner 

 Förderung der Kooperation durch die 

Durchführung von begleitenden Work-

shops (Campus-Reihe) 

Die gemeinsamen Vorstellungen der räum-

lichen Zukunft werden für eine Integration 

in die Raumplanungen der Regionen und 

Kantone vorbereitet. Der Ansatz unter-

scheidet sich von anderen raumplaneri-

schen Konzepten in Grenzräumen durch 

seinen Umsetzungspfad: Gemeinsam ent-

wickelte Vorstellungen werden durch die 

jeweiligen planerischen Instrumente der 

einzelnen Raumplanungsträger umgesetzt. 

Als bedeutende Themen für den DACH+ 

Raum wurden in Rahmen der Studie  

die Zukunft des ländlichen Raums, die 

raumplanerischen Herausforderungen der 

Energiewende, der Siedlungsumbau sowie 

publikumsintensive Einrichtungen und 

Aktivitäten identifiziert. Die in dieser Studie 

behandelten Themen werden keineswegs 

umfassend behandelt und sind nur bedingt 

repräsentativ für die Arbeitsschwerpunkte 

der einzelnen DACH+ Partner. Sie sind 

vielmehr eine Auswahl von raumplaneri-

schen Herausforderungen, die aktuell bzw. 

während der Laufzeit des INTERREG IV 

von den Projektpartnern als besonders 

relevant erachtet wurden.  

Der vorliegende Abschlussbericht zum 

INTERREG IV Projekt versteht sich als 

Werkstattbericht und spiegelt die Sicht der 

Raumplanung zu den behandelten The-

menfeldern wider. Zielgruppe sind in erster 

Linie die Fachpersonen der Raumpla-

nungsabteilungen der Bundesländer, Kan-

tone und Regionalverbände. Der Bericht 

und dessen Inhalte wurden jedoch weder 

einem politischen Abstimmungsprozess 

unterzogen noch mit den Anforderungen 

anderer Fachdisziplinen im Detail abge-

wogen. 
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2. HERANGEHENSWEISE 
Die Abwicklung des Projektes erfolgte in 

drei Arbeitsschritten:  

Projektablauf 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 a Termine in der Region  

 b  Werkstattgespräch  

 c  DACH+CAMPUS Klausur 1 

 d  DACH+CAMPUS Klausur 2 

 e  DACH+CAMPUS Klausur 3 

 f  DACH+CAMPUS Klausur 4 

 g  Werkstattrunden Planungsprinzipien 

Arbeitsschritt 1   
In den Prozess einsteigen  

Arbeitsgrundlage sind die im Rahmen des 

INTERREG III Projektes DACH+ heraus-

gearbeiteten Materialen und vorliegende 

Ergebnisse der parallel laufenden Raum-

beobachtung. Kontinuität wird damit ge-

wahrt und die Qualitätssicherung bisher 

entwickelter Aussagen sichergestellt. 

Zusätzliche Inputs (Daten, Grundlagen, 

Konzepte, Aktuelles und Neues etc.) konn-

ten über den direkten Kontakt mit den 

Projektpartnern einfließen.  

In einem Werkstattgespräch wurde nicht 

nur ein Überblick über die vorliegenden 

Materialen gegeben, sondern auch der 

Diskussionsstand der Projektpartner zu 

unterschiedlichen raumplanungsrelevanten 

Themen in das Projekt hereingeholt.  

 

Arbeitsschritt 2   
Planungsansätze gegenüberstellen und 
Planungsprinzipien entwerfen 

Zentrales Element dieses Arbeitsschrittes 

waren die Klausurtagungen 

DACH+CAMPUS. Insgesamt vier Mal tra-

fen sich die Auftraggeber und VertreterIn-

nen der 16 Projektpartner zu ganztägigen 

Arbeitssitzungen.   

Abbildung 1: Projektablauf 

Arbeitsschritt 3   
Leitvorstellungen und mögliche  
Planungsprinzipien entwickeln  

 

Endbericht 

Arbeitsschritt 1   
In den Prozess einsteigen  

Arbeitsschritt 2   
Planungsansätze gegenüberstellen  
und Planungsprinzipien entwerfen 

a 

b 

c 

f 

e 

d 

g 
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 DACH+CAMPUS 1: „Strategien für den 

ländlicher Raum“  

 DACH+CAMPUS 2: „Energie und 

Landschaft“  

 DACH+CAMPUS 3: „Siedlungsumbau“ 

 DACH+CAMPUS 4: „publikumsintensi-

ve Einrichtungen“ 

Während die Campus 1 und 2 überwie-

gend den ländlichen Raum im Fokus hat-

ten, beschäftigten sich die Campus 3 und 

4 vor allem mit dem urbanen und suburba-

nen Raum.  

Gemeinsam mit Fachleuten aus dem 

DACH+ Raum und darüber hinaus wurden 

bestehende Planungsansätze zu den ein-

zelnen Themen vorgestellt, diskutiert und 

einander gegenübergestellt. Folgende 

Aspekte wurden erörtert:  

 Stärken und Schwächen der unter-

schiedlichen Planungsansätze  

 Best-Practice Beispiele 

 Relevanz für eine DACH+ weite Kon-

zeption  

 Vorschläge für Planungsprinzipien  

Für die einzelnen Campus wurden rele-

vante Inhalte kartografisch vorbereitet und 

grenzüberschreitend sichtbar gemacht.  

Arbeitsschritt 3   
Leitvorstellungen und mögliche Pla-
nungsprinzipien entwickeln 

Aufbauend auf den Ergebnissen der 

DACH+CAMPUS-Klausuren wurden Leit-

vorstellungen und mögliche Planungsprin-

zipien entwickelt. In zwei Werkstattrunden 

wurden mit den Projektpartnern Inhalt und 

Aussageschärfe diskutiert und für den 

vorliegenden Werkstattbericht vorbereitet.  
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3. PLANUNGSPRINZIPIEN 
FÜR DEN LÄNDLICHEN 
RAUM  

 

3.1 Strategien für den ländli-
chen Raum 

 

3.1.1 Herausforderung 

Der DACH+ Raum ist über weite Bereiche 

ländlich geprägt.  

Charakteristiken dieser ländlich geprägten 

Bereiche sind  

 relativ geringe Bevölkerungsdichte 

(siehe Abbildung 3),  

 geringe Arbeitsplatzdichte und daher 

hohe Zahlen an AuspendlerInnen, 

 unbefriedigende Wirtschaftssituation, 

 die wirtschaftliche Struktur wird geprägt 

von Forst- und Landwirtschaft, Klein-

gewerbe und Tourismus,   

 unzureichende Erschließung mit öffent-

lichem Personennahverkehr.  

Generell ist der DACH+ Raum eine seit 

Mitte des 20. Jahrhunderts wachsende 

Region. Im ländlich geprägten Raum zeigt 

sich allerdings ein von diesem Gesamt-

wachstum abweichendes Bild: In vielen 

ländlichen Gemeinden sind seit 20 Jahren 

Bevölkerungsrückgänge zu verzeichnen 

(siehe Abbildung 2). Dieser demographi-

sche Wandel stellt eine Herausforderung 

für viele Regionen des DACH+ Raumes 

dar: Durch den durch Abwanderung indu-

zierten Rückgang der Bevölkerung wird es 

für ländliche Gemeinden immer schwieri-

ger, die Lebensqualität im Ort aufrecht zu 

erhalten. Gemeinbedarfseinrichtungen, 

Nahversorgung, Verbindungen mit öffentli-

chen Verkehrsmitteln und eigenständige 

Gemeindeverwaltung können vielerorts 

nicht mehr aufrechterhalten werden.  

Es gilt Strategien zu finden, um dieser 

Herausforderung zu begegnen. Eine Aus-

wahl davon wird im Folgenden dargestellt.  
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Abbildung 2: Bevölkerungsentwicklung 1991 bis 2010  
                       Arbeitskarte für den 1. DACH+Campus 

Bevölkerungsentwicklung 1991-2010 (NUTS 3)

  

(Landkreise (D), Gruppe Bezirke (A), Kantone (CH), Staat (FL))

  

Bevölkerungsentwicklung auf Gemeindeebene 1991

-

2010 
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Abbildung 3: Bevölkerungsdichte  
                       Arbeitskarte für den 1. DACH+Campus 

Bevölkerungsdichte (NUTS 3)  
(Landkreise (DE), Gruppe Bezirke (AT), Kantone (CH), Staat (FL))  

Bevölkerungsdichte auf Gemeindeebene  

* Siedlungsraum mit den Nutzungskategorien städtisch geprägte Fläche, Industrie-, 

und Gewerbefläche einschließlich städtischer Grünfläche, Sport- und Freizeitfläche 

sowie den Nutzungskategorien Ackerfläche, Dauerkultur, Grünland, heterogene 

landwirtschaftliche Fläche, Abbaufläche. Aufgrund der Höhenlage oder des Reliefs 

nicht für eine dauerhafte Besiedlung oder landwirtschaftliche Produktion geeignete 

Bereiche sowie Wasserflächen gehören nicht zum Dauersiedlungsraum.  
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3.1.2 Planungsansätze  

Regionale (Planungs-)gemeinschaften 

am Beispiel der REGIOnalplanungs-

gemeinschaft Bregenzerwald (Vorarl-

berg, A)  

Quelle: REGIO Bregenzerwald (Hrsg.): 
Webauftritt.  

Der Bregenzerwald ist eine ländliche Re-

gion in Vorarlberg, die u. a. geprägt ist von 

traditioneller Kulturlandschaft, starkem 

Handwerk und Tourismus.  

Die Regionalplanungsgemeinschaft Bre-

genzerwald (kurz REGIO) wurde im Jahr 

1970 gegründet und verfolgt seit damals 

das Ziel, die Region umfassend und aus-

gewogen weiterzuentwickeln. Die REGIO 

berät die Gemeinden des Bregenzerwal-

des bei Fragen zur Entwicklung des zu-

künftigen Lebensraumes, bietet Lösungen 

an und führt notwendige Maßnahmen ge-

meinsam mit den Gemeinden durch. Zu 

Beginn des Prozesses wurden Wirtschafts- 

und Verkehrsinfrastruktur geschaffen. Spä-

ter wurden sozial- und gesellschaftspoliti-

sche Themen behandelt.  

Die REGIO Bregenzerwald ist als Verein 

organisiert, Mitglieder sind die 24 Gemein-

den des Bregenzerwaldes. Die REGIO 

finanziert sich durch jährliche Gemeinde-

beiträge der Mitgliedsgemeinden sowie 

durch projektbezogene Förderungen von 

Land, Bund und der Europäischen Union. 

Im Laufe des Prozesses wurde die „Regi-

onalentwicklung Bregenzerwald GmbH“ 

als 100%ige Tochter der REGIO für opera-

tive Tätigkeiten eingerichtet. Aufgaben 

dieser Gesellschaft sind:  

 Abwicklung von regionalen, überregio-

nalen und grenzüberschreitenden Pro-

jekten 

 Organisation und Abwicklung des 

ÖPNV  

 regionale Vernetzung verschiedenster 

AkteurInnen 

 Verwaltung der Liegenschaften der 

ehemaligen Bregenzerwaldbahn    

Die REGIO hat in ihrer bisher 40-jährigen 

Wirkungszeit die Entwicklung des Bregen-

zerwaldes wesentlich beeinflusst. Sie war 

und ist Mitbegründerin diverser Initiativen 

und Regionalentwicklungsprojekte, die oft 

als Best-Practice-Beispiele für die Entwick-

lung ländlicher Regionen herangezogen 

werden.  

Der Bregenzerwald ist heute eine von 

Wachstum geprägte ländliche Region, 

deren Gemeinden das Potenzial regionaler 

Zusammenarbeit früh erkannt haben und 

seit damals davon profitieren.   

Die regionalen Leitziele der Region 
Bregenzer Wald 

Bewirtschaftung der traditionellen Kul-
turlandschaft 
Die traditionelle Dreistufenwirtschaft soll im 

Bregenzerwald weiterhin die Kulturland-

schaft prägen und gleichzeitig erhalten. 

Um ihre wirtschaftliche Basis zu stärken, 

sollen die qualitativ hochwertigen Alppro-

dukte entsprechend deklariert, vermarktet 

und schließlich vermehrt konsumiert wer-

den. Zusätzlich wird es notwendig sein, 

durch Leistungsentgelt für Nutzungser-

schwernis und Minderertrag die extensive 

Bewirtschaftung von Kulturbiotopen zu 

sichern.  

Eine gemeinsame, selbstbewusste, 
authentische Region  

Der Bregenzerwald soll künftig stärker an 

einem gemeinsamen Strang ziehen. Eine 

authentische regionale Gemeinschaft soll 

Kooperationen zwischen den Gemeinden 

verstärken, das Kirchturmdenken abbauen 

helfen und die BewohnerInnen der Region 

zusammenführen. Dies soll dazu beitra-

gen, dass sich der Bregenzerwald zu einer 

bekannten Marke entwickelt, für die aller-

dings noch genaue Inhalte und Positionen 

konkretisiert werden müssen. Ein wichti-

ges Kriterium für einen selbstbewussten 

http://www.regiobregenzerwald.at/home.html
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authentischen Bregenzerwald ist auch, 

dass die Energiegewinnung möglichst in 

der Region erfolgt (Solar, Biomasse, Was-

serkraft).  

Ein lebendiger, ländlicher Lebensraum, 

der weltoffen und lebenswert ist – so lautet 

das Selbstverständnis der Region, so 

möchte sich der Bregenzerwald präsentie-

ren. Dafür sollen Dorfkerne gestärkt wer-

den und der ländliche Charakter der Regi-

on erhalten bleiben. Ziel muss es daher 

sein, eine gemeinsame vorausschauende 

Planung zu verstärken und offene Diskus-

sionsplattformen zu fördern.  

Die Wechselwirkungen zwischen Land-
schaft und Siedlung prägen die Kultur-

landschaft und sind daher bei künftigen 

Entwicklungen unbedingt zu beachten. Die 

freie Landschaft als besondere Qualität ist 

zu beachten, Bebautes und Unbebautes 

sollen bewusst gestaltet werden. Nicht 

zuletzt sind hierfür Planungen und Ent-

wicklungen regional abzustimmen und die 

Zusammenarbeit zu verstärken.  

Die alte Bausubstanz ist die Seele der 

Kulturlandschaft, sie soll erhalten und ge-

nutzt werden. Dazu sollen vorhandene 

bauliche Ressourcen erfasst und doku-

mentiert werden. Neue Bauten sind in die 

bestehenden Dorfgefüge einzupassen.  

Ein starkes Handwerk ist eine wichtige 

Grundlage für die Weiterentwicklung der 

Kulturlandschaft im Bregenzerwald. Dem-

entsprechend sind handwerkliche Fertig-

keiten und Traditionen zu pflegen und 

weiterzuentwickeln. Eine Ausbildung im 

Handwerk soll für junge Menschen wieder 

ansprechender gemacht werden, indem 

vor Ort attraktive Rahmenbedingungen für 

das Handwerk geschaffen und genutzt 

werden.  

Die landwirtschaftliche Produktion soll 

durch den Erhalt von Wirtschaftsflächen, 

die eine existenzfähige Landwirtschaft 

ermöglichen, gesichert werden. Dazu sol-

len auch Spezialitäten und die Produktviel-

falt erhalten und gefördert werden. Marken 

sollen Qualität schaffen. Dies soll u.a. da-

zu beitragen, dass Betriebsnachfolgen 

gesichert werden.  

Der Wald soll als Ressource für die regio-

nale Wertschöpfung nachhaltig genutzt 

werden. Plenterwirtschaft und Waldpflege 

sollen hierfür erhalten bzw. unterstützt 

werden – nicht zuletzt, um die Artenvielfalt 

im Lebensraum Wald zu schützen und zu 

erhöhen. Die Kulturtradition der Jagd soll 

dabei zum Wildtierschutz genutzt werden.  

Die natürlichen Ressourcen nachhaltig 

nutzen, erhalten und entwickeln bedeutet 

u.a., dass Klimaschutzziele eingehalten 

werden (z.B. durch Förderung von Bio-

masse, Energieeffizienz, öffentliche Ver-

kehrsmittel). Die Verfügbarkeit von saube-

rem Wasser soll ebenso gesichert werden 

wie die Qualität der Landschaft.  

Abbildung 4: Gemeinden der Region Bregenzerwald 
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Der Tourismus setzt auf Qualität, nutzt 

hierfür die Stärken der Region und stellt 

qualifizierte und motivierte MitarbeiterIn-

nen ein. Dadurch sollen die Preise gestei-

gert und die durchschnittliche Aufenthalts-

dauer der Gäste erhöht werden. Qualität 

bedeutet aber auch einen möglichst um-

weltverträglichen Tourismusverkehr.  

Eine sanfte und umweltbewusste Mobi-
lität soll den Bregenzerwald zu einer Mo-

dellregion machen, in der Verkehrsteil-

nehmerInnen und Verkehrsträger auf an-

dere Rücksicht nehmen. Dazu soll der 

öffentliche Verkehr gestärkt und der Anteil 

des Motorisierten Individualverkehrs ge-

senkt vermieden werden.  

Visionen für den Bregenzerwald sollen 

nicht nur entwickelt und gestaltet, sondern 

auch gelebt werden. Die Gesprächs- und 

Umgangskultur soll gepflegt und die Bil-

dung verstärkt werden. 

 

Projekte der Regio sind u.a.: 

 Alte Bausubstanz 

 Achtalweg Egg-Doren 

 „ich kauf im Wald“ 

 Spektrum (Kooperation der regional 

tätigen Institutionen des Bregenzerwal-

des) 

 Mobilität (Elektromoped, Mein Schul-

weg, Mobilitätsmaßnahmen, Fahrrad-

wettbewerb) 

 Bregenzerwald Archiv 

 Landbus Bregenzerwald 

 Regionale Institutionen 

 

 

Abbildung 5: Organisation der Region Bregenzerwald  

http://www.regiobregenzerwald.at/alte-bausubstanz.html
http://www.regiobregenzerwald.at/achtalweg.html
http://www.regiobregenzerwald.at/ichkaufimwald0.html
http://www.regiobregenzerwald.at/bregenzerwald-spektrum.html
http://www.regiobregenzerwald.at/mobilitaet.html
http://www.regiobregenzerwald.at/bregenzerwaldarchiv.html
http://www.regiobregenzerwald.at/landbus-bregenzerwald.html
http://www.regiobregenzerwald.at/bregenzerwald-regionale-institutionen.html
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Plattform für regionale Betriebe am 

Beispiel Werkraum Bregenzerwald  
Quelle: Werkraum Bregenzerwald (Hrsg.): 
Webauftritt.  

Der Werkraum ist ein Verein, dessen Mit-

glieder 80 Handwerks-Meisterbetriebe aus 

dem Bregenzerwald sind. Die Ziele des 

Werkraumes sind vielseitig und reichen 

von der Präsentation der Betriebe und 

Produkte nach Außen, z.B. durch Ausstel-

lungen, Wettbewerbe oder Vorträge, bis 

zur Entwicklungsarbeit und Nachwuchs-

pflege in der Region. Durch den Werkraum 

wurde das Handwerk des Bregenzerwal-

des ein starker Wirtschaftsfaktor. Die Ar-

beiten des Werkraumes sind international 

präsent und die innovativen Handwerker 

im In- und Ausland gefragt.  

Die Ziele des Werkraums Bregenzerwald 

sind:  

 Leistungen im Handwerk und die Arbeit 

der Mitglieder besser sichtbar machen 

und vermitteln. 

 Baukultur fördern. 

 Schnittstellen zur Architektur und Bau-

kultur optimieren.  

 Die gestalterische Kompetenz im 

Handwerk anheben. 

 Handwerkliche Ausführungsqualität 

steigern.  

 Junge Menschen fürs Handwerk be-

geistern. 

 Weiterbildung schärfen. 

Ein zentrales Element des Werkraums 

Bregenzerwald ist das Werkraum Haus. 

Das handwerkliche Wissen, das über Ge-

nerationen von Vielen gesammelt wurde, 

ist beim Bau dieses Hauses gebündelt 

worden. Bauherr ist der Werkraum Bre-

genzerwald, gebaut wurde das Gebäude 

von den Werkraum Handwerkern. Die 

Bauaufgaben waren unter den Gewerken 

aufgeteilt und gelangten teils kollektiv, teils 

einzeln und teils branchenübergreifend zur 

Ausführung. Das Ergebnis ist somit ein 

Exponat des Handwerks. 

 

 

 

Abbildung 6: Werkraum Bregenzerwald, Architekt Peter Zumthor 

http://werkraum.at/
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3.1.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum 

 

Der DACH+ Raum besteht zwar zu einem 

Großteil aus ländlich geprägten Räumen, 

vor der Herausforderung des demographi-

schen Wandels stehen jedoch nicht alle 

dieser Räume. Am stärksten betroffen sind 

einzelne Gemeinden der Regionen Hochr-

hein-Bodensee und Schwarzwald-Baar-

Heuberg (BRD) sowie viele Gemeinden 

des Kantons Graubünden (CH). Diese 

Gegebenheit kann genutzt werden: Die 

einzelnen Regionen können voneinander 

lernen. Dennoch ist es wichtig, jede Regi-

on einzeln zu betrachten, denn bestehen-

de Modelle können nicht eins zu eins über-

tragen werden.  

Ein politisches Ziel, das in allen Ländern 

des DACH+ Raumes nach wie vor verfolgt 

wird, sind gleichwertige Lebensbedingun-

gen für alle BewohnerInnen. In ländlichen 

Regionen kann dieses Ziel nur schwer 

erfüllt werden. Trotzdem können die Le-

bensbedingungen in diesen Regionen 

verbessert werden. Wichtig hierfür ist, 

dass administrative Grenzen nicht die ge-

lebten Grenzen darstellen. Polyzentrische 

Strukturen sind dabei nachhaltiger und 

resilienter als zentralistische Strukturen.  

Die im vorigen Kapitel angeführten Projek-

te des Bregenzerwaldes sind gute Beispie-

le der aktiven Sicherung und Weiterent-

wicklung des ländlichen Raumes durch 

Gemeindegrenzen überschreitende Stra-

tegien und Umsetzungsprojekte.  

 

3.1.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien 

 

Zusammenarbeit von Gemeinden for-
cieren. 

 Kooperationen der Gemeinden und 

regionaler AkteurInnen in verschiede-

nen Bereichen fördern, z.B. für den 

ÖPNV, die Vermarktung oder die Posi-

tionierung. 

 Gemeinden zu (klein)regionalen Pla-

nungsgemeinschaften vernetzen. 

 

Gelebte Grenzen und Erreichbarkeiten 
stärker berücksichtigen. 

 Raumplanerische Betrachtungen und 

Fragestellungen nicht nur auf administ-

rative Grenzen beschränken, sondern 

verstärkt regional ausrichten. 

 Nicht jede Gemeinde bietet alles, Auf-

gaben können zwischen den Gemein-

den verteilt werden. 

 In einzelnen Siedlungseinheiten (Ge-

meinden, Ortschaften) sind jedoch ge-

wisse Standards in der Versorgung zu 

halten, wie z.B. die Nahversorgung. 
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3.2 Öffentlicher Verkehr im 
ländlichen Raum 

 

3.2.1 Herausforderung 

Die wirtschaftliche und demographische 

Entwicklung ländlicher Regionen wird we-

sentlich von der Erreichbarkeit von Ge-

meinbedarfs- und Infrastruktureinrichtun-

gen geprägt. Schlechte Erreichbarkeiten 

dieser Einrichtungen haben negative Aus-

wirkungen auf die Entwicklung einer Regi-

on.  

Ländliche Regionen sind häufig unzu-

reichend an den Öffentlichen Verkehr an-

geschlossen, wodurch Gemeinbedarfs- 

und Infrastruktureinrichtungen, die sich oft 

außerhalb des eigenen Wohnortes befin-

den, schwer erreichbar sind. Davon sind 

zum Teil auch die ländlichen Regionen im 

DACH+ Raum betroffen. Während in der 

Schweiz und teilweise auch in Österreich 

das Liniennetz öffentlicher Verkehrsmittel 

auch in ländlichen Räumen gut ausgebaut 

ist, sind vor allem die ländlichen Regionen 

in Deutschland häufig unzureichend an 

den ÖPNV angeschlossen. Große Berei-

che verfügen über keinen Bahnanschluss, 

bestehende Busverbindungen sind oftmals 

unzureichend getaktet. Der Besitz eines 

eigenen Fahrzeuges (PKW, Moped etc.) 

ist in ländlichen Regionen somit fast un-

umgänglich. Für eine Vielzahl der Bewoh-

nerInnen werden die Lebensbedingungen 

dadurch eingeschränkt, z.B. wenn die indi-

viduelle motorisierte Fortbewegung auf-

grund des fortgeschrittenen Alters nicht 

mehr möglich ist. Dieses gewinnt mit der 

zunehmenden Überalterung der Gesell-

schaft zunehmend an Bedeutung.  

Die Schwierigkeit, in ländlichen Räumen 

ein ausreichendes Angebot an öffentlichen 

Verkehrsmitteln zur Verfügung zu stellen, 

hängt unmittelbar mit der geringen Bevöl-

kerungsdichte zusammen. Zersiedelte 

Siedlungsstrukturen erschweren zusätzlich 

eine halbwegs ökonomische Anbindung an 

den ÖV.  

Öffentliche Verkehrsmittel im ländlichen 

Raum, insbesondere im Streusiedlungs-

gebiet, sind mit hohen Kosten verbunden, 

die sich die öffentliche Hand oft nicht mehr 

leisten kann. Wird jedoch auch noch die 

Grundversorgung mit öffentlichen Ver-

kehrsmitteln reduziert bzw. überhaupt auf-

gelassen, setzt sich eine Spirale nach 

unten in Gang: weniger ÖV-Angebot führt 

zu Bevölkerungsverlust, der wiederum die 

Auslastung der Bus- oder Zuglinien verrin-

gert und den ökonomischen Druck erhöht. 

Weitere Einstellungen von Bus- oder 

Bahnlinien sind die Folge.  

Der ländliche Raum ist auch wichtiger 

Erholungsraum und Ausflugsziel für Men-

schen, die in Städten und Agglomerations-

räumen leben. Wird das ÖV-Angebot in 

periphere Regionen reduziert, trifft dies 

somit auch die BewohnerInnen der Zent-

ralräume. Der ländliche Raum wird somit 

schwerer erreichbar, hohes Verkehrsauf-

kommen durch private KFZ wirkt sich auf 

die Attraktivität des Ausflugszieles aus – 

schlussendlich leidet darunter auch der 

Tourismus. Ohne das Angebot eines 

Schienenverkehrsmittels wird z.B. die 

Entwicklungsmöglichkeit des Radtouris-

mus doch erschwert.   

Die Attraktivität und die Konkurrenzfähig-

keit der öffentlichen Verkehrsmittel in der 

DACH+ Raum wird zudem durch die vier 

Nationalstaaten beeinflusst. Unterschiedli-

che Zuständigkeiten, Mobilitätskulturen, 

Tarifverbünde und Preisniveaus machen 

die Grenzen zwischen den Staaten im 

öffentlichen Verkehr nach wie vor spürbar 

und zum Hindernis (s. Abbildung 8). Mit 

der Interregio-Karte in der Bodenseeregion 

wurde bereits ein wichtiger Grundstein für 

die Steigerung der Attraktivität des grenz-

überschreitenden ÖVs gesetzt. Weitere 

Maßnahmen – wie z.B. der Ausbau der 

Bahninfrastruktur müssen folgen und tun 

dies z.T. bereits.   
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Abbildung 7: Bahnverkehr im DACH+ Raum  
                       Arbeitskarte für den 1. DACH+Campus  
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Abbildung 8: Tarifverbünde und Haltestellen im öffentlichen Verkehrsnetz 
                       Arbeitskarte für den 3. DACH+Campus 
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3.2.2 Planungsansätze 

 

Regionale Organisations- und Verwal-

tungsstruktur des ÖPNV am Beispiel  

Landbus Bregenzerwald  

Quelle: Landbus Bregenzerwald (Hrsg.): 
Webauftritt.  

Das Versorgungsgebiet des „Landbus 

Bregenzerwald“ umfasst die gesamte Re-

gion Bregenzerwald und verbindet diese 

mit den umliegenden Regionen, sogar bis 

über die Staatsgrenze hinaus. Das Stre-

ckennetz hat eine Länge von rund 

758,2 km auf einer regionalen Fläche von 

rund 592 km² mit 402 Haltestellen. Der so 

genannte „Wälderbus“ befördert jährlich 

rund 6,9 Mio. Fahrgäste.  

Betreiberin des ÖPNV im Bregenzerwald 

ist die „Regionalentwicklung Bregenzer-

wald GmbH“. Die Gesellschaft ist zustän-

dig für Fahrpläne, Fahraufträge und Ab-

rechnung und Abwicklung des Förde-

rungswesens. Unter beachtenswertem 

finanziellem Aufwand der Gemeinden wird 

ein Bussystem angeboten, welches im 

ländlichen Raum Österreichs einzigartig 

ist.  

Halbstündliche Verbindungen auf den 

Hauptachsen schaffen eine neue Qualität 

der Mobilität für alle BewohnerInnen und 

BesucherInnen der Region. Hauptauftrag-

nehmerin ist die „ÖBB-Postbus GmbH“, 

die sich vertraglich dazu verpflichtet hat, 

bis zu 40 % der Fahrleistung an private 

Busunternehmen der Region zu vergeben.  

Der Landbus Bregenzerwald ist mit einem 

jährlichen Umsatz von rund 7,8 Mio. Euro 

ein wesentlicher Wirtschaftsfaktor für die 

Region, der Arbeitsplätze für 100 Arbeit-

nehmerInnen anbietet. Der ÖPNV leistet 

zudem einen Beitrag zur Reduktion um-

weltbelastender Einflüsse des motorisier-

ten Individualverkehrs.  

 

Attraktive Jahresnetzkarten, Beispiel 

maximo-Jahreskarte Vorarlberg und 

Generalabo Schweiz 

Quelle: Verkehrsverbund Vorarlberg 
(Hrsg.): Webauftritt. und SBB (Hrsg.): Das 
Generalabonnement. Einfach einsteigen. 
Online. 

Attraktive Jahresnetzkarten für öffentliche 

Verkehrsmittel erleichtern die Verwendung 

von Bus und Bahn und führen in Verbin-

dung mit einem gut ausgebauten und eng 

getakteten Netz zu einer häufigeren Nut-

zung. Dies wirkt sich insbesondere auch 

auf die Auslastung von öffentlichen Ver-

kehrsmitteln und die Reduzierung des MIV 

im ländlichen Raum positiv aus.  

Während der Geltungsdauer besteht freie 

Fahrt auf den öffentlichen Bahnstrecken 

und den meisten Privatbahnen, außerdem 

sind Buslinien, Schiffe sowie öffentliche 

Nahverkehrsmittel wie Tram und Bus in 

den meisten Städten und Agglomerationen 

inkludiert.  

Seit dem Fahrplanwechsel 2013/2014 wird 

im Tarifverbund Vorarlberg die besonders 

günstige Jahresnetzkarte maximo angebo-

ten. Für 1 € pro Tag sind sämtliche öffent-

liche Verkehrsmittel in Vorarlberg unbe-

grenzt nutzbar. Seit diesem Angebot konn-

te der Absatz der Jahreskarten in Vorarl-

berg verdoppelt werden, wobei rd. 40 % 

der KäuferInnen als neue KundInnen ge-

wonnen werden konnten.  

 

http://www.regiobregenzerwald.at/landbus-bregenzerwald.html
http://www.vmobil.at/
http://www.sbb.ch/abos-billette/abonnemente/ga.html
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3.2.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum 

Im DACH+ Raum bestehen Länderunter-

schiede sowohl hinsichtlich Erschließung 

und Versorgung als auch hinsichtlich Or-

ganisations- und Verwaltungsstruktur (sie-

he Abbildung 8). Vor allem in deutschen 

ländlichen Regionen ist die Erschließung 

mit dem ÖPNV unzureichend, Bewohne-

rInnen sind auf individuelle Fahrzeuge 

angewiesen. Die Lebensbedingungen 

einer Vielzahl von BewohnerInnen sind 

dadurch eingeschränkt. Es gilt daher, die 

MIV-Abhängigkeit in den ländlichen Regi-

onen des Bodenseeraumes zu verringern. 

Der Landbus Bregenzerwald zeigt, dass 

dies durch die Gewährleistung eines gut 

ausgebauten, eng getakteten ÖPNV-

System erreicht werden kann.  

Erfahrungen zeigen, dass regionale Orga-

nisations- und Verwaltungsstrukturen, wie 

sie anhand des Beispiels des Landbusses 

Bregenzerwald gezeigt wurden, für eine 

effiziente Abwicklung des ÖPNV hilfreich 

sind.  

Derartige regionale Organisations- und 

Verwaltungsstrukturen existieren in Öster-

reich und der Schweiz, in Deutschland 

sind sie nur zum Teil vorhanden. In Baden-

Württemberg beispielsweise beruhen die 

Tarif- und Verkehrsverbünde auf der frei-

willigen Zusammenarbeit der kommunalen 

Aufgabenträger sowie der im Verbund-

raum tätigen Verkehrsunternehmen und 

sorgen für einheitliche Tarifsysteme in 

ihrem Verbundgebiet. Je nach den Bedürf-

nissen und Gegebenheiten vor Ort sind 

diese Tarif- und Verkehrsverbünde als 

Unternehmens-, Kommunal- oder Misch-

verbund organisiert. Ein Problem besteht 

darin, dass diese Tarif- und Verkehrsver-

bünde nicht aufeinander abgestimmt sind, 

was bei Verbundübergreifenden Fahrten 

zu Schwierigkeiten führt.  

 

 

3.2.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien 

 

Attraktive Lebensbedingungen im länd-
lichen Raum unter anderem über eine 
ÖPNV-Erschließung sicherstellen.  

 Mindeststandards für den ÖPNV im 

ländlichen Raum festlegen. 

 ÖPNV durch individuell angepasst 

Maßnahmen verbessern. 

 Taktungen der Busse und Bahnen 

verbessern. 

 Zusätzliche Busverbindungen/-routen 

schaffen. 

 Auf die unterschiedlichen Funktionen 

des ländlichen Raums bei der Planung 

des ÖPNV-Angebots eingehen, z.B. 

Tourismusregion, Wohnen, Erholungs-

raum.   

 

Bewusstsein in der Bevölkerung für 
eine vermehrte Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel schaffen. 

 Umfassende, auch grenzüberschrei-

tende Imagekampagne initiieren. 

 Auf neue Lebens- und Mobilitätsstile 

(„nutzen statt besitzen“) reagieren. 

 

Siedlungsentwicklung und das ÖPNV-
Angebot aufeinander abstimmen. 

 Versorgungsqualitäten im ÖPNV-

Angebot sichtbar machen. 

 Prozesse der Nachverdichtung im Ein-

zugsbereich von Bahnhöfen und Halte-

stellen gestalten. 

 Zonierung nur wenn eine entsprechen-

de ÖPNV-Anbindung gegeben ist bzw. 

entwickelt wird (gilt insbesondere für 

Deutschland).  



stadtland 

DACH+ 

Leitvorstellungen und  

Planungsprinzipien 

Seite 22 

 Neue Siedlungsgebiete nur bei Nach-

weis einer entsprechenden ÖPNV-

Erschließung entwickeln. 

 

Die Zugänglichkeit zum ÖV und dessen 
Nutzung und Auslastung durch attrakti-
ve Netz- und Zeitkarten erhöhen. 

 Lücken bei den Verkehrsverbundsys-

temen im DACH+ Raum schließen. 

 Abstimmung zwischen den Verkehrs-

verbünden verstärken. 

 Tarifierung grenzüberschreitend (Ver-

bundgrenzen, aber auch Länder- und 

Staatsgrenzen) und gleichzeitig einfach 

strukturiert und gut verständlich aus-

richten.  

 Grenzüberschreitende Netz- und Zeit-

karten für den gesamten DACH+ Raum 

anbieten; nicht nur für den Tourismus, 

sondern vor allem auch für die alltägli-

che ÖPNV-Nutzung.  

Hinweis: Im Leitbild der Internationalen 
Bodensee Konferenz (IBK) für den Boden-
seeraum 2008 wurden ebenfalls Ziele und 
Maßnahmen zu dieser Thematik formuliert 
(vgl. Internationale Bodensee Konferenz 
(Hrsg.): Das Leitbild der IBK für den Bo-
denseeraum. Online.).  

Information über Verbindungen, Ab-
fahrtszeiten vor allem auch grenzüber-
schreitend verbessern. 

 Fahrplanabfragen im Internet oder 

übers Smartphone anbieten. 

 Bestehende Plattformen nutzen (Bahn, 

Vmobil …). 

 Fahrplaninformationen mit Informati-

onsplattformen im Netz verknüpfen 

(z.B. Ausflugsziele, Behörden …).   

 Betriebliches Mobilitätsmanagement 

forcieren.  

 Eigenverortung der Betriebe, Institutio-

nen und Tourismusziele auf einer um-

fassenden Mobilitätslandkarte fördern.  

 

ÖPNV-Angebot durch eine stärkere 
Verantwortlichkeit und Zuständigkeit 
der Regionen verbessern.  

 Neue, regionale Organisations- und 

Verwaltungsstrukturen andenken; da-

bei Regionen stärkere Verantwortung 

zukommen lassen. 

 Regionale Kooperationen der Gemein-

den für die Verbesserung des ÖPNV 

unterstützen, wie dies z.B. beim Land-

bus Bregenzerwald geschehen ist.  

 Austausch von vorhandenem Wissen 

innerhalb des DACH+ Raumes fördern: 

Regionen mit gut funktionierender, re-

gionaler Organisations- und Verwal-

tungsstruktur informieren andere Regi-

onen (Wissenstransfer).  

 

http://www.bodenseekonferenz.org/20544/Leitbild/index.aspx
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3.3 Zweitwohnsitze und  
Ferienwohnungen 

 

3.3.1 Herausforderung 

Zweitwohnsitze und Ferienwohnungen 

sind in touristisch geprägten Regionen ein 

viel diskutiertes Thema. Viele UrlauberIn-

nen bevorzugen den Besitz von Ferien-

wohnungen gegenüber dem Logieren in 

Hotels. Touristisch geprägte Gemeinden 

sind dadurch u. a. mit folgenden Auswir-

kungen konfrontiert:  

 Bodenpreise steigen, Wohnraum ist für 

Einheimische kaum mehr bezahlbar,  

 Zersiedelung,  

 außerhalb der Hauptsaison leerstehen-

de Gebäude und ausgestorbene Orte,  

 Identitätsprobleme,  

 Veränderung des Ortsbildes,  

 hohe Kosten für eine nur zeitweise 

tatsächlich erforderliche Infrastruktur-

ausstattung.  

Viele Ferienwohnungen sind illegal und 

entsprechen den Regelungen der jeweili-

gen Raumplanungsgesetzte nicht. Für die 

Gemeinden ist es oft schwierig, derartige 

illegale Nutzungen zu verhindern.  

 

Im DACH+ Raum ist die Zweitwohnsitz- 

und Ferienwohnungs-Thematik vor allem 

für die alpinen Regionen relevant. In die-

sen Regionen sind der Anteil der Zweit-

wohnsitze an den Gesamtwohnsitzen und 

der Anteil der Zweit- bzw. Ferienwohnun- 

 

gen am Gesamtwohnungsbestand im Ver-

gleich zu den anderen Regionen des 

DACH+ Raumes relativ hoch.  

Abbildung 9 gibt einen statistischen Ein-

blick in die Situation in der Schweiz. Ange-

führt sind auf Kantonsebene die Anzahl 

Abbildung 9: Zeitweise bewohnte Wohnungen (Zweitwohnungen) in der Schweiz 2000 – 
Anzahl und Anteil am Gesamtwohnungsbestand in %  
(Grau markiert sind die Kantone des DACH+ Raumes) 
Quelle: Volkszählung 2000, BFS; Berechnungen ARE  

Kanton Anzahl Anteil in % Kanton Anzahl Anteil in % 

Graubünden 47 902 37,1 Freiburg 10 454 9,9 

Wallis 61 614 35,7 Zug 3 979 9,3 

Tessin 45 175 24,4 St. Gallen 18 965 9,2 

Obwalden 3 606 22,4 Jura 2 742 8,8 

Glarus 2 916 15,2 Basel-Stadt 8 395 7,9 

Waadt 43 481 13,4 Neuenburg 6 431 7,9 

Nidwalden 2 113 12,5 Thurgau 7 983 7,9 

Uri 1 978 12,5 Luzern 11441 7,5 

Genf 22 912 11,2 Schaffhausen 2 611 7,4 

Appenzell AR 2 790 11,1 Solothurn 6 729 6,0 

Appenzell IR 668 11,0 Zürich 33 861 5,7 

Schwyz 5 526 10,0 Aargau 13 435 5,6 

Bern 45 623 9,8 Basel-Land 6 489 5,5 

 Schweiz 419 819 11,8 
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der zeitweise bewohnten Wohnungen  
(= Zweitwohnungen) und deren Anteil am 
Gesamtwohnungsbestand im Jahr 2000. In 
Graubünden liegt dieser Anteil mit 37 % 
am höchsten; vereinzelte Gemeinden wei-
sen sogar einen Anteil zwischen 65 % und 
80 % auf.  

Auch Abbildung 10 bestätigt, dass vor 
allem alpine Regionen mit der Zweitwohn-
sitz- und Ferienwohnungs-Thematik kon-
frontiert sind. Dargestellt sind die Anzahl 
der Zweitwohnsitze und deren Anteil an 
der Gesamtbevölkerung in den Vorarlber-
ger Tälern sowie in den zehn zweitwohn-
sitzreichsten Gemeinden Vorarlbergs im 
Jahr 2011 – dabei handelt es sich um alpi-
ne Gemeinden, die großteils vom Touris-
mus geprägt sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 2: Zweitwohnsitze in Vorarlberg, März 2012 
Quelle: Amt der Vorarlberger Landesregierung, Landesstelle für Statistik 

Gemeinden 
Täler 

Einwohner zum Stichtag 31. März 2012 

Haupt-
wohnsitze 

Zweit-
wohnsitze 

Anteil Zweitw. an 
Gesamteinwohner 

 Lech 1.636 3.914 70,5% 

 Warth 172 196 53,3% 

Auswahl: Klösterle 690 313 31,2% 

Gemeinden Brand 666 266 28,5% 

mit dem Schröcken 228 76 25,0% 

höchsten  Damüls 324 84 20,6% 

Anteil an Mittelberg 5.013 1.081 17,7% 

Zweitwohnsitzen Gaschurn 1.515 296 16,3% 

 St. Gallenkirch 2.190 404 15,6% 

 Dalaas 1.512 253 14,3% 

 Arlberggebiet 4.771 4.542 48,8% 

 Brandnertal 1.194 333 21,8% 

 Kleinwalsertal 5.013 1.081 17,7% 

 Montafon 16.048 1.954 10,9% 

Täler  Leiblachtal 14.004 881 5,9% 

 Bregenzerwald 30.240 1.890 5,9% 

 Großes Walsertal 3.302 206 5,9% 

 Walgau 48.827 2.974 5,7% 

 Rheintal 249.191 11.728 4,5% 

Vorarlberg Gesamt (Täler) 372.590 25.589 6,4% 
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3.3.2 Planungsansätze 

 

Restriktiver Umgang mit Ferienwoh-

nungen am Beispiel der Gemeinde  

Lech (A)  

Quelle: Muxel Ludwig, Bürgermeister Ge-
meinde Lech: restriktiver Umgang mit 
Zweitwohnungen in der Gemeinde Lech; 
Input bei DACH+CAMPUS Klausur 1  

Die Gemeinde Lech am Arlberg mit rund 

1.500 EinwohnerInnen zählt zu den erfolg-

reichsten touristischen Gemeinden Vorarl-

bergs. Neben den insgesamt 8.400 Betten, 

von denen die Hälfte in 4- bis 5-Sterne-

Hotels steht, gibt es in Lech 400 registrier-

te Ferienwohnungen. Die meisten Ferien-

wohnungen werden vermietet. Seit den 

19080er-Jahren erteilt die Gemeinde kaum 

mehr Bewilligungen für Zweitwohnungen. 

Seit dem Jahr 2000 ist der Bau von Zweit-

wohnungen im Dorf (Ortszentrum) sogar 

gänzlich verboten.   

Trotz dieses restriktiven Umgangs mit 

Zweitwohnungen, gibt es immer wieder 

Personen, die auf nicht legalem Weg ver-

suchen, eine Wohnung in Lech als Zweit-

wohnung zu nutzen. Um dem entgegen zu 

wirken, hat die Gemeinde einen Kontrol-

leur angestellt, der unregelmäßig Woh-

nungen aufsucht, um durch Beobachtun-

gen und Befragungen herauszufinden, ob 

die BewohnerInnen dieser Wohnung ihren 

Lebensmittelpunkt in Lech haben. Wird die 

Wohnung anders als erlaubt als Zweit-

wohnung verwendet, muss eine Busse von 

bis zu 35.000 Euro bezahlt werden. Wird 

die Wohnung weiterhin als Zweitwohnung 

verwendet, muss im nächsten Jahr erneut 

eine Busse gezahlt werden, falls das Delikt 

wieder nachgewiesen werden kann. Im 

äußersten Fall wird die Wohnung zwangs-

versteigert. Jährlich werden rund ein hal-

bes Dutzend Strafanzeigen ausgestellt.   

 

Zweitwohnsitzbeschränkung am Bei-

spiel der Schweiz   

Quelle: Verordnung über Zweitwohnungen, 
vom 22. August 2012 (Stand am 15. Mai 
2013) 

Anfang März 2012 stimmte das Schweizer 

Volk der sogenannten „Zweitwohnsitzinitia-

tive“ zu. Diese Initiative forderte den Stopp 

des „uferlosen Baus von Zweitwohnun-

gen“. Auf Grundlage dieser Initiative trat 

am 1. 1. 2013 eine Verordnung über 

Zweitwohnungen in Kraft. Gegenstand 

dieser Verordnung ist die Beschränkung 

von neuen Zweitwohnungen auf einen 

Anteil von 20 % am Gesamtwohnungsbe-

stand. In Gemeinden, in denen der Anteil 

der Zweitwohnungen am Gesamtbestand 

der Wohnungen über den 20 % liegt, be-

steht ein Bauverbot von Zweitwohnungen.   

 

3.3.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum 

Zweitwohnsitze und Ferienwohnungen 

sind nicht für den gesamten DACH+ Raum 

relevant. Nötig ist daher die Behandlung 

des Themas in Bezug auf Teilräume, und 

hier vor allem in Bezug auf alpine Regio-

nen, wie z.B. Vorarlberg oder Graubünden.  

Gemeinsames Ziel dieser Teilräume ist, 

Zweitwohnsitze und Ferienwohnungen 

einzudämmen. Hierfür sind im DACH+ 

Raum Lösungsansätze vorhanden, die 

zum Teil bereits erprobt, zum Teil aber 

noch in einer „Testphase“ sind. Auf dieses 

vorhandene Potenzial kann zugegriffen 

werden: Die Regionen können voneinan-

der lernen.   

Besonderes Augenmerk ist dabei auf die 

unterschiedlichen Ebenen der Zuständig-

keiten in den DACH+ Ländern zu legen. 

Beispielsweise ist in der Schweiz der Bund 

für diese Thematik zuständig, während es 

in Österreich die Bundesländer sind.   
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3.3.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien 

 

Die Thematik der Zweitwohnsitze und 
Ferienwohnungen in Teilräumen be-
trachten. Handlungserfordernisse und 
der Bedarf nach Restriktionen bestehen 
vor allem im alpinen Raum.  

 Erfahrungsaustausch zu den unter-

schiedlichen Lösungsansätzen im Um-

gang mit Zweitwohnsitzen und Ferien-

wohnungen zwischen den betroffenen 

Regionen intensivieren. Dabei die un-

terschiedlichen Ebenen der Zuständig-

keiten berücksichtigen.   

 Nutzungshäufigkeit von bestehenden 

Zweitwohnsitzen und Ferienwohnun-

gen durch Vermittlungsplattformen im 

Internet erhöhen.   

 

Alternative Unterbringungsmöglichkei-
ten fördern.  

 Individuelle Tourismuskonzepte mit 

besonderer Berücksichtigung der Be-

herbergungssituation erarbeiten.   

 Vorhandenes Potenzial nutzen und 

individuell ortsverträgliche Beherber-

gungsmodelle fördern.   
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4. PLANUNGSPRINZIPIEN 
FÜR ENERGIE UND 
LANDSCHAFT 

 

 

4.1 Energiewende in den Teil-
räumen DACH+  

 

4.1.1 Herausforderung 

Klimawandel, endliche fossile Energieträ-

ger, Atomausstieg und steigende Roh-

stoffpreise bei gleichzeitiger hoher Abhän-

gigkeit unserer Gesellschaft von günstigen 

und sicheren Energiequellen, sind verant-

wortlich dafür, dass sich die Energiever-

sorgung zum zentralen Thema des wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen Han-

delns entwickelt hat.   

Staaten, Länder, Regionen und Gemein-

den richteten ihre Energiestrategien in den 

letzten Jahren neu aus – oft mit massiven 

Auswirkungen auf die Landschaft und 

raumplanerischen Handlungsbedarf.   

Wie können die ambitionierten Ziele, wie 

der  

■ Ausstieg aus der Atomenergie,  

■ Reduktion des CO2-Ausstoßes er-

reicht werden?  

■ Wie können die Abhängigkeiten 

von (ausländischen) Energiequel-

len reduziert werden?  

■ Und wie kann gleichzeitig der ho-

he Wirtschafts- und Lebensstan-

dard, der wesentlich von der Ver-

fügbarkeit von zuverlässigen 

Energiequellen bestimmt wird, si-

chergestellt werden?   

Diesen Herausforderungen stellen sich die 

betroffenen Gebietskörperschaften mit 

zahlreichen politischen Absichtspapieren, 

Energiekonzepten und Maßnahmen zur 

Umsetzung.      

Auch im DACH+ Raum liegen mehrere 

Energieleitbilder und -konzepte vor (Bei-

spiele siehe Kapitel 4.1.2). In den Zielset-

zungen finden sich viele Gemeinsamkei-

ten, wie z.B. die Deckung des  

Energiebedarfs aus erneuerbaren Ener-

giequellen, Energiesparmaßnahmen oder 

eine größere Unabhängigkeit bei der  

Energieversorgung. Eine Auswahl der 

unterschiedlichen Zielsetzungen findet sich 

in der Abbildung 11 auf der nächsten Sei-

te. Die Ausgangssituation ist in den einzel-

nen Ländern des DACH+ Raums jedoch 

z.T. recht unterschiedlich. Österreich pro-

duziert im Unterschied zu Deutschland und 

der Schweiz keinen Atomstrom und nutzt 

bereits heute einen hohen Anteil an er-

neuerbarer Energie (v.a. Wasserkraft).  

Die unterschiedlichen Energieträger im 

DACH+ Raum sind in Abbildung 12 räum-

lich verortet.    

Die planerische Entwicklung der Erneuer-

baren Energien und die Forcierung einzel-

ner Energieformen hängen nicht zuletzt 

von den gesetzlichen Rahmenbedingun-

gen und den Förderstrategien und -

instrumenten ab; sie sind in den einzelnen 

Staaten und Ländern unterschiedlich. 

Energieerzeugung hat immer Auswirkun-

gen auf den Raum und umgekehrt. Gerade 

erneuerbare Energiequellen (Wind, Sonne, 

Wasser, Biomasse) sind besonders raum-

relevant. Die Raumplanung hat im Rah-

men der Energiewende jedoch nur teilwei-

se steuernde Möglichkeiten.  
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Land / Ebene Programm / Strategie / Konzept Ziele (Auswahl) Zeithorizont 

Baden-Württemberg, D Integriertes Energie- und Klima-

schutzkonzept Baden-

Württemberg (IEKK) 

■ Ausstieg aus der Nutzung der Atomenergie 

■ Verringerung der Importabhängigkeit von Energieträgern  

■ Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien an der Bruttostromer-

zeugung von rund 19 % im Jahr 2011 auf 86 %  

bis 2050 

Bayern, D Klimaschutzstrategie Bayern 2020 ■ Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 

auf 20 % 

■ Erhöhung des Anteils der erneuerbaren Energien am Stromverbrauch 

auf 50 % 

bis 2020 

Vorarlberg, A Energieautonomie Vorarlberg ■ Abdeckung des kompletten Energiebedarfes des Landes mit erneuerba-

rer Energie  

■ Energieautonomie  

bis 2050 

Schweiz, CH Energiestrategie 2050 ■ schrittweiser Ausstieg aus der Kernenergie  

■ Senkung des durchschnittlichen Energieverbrauchs pro Person um 43% 

gegenüber dem Jahr 2000 

■ Senkung des durchschnittlichen Stromverbrauchs pro Person und Jahr 

um 13 % gegenüber dem Jahr 2000  

■ Steigerung der inländischen Stromproduktion aus erneuerbaren Ener-

gien (ausgenommen Wasserkraft) von 2.000 GWh im Jahr 2012 auf 

mindestens 14.500 GWh  

■ Steigerung der inländische Stromproduktion aus Wasserkraft von 35.400 

GWh im Jahr 2012 auf mindestens 37‘400 GWh pro Jahr  

generell bis 

2050; neben-

stehend ange-

führte quanti-

tative Ziele bis 

2035 

Liechtenstein Energiestrategie 2020 ■ Erhöhung der Energieeffizienz um 20 % zur Verbrauchsstabilisierung 

gegenüber dem erwarteten Verbrauch ohne Effizienzmaßnahmen   

■ Erhöhung des Anteils erneuerbarer, einheimischer Energieträger von 

8,2 % im Jahr 2008 auf 20 % des gesamten Energiebedarfes   

■ Reduktion des Treibhausgas-Ausstoßes um 20 % gegenüber 1990 

bis 2020 

 Abbildung 11: Auswahl an Energie-Konzepten, -Programmen und -Strategien im DACH+ Raum  
Quelle: Land Baden-Württemberg (Hrsg.): Integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept Baden-Württemberg (IEKK). 2014; Bayrisches Staatsministerium für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz (Hrsg.): Klimaprogramm Bayern 2020. 2007; Amt der Vorarlberger Landesregierung (Hrsg.): Homepage von energieautonomie 

vorarlberg; Bundesamt für Energie BFE (Hrsg.): Energiestrategie 2050; Regierung des Fürstentums Liechtenstein (Hrsg.): energiestrategie 2020. Kurzfassung. 
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Abbildung 12: Energieträger im DACH+ Raum 



stadtland 

DACH+ 

Leitvorstellungen und  

Planungsprinzipien 

Seite 30 

4.1.2 Planungsansätze (Energie) 

Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg 

und Integriertes Energie- und Klima-

schutzkonzept Baden-Württemberg 

(IEKK) 

Quelle: Klimaschutzgesetz Baden-
Württemberg (KSG BW) vom 23. Juli 2013 
i.d.g.F. sowie Land Baden-Württemberg 
(Hrsg.): Integriertes Energie- und Klima-
schutzkonzept Baden-Württemberg 
(IEKK). 2014.   

Als zweites deutsches Bundesland hat 

Baden-Württemberg im Jahr 2013 ein Kli-

maschutzgesetz (KSG BW) beschlossen. 

Ziel dieses Gesetztes ist es, im Rahmen 

der internationalen, europäischen und 

nationalen Klimaschutzziele einen ange-

messenen Beitrag zum Klimaschutz durch 

Reduzierung der Treibhausgasemissionen 

zu leisten und zugleich zu einer nachhalti-

gen Energieversorgung beizutragen. Als 

Klimaschutzziel für Baden-Württemberg 

wird im Klimaschutzgesetz festgelegt, dass 

die Gesamtsumme der Treibhausgasemis-

sionen bis 2020 um mindestens ein Viertel 

im Vergleich zum Jahr 1990 verringert 

werden soll; bis 2050 soll die Minderung 

90 % betragen. Als weiteres Klimaschutz-

ziel wird angeführt, dass die unvermeidba-

ren Auswirkungen des Klimawandels im 

Rahmen einer landesweiten Anpassungs-

strategie durch vorsorgende Anpassungs-

maßnahmen zu begrenzen sind. Weitere 

Elemente des KSG BW sind die Vorbild-

funktion der öffentlichen Hand und die 

allgemeine Verpflichtung jedes einzelnen, 

im Rahmen seiner Möglichkeiten zur Ver-

wirklichung der Klimaschutzziele beizutra-

gen. 

Im KSG BW ist festgehalten, dass die 

Landesregierung nach Anhörung von Ver-

bänden und Vereinigungen ein Integriertes 

Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) 

beschließt. Dieses Konzept enthält Ziele, 

Maßnahmen und Strategien zur Errei-

chung der Klimaschutzziele und muss 

laufend durch ein Monitoring auf Basis 

quantitativer und qualitativer Erhebungen 

überprüft werden. 

Das IEKK wurde im Juli 2014 beschlossen. 

Darin sind zu folgenden Themenbereichen 

Ziele, Strategien und Maßnahmen formu-

liert:  

 Stromversorgung 

 Private Haushalte 

 Industrie 

 Gewerbe, Handel und Dienstleistungen 

 Verkehr 

 Öffentliche Hand 

 Land- und Forstwirtschaft, Landnut-

zung 

 Wärme 

 Stoffströme 

Auch zum Thema Erneuerbare Energie 

finden sich Ziele im IEKK. So soll der An-

teil der erneuerbaren Energien an der 

Bruttostromerzeugung von rund 19 % im 

Jahr 2011 auf 38 % im Jahr 2020 steigen, 

bis ins Jahr 2050 sogar auf 86 %.  

Das IEKK ist die konzeptionelle Grundlage 

für die Energie- und Klimapolitik in Baden-

Württemberg. 

 

Landesprogramm „Energieautonomie  

Vorarlberg“  

Quelle: Gross Adi, Leiter Bereich Energie, 
Klimaschutz und klimaschutzrelevante 
Ressourcen, Land Vorarlberg: Vorarlberg 
auf dem Weg zur Energieautonomie; Input 
bei DACH+CAMPUS Klausur 2 sowie Amt 
der Vorarlberger Landesregierung (Hrsg.):  
Homepage von energieautonomie vorarl-
berg. Online.   

Mit der „Energieautonomie Vorarlberg“ hat 

sich die Landesregierung eine zukunftsfä-

hige Energieversorgung zum Ziel gesetzt. 

http://www.energieautonomie-vorarlberg.at/de/
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Bis zum Jahr 2050 soll der komplette  

Energiebedarf des Landes mit erneuerba-

rer Energie abgedeckt werden. Dabei soll 

Energieautonomie gewährleistet sein.  

Der Begriff „Energieautonomie“ wird fol-

gendermaßen definiert: Durch Steigerung 

der Energieeffizienz und Ausbau der er-

neuerbaren Energiequellen wird eine 

nachhaltige, d.h. in der Jahresbilanz aus-

geglichene und vollständig auf erneuerba-

ren Energiequellen gegründete Energie-

versorgung angestrebt. Energieautonomie 

bedeutet demnach, dass anders als bei 

der Energieautarkie auch Energie impor-

tiert und exportiert wird. Die Summe der 

jährlichen Energieerzeugung entspricht 

aber dem jährlichen Energieverbrauch. 

Die Energieautonomie gründet auf 4 Säu-

len:    

■ Energiesparen  
Die Reduktion des Energiever-

brauchs ist Grundlage der Ener-

gieautonomie. Bei zahlreichen 

Anwendungen ist dies bereits 

durch eine Verhaltensänderung 

möglich.   

 

■ Energieeffizienz  
Heute stehen Technologien zur 

Verfügung, die eine bessere Aus-

nutzung der in Vorarlberg einge-

setzten und erzeugten Energien 

ermöglichen. Sie sollen in den 

Vordergrund gerückt werden.    

■ Erneuerbare Energie  
Vorarlberg verfügt über nennens-

werte Mengen an erneuerbaren 

Energien wie Sonnenkraft, Was-

serkraft und Biomasse. Die dies-

bezügliche Nutzung soll deutlich 

ausgebaut werden.   

■ Forschung, Entwicklung und 
Bildung 
Bildung ist eine wichtige Investition 

in die Zukunft – und Know-how 

schafft Vorsprung und stärkt den 

Standort Vorarlberg. Zum Zwecke 

einer lebenswerten Zukunft für 

nachfolgende Generationen.    

Die Energiezukunft Vorarlberg wurde im 

Rahmen eines breit angelegten Visions-

prozess, bei dem die Bevölkerung, Akteu-

rInnen und Stakeholder aktiv eingebunden 

wurden, erarbeitet. 101 „enkeltaugliche 

Maßnahmen“ wurden für eine konkrete 

Umsetzung der Ziele definiert.    

 

Energiestrategie 2050 CH 

Quelle: Poschet Lena, Sektionschefin 
Bundesplanungen Bundesamt für Raum-
entwicklung, ARE Schweiz; Bundesamt für 
Energie BFE: Energie und Raumentwick-
lung. Herausforderungen in der Schweiz. 
Input bei DACH+CAMPUS Klausur 2; so-
wie Bundesamt für Energie BFE (Hrsg.): 
Energiestrategie 2050. Online.  

Vor dem Hintergrund der Nuklearkatastro-

phe in Fukushima haben Bundesrat und 

Parlament der Schweiz im Jahr 2011 einen 

Grundsatzentscheid für einen schrittwei-

sen Ausstieg aus der Kernenergie gefällt. 

Die bestehenden fünf Kernkraftwerke sol-

len am Ende ihrer sicherheitstechnischen 

Betriebsdauer (2019–2034) stillgelegt und 

nicht durch neue Kernkraftwerke ersetzt 

werden. Das Schweizer Energiesystem 

soll demnach bis ins Jahr 2050 sukzessive 

umgebaut werden. Hierfür hat der Bundes-

rat die Energiestrategie 2050 erarbeitet. 

Sie basiert auf den aktualisierten Energie-

perspektiven 2035 des Departements für 

Umwelt, Verkehr, Energie und Kommuni-

kation und bündelt die für den Umbau des 

Energiesystems nötigen Maßnahmen.    

Der Bundesrat setzt vor allem auf eine 

konsequente Erschließung der vorhande-

nen Energieeffizienzpotenziale, aber auch 

http://www.bfe.admin.ch/themen/00526/00527/index.html?lang=de
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auf eine ausgewogene Ausschöpfung der 

vorhandenen Potenziale der Wasserkraft 

und der anderen erneuerbaren Energien. 

In einer zweiten Etappe der Energiestrate-

gie 2050 will der Bundesrat das bestehen-

de Fördersystem durch ein Lenkungssys-

tem ersetzen.   

 

2000-Watt-Gesellschaft  

Quelle: Fachstelle 2000-Watt-Gesellschaft 
(Hrsg.): Webauftritt der Initiative „2000-
Watt-Gesellschaft“ sowie Städte Arbon, 
Feldkirch, Schaffhausen, Singen, St. Gal-
len, Überlingen und Winterthur (Hrsg.): 
Webauftritt der Initiative „Wir leben 2000 
Watt“  

Der Grundstein für die 2000-Watt-

Gesellschaft wurde in den 1990er-Jahren 

an der ETH-Zürich gelegt. Wissenschaftler 

fanden heraus, dass der weltweite durch-

schnittliche Energieverbrauch im Jahr 

1990 bei rund 2000 Watt Dauerleistung 

pro Person liegt und hielten fest, dass 

dieser Wert nicht weiter ansteigen soll. 

Zudem soll die Energie gerechter verteilt 

werden, indem Industrienationen ihren 

Energieverbrauch auf 2000 Watt senken 

und Entwicklungsländer 2000 Watt zur 

Verfügung haben.    

In weiterer Folge wurde von der ETH das 

Projekt „2000-Watt-Gesellschaft“ gestartet 

und im Laufe der Jahre weiterentwickelt. 

Im Jahr 2010 wurde aufgrund des wach-

senden Interesses am Projekt eine eigen-

ständige Fachstelle für Fragen um die 

2000-Watt-Gesellschaft.   

Das Konzept der 2000-Watt-Gesellschaft 

orientiert sich an den zwei Zielgrößen und 

Primärenergie und Treibhausgasemissio-

nen und legt folgende Zielwerte fest:    

 2000 Watt Primärenergie Dauerleistung 

pro Person  

 1 Tonne CO2-Äquivalente pro Person 

und Jahr   

Bei einem aktuellen Energiebedarf in der 

Schweiz von 6300 Watt und einer Treib-

hausgasbelastung von 8,6 Tonnen pro 

Person und Jahr bedeuten diese Zielwerte  

 3-mal weniger Primärenergie und 

 8-mal weniger Ausstoß von CO2-

Äquivalenten  

Die Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft sol-

len in der Schweiz bis zum Jahr 2100 er-

reicht werden. Bereits heute haben mehr 

als hundert Gemeinden und Städte diese 

Ziele politisch verankert.  

 

Zehn Städte im DACH+ Raum haben sich 

im Rahmen eines INTERREG IV-Projektes 

zu Initiative „Wir leben 2000 Watt“ zu-

sammengeschlossen, um gemeinsam die 

Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft zu errei-

chen: Arbon, Feldkirch, Gossau, Konstanz, 

Radolfzell, Schaffhausen, Singen, St. Gal-

len, Überlingen und Winterthur. Durch eine 

gemeinsame Informationskampagne und 

unzählige Projekte und Aktionen wollen die 

Städte die Menschen für einen energie-

sparenden Lebensstil gewinnen.   

 

Energiestrategie 2020 FL  

Quelle: Regierung des Fürstentums Liech-
tenstein (Hrsg.): energiestrategie 2020. 
Kurzfassung. Download. 

Die Regierung des Fürstentums Liechten-

stein hat im Jahr 2012 die Energiestrategie 

2020 vorgestellt. Mit einem im Vergleich zu 

den Liechtensteiner Nachbarländern kur-

zen Zeithorizont bis 2020 zeigt die Ener-

giestrategie konkrete Maßnahmen auf, um 

eine sichere, nachhaltige und bezahlbare 

Energieversorgung zu erreichen.   

Folgende Ziele wurden festgelegt:  

 Erhöhung der Energieeffizienz um 

20 % zur Verbrauchsstabilisierung ge-

http://www.2000watt.ch/
http://www.wirleben2000watt.com/wir-leben-2000-watt/
http://www.regierung.li/fileadmin/dateien/downloads/Energiestrategie_Kurzfassung.pdf
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genüber dem erwarteten Verbrauch 

ohne Effizienzmaßnahmen   

 Erhöhung des Anteils erneuerbarer, 

einheimischer Energieträger von 8,2 % 

im Jahr 2008 auf 20 % des gesamten 

Energiebedarfes im Jahr 2020     

 Reduktion des Treibhausgas-

Ausstoßes um 20 % gegenüber dem 

Jahr 1990    

Darüber hinaus wurde in einem Energief-

lussdiagramm aufgezeigt, wo wie viel 

Energie verbraucht wird. In diesem Ener-

gieflussdiagramm ist ersichtlich, welche 

Energieformen in welchen Sektoren ver-

braucht werden. Dadurch können Einspa-

rungsmöglichkeiten und Potential für Effi-

zienzsteigerungen lokalisiert werden. Auf-

bauend auf dem Ergebnis wurden sechs 

Handlungsfelder mit je einem Bündel von 

konkreten Maßnahmen festgelegt:   

 Gebäude 

 Energieeffiziente und emissionsarme 

Mobilität   

 Prozesse und Geräte  

 Energieerzeugung und Beschaffung  

 Kampagne Energieland und Bewusst-

seinsbildung    

 Schaffung von Entscheidungsgrundla-

gen und Datenbasis   

Bei der Umsetzung der Maßnahmen steht 

die Freiwilligkeit im Vordergrund, begleitet 

von Fördermaßnahmen und verstärkter 

Information.   

 

Ein guter Tag hat 100 Punkte  

Quelle: Kairos (Hrsg.): Ein guter Tag hat 
100 Punkte. Webauftritt des Projektes. 

„Ein guter Tag hat 100 Punkte“ ist eine 

offene, freie und unabhängige Initiative 

von Kairos in Bregenz (gemeinnützige 

GmbH für Wirkungsforschung und Ent-

wicklung) und dem Designbüro Integral 

Ruedi Baur in Zürich. Ziel ist es, darüber 

zu informieren, wie viel CO2 die Menschen 

durch ihren Lebensstil und ihre Gewohn-

heiten verbrauchen und welche Alternati-

ven es gibt.   

Die Initiative geht davon aus, dass jeder 

Mensch ungefähr 6,8 kg CO2 täglich durch 

seine Handlungen ausstoßen darf, um die 

Welt und das Klima im Gleichgewicht zu 

halten. Diese 6,8 kg CO2 werden umge-

rechnet in 100 Punkte, sodass jeder 

Mensch jeden Tag 100 Punkte zur Verfü-

gung hat. Die Menschen in Mitteleuropa 

leben derzeit weit über dem verträglichen 

Maß. So werden hier statt den möglichen 

100 Punkten im Schnitt 450 Punkte pro 

Tag verbraucht.   

Die Inhalte der Kampagne sollen ohne  

große Finanzierung, ohne die üblichen 

Werbeträger, ohne Großplakate und Fern-

sehspots bekannt werden. Eine Homepa-

ge zur Berechnung des täglichen Punkte-

verbrauchs und zur Findung sinnvoller 

Alternativen ist bereits erfolgreich in Be-

trieb.  

 

Wichtige Ziele für die Bioenergie-Region 

sind:  

 Etablierung eines Bioenergie-

Netzwerks mit mindestens 60 aktiven 

Teilnehmern 

 Umsetzung von mindestens 10 Bio-

energiedörfer im Projektgebiet 

 zusätzlich Nachrüstung von mindes-

tens 5 Biogasanlagen mit Abwärme-

nutzung 

 mindestens 20 Mio € zusätzliche regio-

nale Wertschöpfung 

 Entwicklung und modellhafte Umset-

zung einer Nachhaltigkeitsstrategie für 

Bioenergie 

http://www.eingutertag.org/
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4.1.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum (Energie) 

Die im DACH+ Raum entwickelten und 

beschlossenen Energieprogramme und 

politischen Grundsatzpapiere definieren 

z.T. sehr hochgesteckte Ziele, die nur mit 

großen Anstrengungen erreicht werden 

können. Administrative und politische 

Grenzen stellen manche Region und 

Kommune rund um den Bodensee vor 

besondere Herausforderungen.   

Die Voraussetzungen für die Energieer-

zeugung sind in den Regionen des 

DACH+ Raums teilweise sehr unterschied-

lich. Aber es ist gerade diese Unterschied-

lichkeit, die eine resiliente Basis der Ener-

gieerzeugung und -versorgung schaffen 

könnte und von der der gesamte DACH+ 

Raum profitieren könnte, wenn über 

Staats- und Ländergrenzen hinweg ener-

gierelevante Parameter als Grundlage von 

Entscheidungen gemeinsam definiert wer-

den.    

Ansätze hierzu bildet beispielsweise die 

„Strategie Klimaschutz und Energie“ der 

Internationalen Bodensee Konferenz (IBK) 

aus 2014, in der gemeinsame Ziele und 

grenzüberschreitende Maßnahmen formu-

liert sind (vgl. Internationale Bodenseekon-

ferenz (Hrsg.): IBK-Strategie Klimaschutz 

und Energie. 2014. Online).  

 

  

http://www.bodenseekonferenz.org/41000/41362/Home/Strategie-Klimaschutz-und-Energie/Umwelt/Plattform-Klimaschutz-und-Energie/Strategie/index_v2.aspx
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4.1.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien (Energie) 

Raumansprüche, die sich aufgrund der 
Energiewende ergeben, bewusst ma-
chen.   

 Die Raumansprüche der Erzeugung 

von erneuerbarer Energie sind vielfäl-

tig. Zwei Beispiele:   

 Technische Bauwerke wie z.B. 

Stromleitungen oder Windenergie-

anlagen verändern das Erschei-

nungsbild der Landschaft. 

 Manche Energiegewinnungsmetho-

den können eine Änderung in der 

Landbewirtschaftung bewirken, z.B. 

Bioenergie oder Solar- und Wind-

energie.  

 Durch Informationskampagnen kann 

ein Bewusstsein dafür geschaffen wer-

den, was die Erzeugung von erneuer-

barer Energie für den Raum bedeutet.    

 Zielgruppen sind  

 PolitikerInnen auf allen Ebenen 

(Kommunen, Länder, Kantone etc.), 

 Personen in der Verwaltung auf al-

len Ebenen (Kommunen, Regionen, 

Länder etc.),   

 PlanerInnen,  

 Unternehmen, die direkt oder indi-

rekt an der Energiegewinnung betei-

ligt  sind, sowie 

 BürgerInnen.   

 

Energiewende staatsübergreifend dis-
kutieren und soweit wie möglich ab-
stimmen.    

 Jede Region hat unterschiedliche Po-

tenziale und Stärken in der Energieer-

zeugung – diese Synergien sollen ge-

nutzt werden.   

 Karte der Energiepotenziale im DACH+ 

Raum ausarbeiten. Wo eignet sich wel-

che Energieerzeugung wie?  

 

Schwerpunkt auf Energieautonomie, 
nicht auf Energieautarkie legen.    

 Energieautonomie bedeutet, dass an-

ders als bei der Energieautarkie auch 

Energie importiert und exportiert wird. 

Die Summe der jährlichen Energieer-

zeugung entspricht aber dem jährlichen 

Energieverbrauch.   

 Den Schwerpunkt auf Energieautono-

mie zu legen erscheint aus raumplane-

rischer Sicht sinnvoll, da dadurch die 

Überlastung eines Raumes besser 

vermieden werden kann.   

 Schwerpunktsetzung in den Energie-

konzepten der Länder, Kantone, Regi-

onen etc. berücksichtigen.   

 

Die Änderung des Konsumverhaltens 
der BürgerInnen vorantreiben.  

 Erforderlich dafür sind Verständnis und 

Bereitschaft der Bevölkerung zum be-

wussten Umgang mit Energie, zum 

Energie sparen, aber auch dahinge-

hend, dass mit der Energiewende ein 

Wandel der Landschaft einhergeht. 

Dies kann aber nur über eine umfas-

sende Einbindung und Bewusstseins-

bildung erreicht werden.  

 Bestehende Kampagnen zur Bewusst-

seinsbildung und Sensibilisierung der 

Bevölkerung unterstützen, daran an-

knüpfen und diese weiterentwickeln 

oder neue Kampagnen initiieren.   
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4.2 Windenergie  
 

4.2.1 Herausforderung 

Durch die Neuausrichtung der Energiestra-

tegien von Staaten, Ländern, Regionen 

und Gemeinden gewinnen erneuerbare 

Energien immer mehr an Bedeutung. In 

den Strategien werden Ziele formuliert, die 

eine deutliche Steigerung des Strom-

Anteils aus erneuerbaren Energiequellen 

zum Inhalt haben.     

Die unterschiedlichen Formen der Gewin-

nung erneuerbarer Energie sind nicht für 

jede Region gleich gut geeignet. Bei-

spielsweise werden in den deutschen Re-

gionen des DACH+ Raumes seit Jahren 

Windenergieanlagen errichtet, während im 

Fürstentum Liechtenstein und in Vorarl-

berg noch keine Windenergieanlage vor-

handen ist.    

Hinsichtlich Windenergieanlagen sind vor-

handene Ausbaupotenziale, der Bedarf 

und die Rahmenbedingungen (rechtlich, 

landschaftlich, raumplanerisch etc.) von 

Region zu Region verschieden. Diesem 

Umstand muss Rechnung getragen wer-

den, was vor allem bei Projekten mit 

grenzüberschreitenden Auswirkungen zum 

Tragen kommt. 

Auswirkungen von Windenergieanlagen 

sind hauptsächlich räumlicher Art. Derarti-

ge Auswirkungen auf den Raum, und hier 

insbesondere auf die Landschaft, stellen 

eine große Herausforderung dar. Wind-

energieanlagen können Landschaften in 

Bezug auf   

 ihre Eigenart, 

 Maßstäblichkeiten, 

 bekannte Horizontbilder und Silhouet-

ten sowie   

 das Landschaftserleben 

beeinträchtigen bzw. verändern.  

Um eine landschaftsverträgliche und ge-

sellschaftlich akzeptierte Entwicklung von 

Windenergieanlagen zu gewährleisten, ist 

neben der politischen/gesetzlichen Steue-

rung eine räumliche Steuerung von großer 

Bedeutung. Problematisch dabei ist, dass 

es im Gegensatz zum Artenschutz für den 

Landschaftsschutz nur wenige rechtliche 

Instrumente gibt. Beispiele dafür sind die 

Alpenkonvention oder in Deutschland die 

Landschaftsschutzgebiete.  

Eine besondere Herausforderung in der 

DACH+ Region stellt die Errichtung von 

Windenergieanlagen rund um den Boden-

see dar. 

4.2.2 Planungsansätze  

Empfehlung zur Planung von Wind-

energieanlagen, CH 

Quelle: Bundesamt für Energie BFE; Bun-
desamt für Umwelt BAFU; Bundesamt für 
Raumentwicklung ARE (Hrsg.): Empfeh-
lung zur Planung von Windenergieanla-
gen. Die Anwendung von Raumplanungs-
instrumenten und Kriterien zur Standort-
wahl. 2010. 

Im „Konzept Windenergie Schweiz“ aus 

dem Jahr 2004 haben die drei Bundesäm-

ter für Energie, Umwelt und für Raument-

wicklung BFE, BAFU und ARE festgehal-

ten, dass sie einen geordneten Ausbau der 

Windenergie wollen. Dieser Ausbau soll 

zudem einen substanziellen Beitrag zu den 

Zielen des Konzepts „EnergieSchweiz“ 

(BFE / UVEK) leisten und den Anliegen 

des Landschafts- und Umweltschutzes 

Rechnung tragen. Zur Konzentration von 

Windenergieanlagen wurden durch Bund, 

Kantone, Energiewirtschaft und Umweltor-

ganisationen gemeinsam Kriterien für die 

Standortwahl von Windparks vorgeschla-

gen. Seit der Veröffentlichung des Kon-

zepts hat sich das Umfeld für die Wind-

energie in der Schweiz stark verändert, 

z.B. sind die Windenergieanlagen tech-

nisch weiter entwickelt und besser an 
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Standorte mit mittleren Windgeschwindig-

keiten angepasst worden und durch das 

neue Instrument der kostendeckenden 

Einspeisevergütung haben sich die wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen für die 

Nutzung der Windenergie verbessert.  

BFE, BAFU und ARE publizierten im Jahr 

2010 Empfehlungen zur Planung von 

Windenergie, um auf diese Veränderungen 

zu reagieren und das bestehende „Kon-

zept Windenergie Schweiz“ weiterzuentwi-

ckeln und zu ergänzen.  

Die publizierte Empfehlung soll den Fach-

stellen bei der Anwendung der raumplane-

rischen Instrumente (Richtplan, Nutzungs-

plan, Baubewilligung) im Zusammenhang 

mit Windenergieprojekten als Arbeits-

grundlage dienen. Sie soll eine Entschei-

dungshilfe bei der Lösung von möglichen 

Zielkonflikten sein, insbesondere zwischen 

dem Ausbau der Windenergie und dem 

Schutz von Natur und Landschaft. Weiters 

soll eine in der gesamten Schweiz einheit-

liche Anwendung der Kriterien für die 

Standortwahl von Windenergieprojekten 

erreicht werden und zu einer großräumig 

abgestimmten Bezeichnung von geeigne-

ten Standorten beitragen. Angesichts der 

großen räumlichen Wirkung soll eine sol-

che Abstimmung möglichst auch einen 

überkantonalen bzw. überregionalen Pla-

nungsansatz ermöglichen.  

 

Vorranggebiete in Regionalplänen am 

Beispiel von Baden-Württemberg, D  

Quelle: Landesanstalt für Umwelt, Mes-
sungen und Naturschutz Baden-
Württemberg (Hrsg.): Windenergie – 
Rechtliches. Online. sowie Regionalver-
band Hochrhein-Bodensee (Hrsg.): Teil-
fortschreibung Regionalplan 2000 – Wind-
energienutzung. Online.  

Im alten Landesplanungsgesetz von Ba-

den-Württemberg in der Fassung vom 10. 

Juli 2011 war festgelegt, dass in den Regi-

onalplänen Vorrang- und Ausschlussge-

biete für die Windenergienutzung festge-

legt werden, eine so genannte „Schwarz-

Weiß-Planung“. Das Landesplanungsge-

setz wurde am 22. Mai 2012 novelliert, 

weil die fast flächendeckenden Aus-

schlussgebiete für Windenergienutzung in 

den Regionalplänen einem weiteren Aus-

bau der Windenergie entgegenstanden.  

Das neue Landesplanungsgesetz sieht 

nun vor, dass in den Regionalplänen nur 

noch Vorrang- aber keine Ausschlussge-

biete für die Windenergie festlegt werden 

können. In den Vorranggebieten sind 

Windenergieanlagen vorrangig zulässig. 

Andere raumbedeutsame Nutzungen, die 

der Windenergienutzung entgegenstehen, 

sind in diesen Gebieten ausgeschlossen. 

Die bis dahin bestehenden Vorrang- und 

Ausschlussgebiete für Windenergieanla-

gen in den Regionalplänen sind mit 1. 

Jänner 2013 vollständig aufgehoben wor-

den. 

Im Gegenzug dazu erhalten die kommuna-

len Planungsträger eine weitreichendere 

planerische Zuständigkeit. Sie können 

beispielsweise im Flächennutzungsplan so 

genannte „Konzentrationszonen“ oder 

„Sonderbauflächen “ für Windenergieanla-

gen ausweise渀Dadurch kommt es bei der 

räumlichen Steuerung der Windkraftnut-

zung zu einer komplementären Planungs-

kompetenz der regionalen und kommuna-

len Planungsebene.  

 

Windatlas Baden-Württemberg, D 

Quelle: Landesanstalt für Umwelt, Mes-
sungen und Naturschutz Baden-
Württemberg (Hrsg.): Windatlas. Online.  

Der Windatlas Baden-Württemberg dient 

der Identifizierung der windhöffigsten Ge-

biete im Rahmen der Ausweisung von 

Vorranggebieten für Windenergieanlagen. 

Mithilfe des Windatlasses können die bes-

ten Standorte für Windenergieanlagen 

http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/223150/
http://www.hochrhein-bodensee.de/index.php?id=32&no_cache
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/223149/
reichert
Textfeld
n
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ausfindig gemacht werden, was vor allem 

für Planungsbüros und Investoren von 

Bedeutung ist. Diese Windkartierung wur-

de durch den TÜV SÜD vorgenommen 

und ist die genaueste Windpotenzialanaly-

se Deutschlands. 

 

 

Anhand digitaler Karten lässt sich eine 

Abschätzung des gesamten energetischen 

Potenzials der Windenergie in Baden-

Württemberg durchführen. Abbildung 13 

zeigt die mittlere Windgeschwindigkeit in 

120 Metern über dem Boden. Insgesamt 

lässt sich daraus ableiten, dass auf einer 

Fläche von ca. 35,2 % der Gesamtfläche 

von Baden-Württemberg eine Windge-

schwindigkeit von mehr als 5,25 m/s auf 

120 m vorzufinden ist. Eine Windge-

schwindigkeit von mehr als 6,00 m/s auf 

120 m Höhe ergibt sich für eine Fläche von 

etwa 1,8 % der Landesfläche. 

 

4.2.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum (Windenergie) 

Wind ist im DACH+ Raum eine erneuerba-

re Energiequelle mit vorhandenem Aus-

baupotenzial. Dieses Ausbaupotenzial ist 

aufgrund unterschiedlicher Voraussetzun-

gen und Rahmenbedingungen in einigen 

Regionen höher als in anderen. Gute 

Rahmenbedingungen für einen Ausbau 

sollen vor allem in jenen Regionen ge-

schaffen werden, wo die Windkraft gut 

genutzt werden kann.    

Ein wesentliches Thema, das für alle 

DACH+ Partner von Bedeutung ist, ist die 

Raumrelevanz von Windkraftanlagen. Da-

bei geht es hauptsächlich um deren Aus-

wirkungen auf die Landschaft. Sichtbar-

keitsanalysen sind eine Methode, um die 

Auswirkungen von Windkraftanlagen auf 

die Landschaft, aber auch auf Denkmäler 

aufzuzeigen. Die ROK Bodensee hat in 

diesem Zusammenhang angeregt Aus-

schlussgebiet für Windkraftanlagen um 

den See zu prüfen.  

Im Rahmen des aktuellen DACH+ Projek-

tes wurde eine Analyse der Sichtbarkeit 

potenzieller Windenergieanlagen bzw. 

Teilen einer Windenergieanlage vom Bo-

densee (Ufer und Seeoberfläche) aus 

durchgeführt. Das Ergebnis der Abgren-

zung der international bedeutsamen Kul-

turlandschaft Bodensee ist in Abbildung 14 

auf der nächsten Seite veranschaulicht.  

Sehr unterschiedlich wird das Thema der 

Vorsorge in den unterschiedlichen Ländern 

gehandhabt. Dies betrifft beispielsweise 

die Nutzung des Waldes oder Siedlungs-

abstände für Windkraftanlagen, die von 

nur 300 m bis zu 2000 m reichen können. 

Die Abbildung 14 stellt einen ersten Ansatz 

grenzüberschreitend anwendbarer Tabu- 

und Restriktionskriterien dar. Andere Rest-

riktionskriterien, z.B. zum Schutz von Na-

tur und Landschaft bedürfen einer weiteren 

Abstimmung.  

Abbildung 13: Windatlas Ba-
den-Württemberg 
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Abbildung 14 Ausschlussflächen und Restriktionen für die Errichtung von Windenergieanlagen im DACH+ Raum
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4.2.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien (Windenergie) 

Sicherung von wirtschaftlich sinnvollen 
und gut realisierbaren Standorten für 
eine Windenergienutzung mit geringem 
Konfliktpotenzial. 

 Eine ausreichend hohe Windhöffigkeit 

ist der entscheidende Parameter für ei-

ne wirtschaftlich vertretbare Nutzung 

der Windenergie. Bei einer nicht wirt-

schaftlich vertretbaren Nutzung sind in 

der Regel andere Aspekte der Raum-

nutzung sowie die Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit der Landschaft bedeutender, 

als die Errichtung einer unwirtschaftli-

chen Windenergieanlage.  

 Je nach Anlagentyp, Turmhöhe und 

Höhe des Standortes ist zum Erreichen 

eines Mindestertrags eine durchschnitt-

liche Jahreswindgeschwindigkeit von  

5,8 m/s bis 6 m/s in 100 m über Grund 

erforderlich.    

 Die Windenergienutzung steht in Kon-

kurrenz zu anderen Nutzungen. Stand-

orte mit geringen Restriktionen sind 

insbesondere in verdichteten Gebieten 

selten anzutreffen. Ein Standort mit ei-

ner möglichst hohen Windhöffigkeit und 

gleichzeitig geringen Restriktionen ist 

aus diesem Grund die erste Wahl für 

eine Ausweisung als Standort.  

 

Vermeidung von Windkraftanlagen in 
Landschaftsräumen mit hoher Empfind-
lichkeit der Kulturlandschaft. 

 Die Landschaft ist im Hinblick auf ihre 

Vielfalt, Eigenart und Schönheit zu 

schützen. Daher sind bei der Standort-

suche für Windenergieanlagen das 

Landschaftsbild und identitätsgebende 

Bauten zu berücksichtigen und ggf. 

zwischen einer Nutzung der Windener-

gie und dem Schutz der Kulturland-

schaft abzuwägen.   

 Herausragende Landschaften, insbe-

sondere Landschaften mit internationa-

ler und nationaler Bedeutung, sowie 

herausragende Bauwerke sind in ihrem 

Wirkraum zu erhalten und zu schonen. 

Hierzu zählen die Landschaften der 

Seen ebenso wie die hochalpinen 

Landschaften. 

 Bei der Standortsuche für Windener-

gieanlagen sollten die Belange, die für 

eine Windenergienutzung sprechen, 

mit dem Erhalt des Charakters der Kul-

turlandschaften abgewogen werden. 

Eine besondere Bedeutung haben 

hierbei der Wald sowie andere bedeut-

same Räume des Naturhaushaltes.   

 Besondere Blickbeziehungen tragen 

maßgeblich zur Erholungsfunktion ei-

ner Landschaft und zur Identität bei. So 

sollte der Erhalt besonderer Blickbe-

ziehungen und die für die Windener-

gienutzung sprechenden Belange be-

rücksichtigt werden. 

 Eine besondere Qualität weisen auch 

großräumig unbelastete und unzer-

schnittene Landschaften auf. Sie wer-

den weniger und bedürfen deshalb ei-

nes Schutzes.   

 

Bevorzugung von Standorten mit hoher 
Vorbelastung durch technische Infra-
struktur. 

 Der Ausbau der Windenergienutzung 

soll landschaftsverträglich erfolgen. 

Hierzu ist die Nutzung technisch bereits 

vorbelasteter Bereiche zu präferieren.  

 Eine Nutzung von Flächenpotenzialen 

für die Errichtung zusätzlicher Wind-

energieanlagen an bestehenden Infra-

strukturtrassen ist grundsätzlich sinn-

voll und bietet Vorteile gegenüber vie-

len Standorten in der freien Landschaft. 

Aufgrund bereits vorhandener Belas-
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tungen ist die Belastungszunahme 

durch die Errichtung von Windenergie-

anlagen in Nachbarschaft zu großen 

Verkehrs- und Energiefreileitungstras-

sen in der Regel geringer als an bisher 

nicht oder wenig belasteten Standorten 

der freien Landschaft. 

 

Konzentration der Anlagen in Wind-
parks zur Vermeidung zahlreicher Ein-
zelanlagen. 

 Die Konzentration und Bündelung von 

Windenergieanlagen ist dem Bau von 

Einzelanlagen vorzuziehen. Einer „Ver-

spargelung“ der Landschaft durch 

Windenergieanlagen sollte vermieden 

werden; d.h. Windenergieanlagen soll-

ten nach dem Bündelungsprinzip an 

ausgewählten Standorten konzentriert 

werden. Daher sollten Standorte ermit-

telt werden, die unter Aspekten des Na-

tur-, Umwelt-, Landschafts- und An-

wohnerschutzes verträglich und geeig-

net sind.   

 

Vermeidung von Überlastungen an 
Standorten für Windenergieanlagen 
durch Beschränkung der Anlagenzahl 
und Einhaltung von Abständen von 

Anlagengruppen und Windparks unter-
einander.  

 Die Ausweisung von Windenergiestan-

dorten kann auch zu einer Überlastung 

von Infrastrukturen und baulichen An-

lagen im Außenbereich führen. Über-

lastungen hängen aber stark von der 

räumlich-topographischen Situation, 

der Vorprägung und der Sichtbarkeit 

der Windenergieanlagen ab. Ziel sollte 

es sein, Anlagen und Anlagengruppen 

in vertretbarer Dimension zu bündeln 

und auf der anderen Seite auch Ab-

stände der Gruppen untereinander ein-

zuhalten.  

  

Bevorzugung des Ausbaus bestehen-
der Anlagenstandorte, soweit sie den 
aufgezeigten Prinzipien entsprechen.  

 Das Nachrüsten (Repowering) beste-

hender wirtschaftlicher Standorte ist 

der Neuausweisung ebenso vorzuzie-

hen, wie die Ausweisung bestehender 

Vorrangstandorten und ihrer möglichen 

Erweiterungsflächen.  

 Aus wirtschaftlichen Gründen wie z.B. 

der bereits vorhandenen Erschließung, 

wie auch aus Gründen des Land-

schaftsschutzes sind diese Flächen 

wichtige Pfeiler einer Entwicklung der 

Windenergie. Diese Flächen sollten 

den Grundbedingungen und den ge-

meinsamen Vorstellungen entspre-

chen.   

 Unwirtschaftliche Anlagen sind abzu-

bauen.  

 

Schutz von identitätsgebenden Kultur-
gütern 

 Die zentralen Wirkzonen der identitäts-

gebenden Kulturgüter sind zu schüt-

zen. Die Kulturdenkmale sind von den 

charakteristischen Ansichten und 

Sichtachsen ungestört wahrzunehmen. 

Einzuhaltende Abstände sind im Ein-

zelfall festzulegen. 

 

Schonung von Hangkanten und Ver-
meidung exponierter Lagen 

 Eine WEA Bebauung zur Unterstützung 

der naturräumlichen Situation ist im 

DACH+ Raum lediglich in Ausnahmesi-

tuationen sinnvoll.  

 Die Schonung der Hangkanten ist vor-

rangiges Planungsprinzip; bei beson-

ders hohen Windgeschwindigkeiten ist 

die Landschaftsstruktur abzuwägen. 
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Abbildung 15 Sichtbarkeitsanalyse für Windkraftanlagen im Bodenseeraum   
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4.3 Solarenergie / Photovoltaik  
 

4.3.1 Herausforderung 

Mit der angestrebten Energiewende und 

aufgrund technischer Fortschritte gewinnt 

die Nutzung der Solarenergie in Form von 

Photovoltaikanlagen immer mehr an Be-

deutung. Solarmodule finden sich bereits 

heute auf zahllosen Dächern (insbesonde-

re im ländlichen Raum) und teilweise auch 

in der freien Landschaft. Letztere verursa-

chen starke räumliche Wirkungen. Einer-

seits entsteht durch Solarkraftanlagen in 

der freien Landschaft ein nicht unbeträcht-

licher Flächenverbrauch, der sich auch in 

der Landnutzung niederschlägt. Anderer-

seits sind die Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild bedeutend. Hier stellt sich die 

Frage, inwieweit Photovoltaikanlagen auf 

die Landschaft einwirken und diese maß-

geblich verändern können bzw. sollen? 

Nach welchen Kriterien sollen Photovolta-

ikanlagen an welchen Standorten gebaut 

werden? In welchem Verhältnis steht der 

Eingriff in die Landschaft zur Energieer-

zeugung? Oder sind Flächen auf Gebäu-

den vorrangig für Photovoltaikanlagen zu 

nutzen?  

 

4.3.2 Planungsansätze  

Solarkataster  

Quelle: EnBauSa GmbH (Hrsg.): Städte 
mit Solarkataster. Online.  

Solarkataster sind Landkarten von Ge-

meinden oder Städten, die BauherrInnen 

zeigen, wie gut sich ihre Dachflächen für 

die Installation von Photovoltaik-Anlagen 

oder Solarthermie eignen. Teilweise wer-

den diese Kataster von Städten und Ge-

meinden erstellt, teilweise auch von Initia-

tiven, die sich für die Nutzung von Photo-

voltaik oder Solarthermie einsetzen. So-

larkataster müssen Datenschutz gewähr-

leisten.  

Im DACH+ Raum gibt es etliche Gemein-

den und Städte, die über einen Solarkatas-

ter verfügen, wie z.B. die Schweizer Städte 

St. Gallen (s. nachfolgende Abbildung) und 

Zürich sowie alle Kommunen von Baden-

Württemberg.  

 

 

 

Abbildung 16: Ausschnitt des Solarka-
tasters der Stadt St. Gallen, CH  

 

 

http://www.enbausa.de/solar-geothermie/fotovoltaik/staedte-mit-solarkataster.html
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Leitfaden zur Errichtung von thermi-

schen Solaranlagen und Photovoltaik-

anlagen, Vorarlberg (A) 

Quelle: Amt der Vorarlberger Landesregie-
rung (Hrsg.): Solaranlagen planen und 
gestalten. Ein Leitfaden zur Errichtung von 
thermischen Solaranlagen und Photo-
voltaikanlagen. Download. 

Durch die stark zunehmende Anzahl an 

Solar- und Photovoltaikanlagen wird die 

Wichtigkeit einer sorgfältigen technischen 

Auslegung und hochwertigen gestalteri-

schen Integration in die Gebäude immer 

stärker deutlich.  

Für eine gute Akzeptanz der Solarenergie 

spielt auch die ästhetische Qualität der 

Anlagen eine Rolle. Dabei zeigt sich, dass 

eine Rücksichtnahme auf gestalterische 

Ansprüche in der Regel zu keinen nen-

nenswerten Einbußen im Solarertrag führt.  

Das Energieinstitut Vorarlberg hat in Zu-

sammenarbeit mit dem Vorarlberger Archi-

tektur Institut VAI einen „Leitfaden zur 

Errichtung von Solaranlagen und Photovol-

taikanlagen“ erstellt, um Lösungen für gut 

gestaltete bzw. integrierte Solaranlagen zu 

unterstützen. Mit diesem Leitfaden erhal-

ten Interessierte nützliche Informationen 

und Hilfestellungen zur Errichtung von 

Solaranlagen und Photovoltaikanlagen. 

Diese beziehen sich ausschließlich auf die 

Nutzung der Sonnenenergie auf und an 

Gebäuden.  

Der Leitfaden formuliert folgende zehn 

Gestaltungsgrundsätze / Empfehlungen:  

 Kollektoren bündig einbauen. 

 Kollektorfelder zusammenfassen.  

 Richtig proportionieren.  

 Parallele Flächen und parallele Linien 

beachten.  

 Aufgeständerte Anlagen nur auf Flach-

dächern.  

 Untergeordnete Bauteile nutzen.  

 Bestehende Flächen und Neigungen 

nutzen.  

 Freiaufstellung vermeiden.  

 Solaranlagen im Bestand:  

 Bei wertvoller Bausubstanz sollte 

der Erhalt eines baukulturell hoch-

wertigen Gebäudes im Vordergrund 

stehen; 

 ansonsten gelten die gleichen 

gestalterischen Grundsätze wie bei 

einem  Neubau.  

 Denkmalgeschützte Häuser:  

 An Baudenkmalen sind Sonnenkol-

lektoren nur mit sehr großen Ein-

schränkungen vertretbar und dürfen 

jedenfalls nicht einsehbar sein. 

Gestaltungsrichtlinien von Kommunen 

und Kleinregionen am Beispiel der Re-

gion Blumenegg, Vorarlberg (A)   

Quelle: Richtlinien zur Gestaltung von 
Solar- und Photovoltaikanlagen in der 
Energieregion Blumenegg. Download.  

Die Gemeinden Bludesch, Ludesch und 

Thüringen, die gemeinsam die Region 

Blumenegg bilden, haben Richtlinien für 

die Errichtung von Solar- und Photovolta-

ikanlagen beschlossen. Diese Richtlinien 

sind für alle neu errichteten Anlagen gültig 

und basieren auf einem entsprechenden 

Leitfaden, der vom Energieinstitut Vorarl-

berg und dem Vorarlberger Architektur-

institut VAI herausgegeben wurde.  

Die Gestaltungsrichtlinien der Region Blu-

menegg enthalten folgende Punkte:  

 Allgemeine Grundsätze zur Errichtung 

von Solar- und Photovoltaikanlagen 

 Gestaltungsgrundsätze für Solar- und 

Photovoltaikanlagen auf geneigten Dä-

chern  

 Gestaltungsgrundsätze für Solar- und 

Photovoltaikanlagen auf Flachdächern  

http://www.energieinstitut.at/HP/Upload/Dateien/Solarbroschuere-2013-online.pdf
http://www.energieinstitut.at/HP/Upload/Dateien/Gestaltungsrichtlinien_Solaranlagen_Beschlussfassung_Februar_2013.pdf
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 Gestaltungsgrundsätze für Solar- und 

Photovoltaikanlagen an Balkonen oder 

Fassaden und sonstigen Bauwerken  

 Gestaltungsgrundsätze für frei aufge-

stellte Solar- und Photovoltaikanlagen 

 

4.3.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum (Solarenergie / 
Photovoltaik) 

Die Errichtung von Photovoltaikanlagen 

auf bzw. im Zusammenhang mit Gebäu-

den wird im gesamten DACH+ Raum als 

relativ unproblematisch gesehen – sieht 

man von einzelnen wertvollen und sensib-

len Ortsbildern ab. Großflächige Anlagen 

im Freiland werden ob ihrer räumlichen 

Wirkung hingegen durchaus kritisch gese-

hen. Auch wenn diese Thematik relativ 

neu ist, bestehen bereits einige Freiflä-

chen-Kraftwerke und weitere Errichtungs-

ansuchen sind bereits in Vorbereitung. Für 

den Schutz der wertvollen und einzigarti-

gen Landschaften des DACH+ Raums ist 

es daher unbedingt notwendig, verbindli-

che und nachvollziehbare Kriterien für den 

Umgang mit Solarkraftanlagen in der freien 

Landschaft zu entwickeln.   

 

4.3.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien (Solarenergie / 
Photovoltaik) 

 

Bevorzugter Ausbau der Photovoltaik 
auf Dachflächen und an Gebäuden.  

 Gewinnung von Energie mit PV-

Anlagen benötigt viel Fläche. Aus die-

sem  Grunde soll der Ausbau der Pho-

tovoltaik v. a. auf Dachflächen und an 

Gebäuden erfolgen.  

 

Überprüfung eines möglichen Ausbaus 
der Photovoltaik entlang der Infrastruk-
turachsen und Konversionsflächen.  

 Entlang von Infrastrukturen bestehen 

gute Möglichkeiten des Ausbaus von 

PV. Hiermit können belastete Bereiche 

besser genutzt werden, der Lärmschutz 

verbessert werden und andere Flächen 

geschont werden.   

 Die Entwicklung von Konversionsflä-

chen, Abbauflächen, Deponieflächen 

und auch Gewerbegebieten ist auch im 

Hinblick der Energiegewinnung zu prü-

fen.   

 Beim Ausbau sind die Landwirtschaft, 

die Landschaftsverträglichkeit und die 

Grenze einer Überprägung zu berück-

sichtigen.    

 

Landschaftliche Einbindung von Frei-
land-PV Anlagen, Anpassung der Flä-
chengrößen an das landschaftliche 
Umfeld und Vermeidung von Zer-
schneidungseffekten für die Tierwelt. 

 Freiland-PV Anlagen aus Gründen des 

sparsamen Umgangs mit Grund und 

Boden und des Schutzes des Land-

schaftsbildes insbesondere in den Mit-

tel- und Hochgebirgen möglichst ver-

meiden.  

 Großflächige Freiland-PV Anlagen 

müssen landschaftlich in das Umfeld 

des Raumes eingebunden werden. 

Hierdurch werden die Auswirkungen 

auf das Landschaftsbild gemildert oder 

gar vermieden.  

 Bei besonders großen Anlagen sind 

Zerschneidungseffekte zu beachten 

und Verbundachsen für die wandern-

den Tiere einzubeziehen.  
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Vermeidung von großflächigen Frei-
land-PV Anlagen im alpinen Hochgebir-
ge und in Verbundflächen. 

 Im alpinen Hochgebirge sind die Er-

tragsmöglichkeiten besonders hoch; 

gleichwohl ist auch der Schutz der Al-

pen als besonders hoch einzustufen. 

Der Einsatz von PV ist landschaftsver-

träglich in Verbindung mit Infrastruktu-

ren umsetzbar.  

 Eine Neuerschließung und neue Netz-

anbindungen sind zu vermeiden, um 

eine weitere Zerschneidung zu verhin-

dern. In Bayern ist insbesondere der 

Alpenplan mit seinen dreistufigen 

Schutzzonensystem ist zu berücksich-

tigen. 
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4.4 Biomassenutzung  
 

4.4.1 Herausforderung 

Die Nutzung von Biomasse zur Energieer-

zeugung hat wesentlichen Einfluss auf den 

Raum. Die Freiflächennutzung kann sich 

wesentlich verändern und dadurch unmit-

telbare Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild bedingen. Eine besondere 

Herausforderung liegt darin, dass die Nut-

zung der Biomasse auch an räumliche 

Grenzen stößt. Schon heute reichen die 

Flächen nicht aus, um den Biomassebe-

darf eines Kraftwerks in der näheren Um-

gebung decken zu können. So müssen 

z.B. Holz oder andere Energiepflanzen 

über weite Strecken zur Anlage hin trans-

portiert werden.  

Auf regionaler Ebene kann die Raumpla-

nung bei Biomasseanlagen kaum steuernd 

eingreifen. Sie kann aber Grundlagen 

schaffen, die für die Entscheidungsfindung 

auf kommunaler Ebene hilfreich sind (z.B. 

Erhebung des Biomasse-Potenzials einer 

Region).  

 

 

4.4.2 Planungsansätze  

Bioenergie-Region Bodensee  

Quelle: Müller Bene, solarcomplex AG: 
Regionale Energiekonzepte auf der deut-
schen Bodenseeseite. Input bei 
DACH+CAMPUS Klausur 2; sowie Bio-
energie-Region-Bodensee c/o solar-
complex AG (Hrsg.): Webauftritt. und Bun-
desamt für Ernährung und Landwirtschaft 
(Hrsg.): Webauftritt der Initiative Bioener-
gie-Regionen.  

Das Bundesministerium für Ernährung und 

Landwirtschaft  (BMEL) fördert deutsch-

landweit Strukturen zur Erzeugung und 

zum Einsatz von Bioenergie in sogenann-

ten Bioenergie-Regionen. In einer ersten 

Förderphase zwischen Juni 2009 und Juli 

2012 wurden Netzwerke mit innovativen 

Konzepten gefördert, die die Entwick-

lungschancen der Bioenergie für sich nut-

zen. Eine Fachjury hat im Rahmen eines 

zweistufigen Auswahlverfahrens entschie-

den, welche 25 von insgesamt 210 Bewer-

ber-Regionen die bis zu 400.000 € För-

dermittel erhalten. Eine dieser 25 Regio-

nen ist die „Bioenergie-Region Bodensee“, 

deren Projektgebiet die Landkreise Kon-

stanz und Bodenseekreis umfasst.  

Im Rahmen der ersten Förderphase er-

stellten die Bioenergie-Regionen so ge-

nannte Regionale Entwicklungskonzepte 

(REK), in denen Ziele und Strategien zur 

Zielerreichung formuliert sind. Das REK 

der Bioenergie-Region Bodensee wurde 

vom Antragsteller solarcomplex gemein-

sam mit der Bodensee-Stiftung erarbeitet. 

Unter der Leitidee „Konjunktur durch Na-

tur!“ wurden folgende Leitziele formuliert:  

 Die regionalen Bioenergiepotenziale 

erweitern und ausschöpfen.  

 Die Effizienz bei der Biogasnutzung 

steigern. 

 Bioenergie in der Bodenseeregion 

nachhaltig nutzen. 

In einer zweiten Förderphase von 2012 bis 

2015 wird die Bioenergie-Region Boden-

see erneut vom BMEL unterstützt, dieses 

Mal mit einem Fördermittel in der Höhe 

von rund 330.000 €. Ziele dieser zweiten 

Förderphase sind ein verbessertes Stoff-

strommanagement, die Steigerung der 

Regionalen Wertschöpfung und der Wis-

senstransfer über die Region hinaus und 

zwischen den Bioenergie-Regionen. Bis-

her aufgebaute Netzwerke sollen gefestigt 

und entstandene Strukturen für die Zeit 

nach der Förderung ausgebaut werden. 

Dies geschieht über Projekte und die Zu-

sammenarbeit der alten und neuen Netz-

werkpartner.  

http://www.bioenergie-region-bodensee.de/
http://www.bioenergie-regionen.de/
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Das Regionale Entwicklungskonzept der 

ersten Förderphase wurde für die zweite 

Förderphase überarbeitet. Die in der ers-

ten Förderphase formulierten Leitziele 

gelten nach wie vor auch in der zweiten 

Förderphase. Daraus wurden die Projekt-

ziele im Zeitraum bis 2015 abgeleitet:  

 Umsetzung von mindestens 13 Bio-

energiedörfern im Projektgebiet sowie 

weiteren sechs Bioenergieprojekten in 

der Zwillingsregion Schwarzwald-Baar-

Kinzigtal 

 Zusätzlich Nachrüstung von mindes-

tens 10 Biogasanlagen mit Abwärme-

nutzung 

 Festigung des bestehenden Bioener-

gie-Netzwerks und Gewinnung weiterer 

aktiver Teilnehmer 

 Mindestens 20 Mio. € zusätzliche regi-

onale Wertschöpfung 

 Weiterentwicklung der Nachhaltigkeits-

strategie für Bioenergie 

 

Biomasse-Strategie Schweiz  
Quelle: Bundesamt für Energie BFE et al. 
(Hrsg.): Strategie für die Produktion, Ver-
arbeitung und Nutzung von Biomasse in 
der Schweiz. 2009. Download.  

Biomasse ist in der Schweiz nach der 

Wasserkraft die zweitwichtigste heimische, 

erneuerbare Energiequelle. Der Biomasse-

Anteil am schweizerischen Endenergie-

verbrauch beträgt rund 4 %.  

Die Biomasse-Strategie Schweiz wurde 

mit der Vision einer nachhaltigen und op-

timalen Biomasseproduktion, -verarbeitung 

und -nutzung auf Bundesebene entwickelt.  

Sie ist bei der zukünftigen Ausgestaltung 

der verschiedenen Politikbereiche (Raum-

planung, Umwelt, Energie, Landwirtschaft 

etc.) zu berücksichtigen und dient als 

Grundlage für allfällige Detailstrategien 

von Bundesstellen und Kantonen. 

In der Biomasse-Strategie sind folgende 

strategische Ziele formuliert:   

 Die inländische Biomasse leistet einen 

hohen Beitrag zur Versorgungssicher-

heit.  

 Die Fläche für den Anbau von Biomas-

se, insbesondere zur Nahrungsmittel-

produktion, bleibt erhalten. Verdrän-

gungseffekte sind zu vermeiden.  

 Biomasse wird mit optimalem Ressour-

ceneinsatz produziert, verarbeitet und 

genutzt.  

 Die Biomasse generiert hohe Wert-

schöpfung durch Kaskadennutzung.  

 Die Biomasse wird nach dem Kreis-

laufprinzip genutzt.  

 Die natürlichen Lebensgrundlagen 

bleiben erhalten.  

 Die soziale Verantwortung wird wahr-

genommen.  

 Bei der Weiterentwicklung der Gesetz-

gebung wird die Kohärenz mit der Bio-

massestrategie sichergestellt.  

 

4.4.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum (Biomasse) 

Die Errichtung von Biomasseanlagen im 

DACH+ Raum erfolgt derzeit nicht oder 

kaum auf Basis regionaler Abwägungen, 

sondern aufgrund lokaler Bedürfnisse und 

Zielsetzungen der jeweiligen Kommune. 

Durch diese fehlende regionale Abwägung 

bzw. Abstimmung besteht die Gefahr, dass 

es zu einer zu hohen Dichte an Biomasse-

Kraftwerken kommt.  

Der Bedarf an Biomasse geht bereits heu-

te über den DACH+ Raum hinaus und der 

Druck auf die landwirtschaftlichen Produk-

tionsflächen verstärkt sich weiter. Land-

schaftsbild und Landwirtschaft können sich 

http://www.bfe.admin.ch/php/modules/publikationen/stream.php?extlang=de&name=de_422980425.pdf
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dadurch nachhaltig ändern, z.B. durch den 

Anbau von Energiepflanzen anstelle von 

Wiesen, Weiden oder Ackerflächen.  

 

4.4.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien 

Erhalt der Eigenart der Kulturlandschaft 
und Beschränkung einer Überprägung. 

 Regionale Abschätzungen des Ange-

bots- und Nachfragepotenzials von Bi-

omasse sollten realistische Mengenan-

gaben enthalten. Auf ihrer Basis kön-

nen Mengenziele für Regional- und 

Richtpläne abgeleitet werden. 

 Eine Schwelle für Flächenüberprägun-

gen wird jeweils auf regionaler Ebene 

festgelegt. 

 Natur- und kulturräumlich bedeutsame 

Elemente und Landschaftsräume blei-

ben erhalten und garantieren eine 

stabile Charakteristik.  

 

Bestand der Biomasse-Anlagen sowie 
das Potenzial für Biomasse und der 
Bedarf an Biomasse im DACH+ Raum 
erfassen.  

 Dabei auch Landwirtschaft und Kultur-

landschaft mitberücksichtigen: Wie viel 

Biomasse-Potenzial ist vorhanden? 

Was bedeutet der vorhandene Bedarf 

für die Landwirtschaft und die Kultur-

landschaft?  

 Mit dieser Grundlage soll das ausge-

schöpfte und evt. noch vorhandene Po-

tenzial der Biomassenutzung darge-

stellt werden.  

 Regionale Abschätzungen des Ange-

bots- und Nachfragepotenzials von Bi-

omasse sollten realistische Mengenan-

gaben enthalten. Auf ihrer Basis kön-

nen Mengenziele für Regional- und 

Richtpläne abgeleitet werden.  

 

Den Standort einer Biomasse-Anlage so 
wählen, dass möglichst viele Abnehmer 
von Abwärme in unmittelbarer Nähe 
versorgt werden können.  

 Für die Energieeffizienz einer Biomas-

se-Anlage sind kurze Wege zwischen 

der Energieerzeugung und des Ener-

gieverbrauchs entscheidend. 

 Die erzeugte Wärme sollte in unmittel-

barer Nähe zur Anlage genutzt werden.  

 Biomasse-Kraftwerke sind daher vor 

allem in unmittelbarer Nähe von Sied-

lung unter Berücksichtigung etwaiger 

Beeinträchtigungen durch Emissionen 

anzusiedeln.  
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4.5 Netze und Speicher 
 

4.5.1 Herausforderung 

Die Stromleitungen im DACH+ Raum sind 

Teil des großen europäischen Verbund-

netzes, ein europaweites engmaschiges 

Stromnetz bestehend aus Hoch- und 

Höchstspannungsleitungen. Von der Ener-

giequelle bis zum Verbraucher legt der 

Strom z.T. große Wege zurück und über-

quert dabei auch Ländergrenzen. 

Die Energiewende und die von den Län-

dern, Kantonen, Regionen und Kommunen 

gesetzten Energie-Ziele erfordern leis-

tungsfähige Netze. Das Netz im heutigen 

Ausbauzustand stößt regional an seine 

Grenzen. Ein Grund dafür sind erhöhte 

Kapazitätsanforderungen.  

Neben dem Transport von Strom ist auch 

dessen Speicherung von großer Bedeu-

tung, da der Stromverbrauch keine Re-

gelmäßigkeit aufweist und entweder zu viel 

oder zu wenig Strom produziert wird. So 

wird beispielsweise am Tag mehr Strom 

verbraucht als in der Nacht. Auch Jahres-

zeiten weisen Unterschiede im Stromver-

brauch vor. Im Hinblick auf die Energie-

wende wird vor allem die großtechnische 

Speicherung von Energie aus Wind und 

Sonne immer wichtiger.  

Wie bei der Gewinnung erneuerbarer 

Energie spielt auch bei den Stromnetzen 

der landschaftliche Aspekt eine nicht un-

bedeutende Rolle. Stromleitungen können 

Landschaften und Siedlungsgebiete zer-

schneiden. Das Landschafts- und Ortsbild 

wird dadurch wesentlich verändert. Auch 

durch eine Verkabelung von Stromleitun-

gen im Boden entstehen Eingriffe in die 

Landschaft, da u. a. ein entsprechend 

breiter Korridor freigehalten werden muss.  

 

4.5.2 Planungsansätze  

Bodenseestudie  

Quelle: Neyer Werner, Vorarlberger Ener-
gienetze: Stromnetz und Speicher; Input 
bei DACH+CAMPUS Klausur 2 

Vor dem Hintergrund einer zunehmenden 

Transitsituation zwischen Deutschland, 

Österreich und Schweiz und der Notwen-

digkeit eines verstärkten Energietranspor-

tes durch geplante Kraftwerksprojekte 

erarbeiteten die fünf Übertragungsnetzbe-

treiber TransnetBW (BRD), Amprion 

GmbH (BRD), swissgrid/Axpo (CH), Aus-

trian Power Grid APG (AT) und Vorarlber-

ger Übertragungsnetz GmbH gemeinsam 

eine Studie zur Entwicklung der Netzberei-

che im Bereich Bodensee-Ost. Ziel dieser 

„Bodenseestudie“ ist die Durchführung von 

Berechnungen und Studien zur Netzsitua-

tion im Untersuchungsgebiet.  

 

Netzentwicklungsplan, D  

Quelle: 50Hertz Transmission GmbH et al. 
(Hrsg.): Der Netzentwicklungsplan. Online. 
und Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisen-
bahnen (Hrsg.): Webauftritt.  

Die vier deutschen Übertragungsnetzbe-

treiber 50Hertz Transmission, Amprion, 

TenneT TSO und TransnetBW erstellen 

jährlich gemeinsam einen Netzentwick-

lungsplan (NEP). Dieser NEP beschreibt, 

welche Maßnahmen in den nächsten zehn 

Jahren beim bedarfsgerechten Aus- und 

Umbau des deutschen Höchstspannungs-

stromnetzes an Land erforderlich sind, um 

einen sicheren und zuverlässigen Netzbe-

trieb zu gewährleisten. Die im NEP formu-

lierten Maßnahmen dienen maßgeblich der 

Integration der schnell wachsenden er-

neuerbaren Energien und sind damit ein 

elementarer Bestandteil für das Gelingen 

der Energiewende.  

Im Rahmen des Erstellungsprozesses hat 

die Öffentlichkeit mehrmals die Gelegen-

http://www.netzentwicklungsplan.de/content/der-netzentwicklungsplan-0
http://www.netzausbau.de/
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heit, sich in den Prozess einzubringen. 

Dies ist ein bisher einmaliges Verfahren 

bei der Planung von Infrastrukturprojekten 

in Deutschland.  

Im aktuellen Entwurf (NEP 2014, erster 

Entwurf) wird der benötigte Netzausbau in 

den nächsten zehn bzw. 20 Jahren aufge-

zeigt. Dabei werden keine konkreten Tras-

senverläufe von Übertragungsleitungen 

beschrieben, sondern der notwendige 

Übertragungsbedarf zwischen Netzknoten 

dokumentiert. Es werden Anfangs- und 

Endpunkte von zukünftigen Leitungsver-

bindungen definiert sowie konkrete Emp-

fehlungen für den Aus- und Neubau der 

Übertragungsnetze an Land in Deutsch-

land gemäß den Detailanforderungen im § 

12 EnWG gegeben. 

 

4.5.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum (Netze und Spei-
cher) 

Um die Leistungsfähigkeit der Netze zu 

steigern und sie an die Anforderungen der 

Energiewende anzupassen, ist eine geziel-

te Netzertüchtigung notwendig. Im DACH+ 

Raum steht dabei vor allem die Optimie-

rung bestehender Leistungen im Vorder-

grund. Die Sicherung von Korridoren für 

neue Leitungen ist eher außerhalb des 

DACH+ Raumes von Bedeutung.  

Bei allen Planungen ist es wichtig, auch 

landschaftliche und raumplanerische Aus-

wirkungen von Stromleitungen und Strom-

speichern zu berücksichtigen.  

Stromnetze und Stromspeicher sind ein 

Thema, das eine sehr großräumige Rele-

vanz hat. Maßnahmen im DACH+ Raum 

können demnach Auswirkungen bis über 

die Grenzen des DACH+ Raumes hinaus 

haben.  

 

4.5.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien (Netze und 
Speicher) 

Bestehende Trassen optimieren. 

 Die Ertüchtigung und Optimierung be-

stehender Trassen für Hochspan-

nungsleitungen hat Vorrang gegenüber 

dem Bau neuer Hochspannungsleitun-

gen.  

 Bestehende Potenziale können genutzt 

werden und erneute Eingriffe in das 

Landschafts- und Ortsbild werden ver-

mieden.  

 

Großtechnische Speicherung von Wind- 
und Sonnenenergie stärken.  

 Standorte, die sich für die Speicherung 

von Wind- und Sonnenenergie eignen, 

sichern (Pumpspeicherkraftwerke). Da-

zu ist eine vorausgehende Standort-

analyse (Eignung etc.) erforderlich. Zu 

berücksichtigen sind dabei die Entfer-

nung des Speichers zur Energiequelle 

sowie die räumlich vertretbare Anzahl 

an Speichern.  

 

Strom verstärkt aus der Region bezie-
hen.  

 Strom, der von weit her eingekauft 

wird, kommt in der Regel nie beim 

Endverbraucher an. 

 Durch die Beziehung des Stromes von 

Anbietern aus der Nähe bleibt die 

Wertschöpfung in der Region.  

 Landschaftliche und raumplanerische 

Aspekte bei Projekten und Maßnahmen 

berücksichtigen.  
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5. PLANUNGSPRINZIPIEN 
FÜR DEN SIEDLUNGS-
UMBAU 

 

5.1 Alternde Einfamilienhaus-
gebiete 

 

5.1.1 Herausforderung 

Der DACH+ Raum erlebt seit den 1950er 

Jahren eine dynamische Siedlungsent-

wicklung. Ehemals mehr oder weniger 

kompakte Dörfer und Städte wandelten 

sich in zum Teil großflächige Siedlungsbe-

reiche (als ein Beispiel dieses Wandels ist 

in Abbildung 16 die Siedlungsentwicklung 

des Rheintals dargestellt). Vorherrschende 

Bebauungsform war und ist in vielen Regi-

onen das freistehende Einfamilienhaus. 

Heute stehen wir vor der Herausforderung, 

dass die Siedlungsgebiete der 1950er bis 

1970er Dekaden gealtert und in die Jahre 

gekommen sind. Einerseits findet ein Ge-

nerationswechsel statt. Die Generation der 

ErbauerInnen wird durch die nachfolgen-

den Generationen ersetzt, die aufgrund 

geänderter Rahmenbedingen und Lebens-

realitäten andere Anforderung an ihr 

Wohn- und Lebensumfeld stellen. Ander-

seits entspricht die Bausubstanz über wei-

te Bereiche nicht mehr den heutigen An-

forderungen, die sich seitens der Energie-

effizienz und des Wohnkomforts ergeben. 

Modernisierungen und Umbauten sowohl 

an den Gebäuden als auch in der Sied-

lungsstruktur werden erforderlich, um die-

se Siedlungsgebiete auch in den kom-

menden Jahren und Jahrzehnten qualitativ 

hochwertig oder zumindest ausreichend 

nutzbar zu erhalten.  

Die Probleme bzw. Risken alternder Ein-

familienhausgebiete bestehen vor allem 

durch die 

 alternde bzw. abgewohnte Bausub-

stanz,   

 Bausubstanz, die nicht mehr dem 

Stand der Technik entspricht, insbe-

sondere aufgrund der oft mangelhaften 

Energieeffizienz und dem dadurch be-

dingten hohen Energiebedarf,  

 ineffiziente Nutzung von Grund und 

Boden,   

 geringe Bevölkerungsdichte, die not-

wendige Infrastrukturen und Dienstleis-

tungen verteuern oder verunmöglichen 

(z.B. Einkaufsmöglichkeiten, Nahver-

sorger, Straßendienst u.v.a.m.); dem-

entsprechend mangelhafte Versorgung 

an öffentlichen Einrichtungen wie Bil-

dungseinrichtungen, Kindergärten oder 

andere sozialen Einrichtungen,  

 oft autozentrierte Siedlungsstrukturen, 

die zu finanziellen und ökologischen 

Belastungen führen,  

 nur bedingt als Kommunikations- und 

Aufenthaltsort nutzbaren öffentlichen 

Räume,  

 überalterte Bevölkerungsstruktur. 

Auch fehlende Arbeitsplätze in ländlichen 

Regionen und die aktuelle Tendenz, aus 

dem ländlichen und z.T. auch aus dem 

suburbanen Raum wieder verstärkt in die 

Stadt zu ziehen, haben Auswirkungen auf 

die Veränderung von Einfamilienhausge-

bieten und stellen Risiken dar.  

Der DACH+ Raum steht nicht allein vor 

dieser Herausforderung, andere Regionen 

in Europa müssen sich ebenfalls dem 

Phänomen der alternden Einfamilienhaus-

gebiete stellen. Mit der Fragestellung, wie 

diese Gebiete nachhaltig genutzt werden 

können, beschäftigen sich nicht nur ein-

zelne Forschungsarbeiten und Konzepte, 

zum Teil bestehen auch konkrete Hand-

lungsanleitungen und Umsetzungsprojek-

te. Ausschnitte davon werden im folgen-

den Kapitel kurz dargestellt.   
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     Abbildung 17: Siedlungsentwicklung Rheintal  
     (Kanton Sankt Gallen und Vorarlberg) 
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5.1.2 Planungsansätze 

 

Risikoanalyse für Einfamilienhausge-

biete 

Quelle: Wüstenrot Stiftung (Hrsg.): Die 
Zukunft von Einfamilienhausgebieten aus 
den 1950er bis 1970er Jahren – Hand-
lungsempfehlungen für eine nachhaltige 
Nutzung; Ludwigsburg 2012 – For-
schungsprojekt, im Auftrag der Wüstenrot-
stiftung bearbeitet von: Hochschule für 
Technik Stuttgart (HAT), Institut für Lan-
des- und Stadtentwicklungsforschung 
Dortmund (ILS) sowie Institut für Raum-
ordnung und Entwicklungsplanung der 
Universität Stuttgart.   

Nicht alle älteren Einfamilienhausgebiete 

verändern sich im selben Ausmaß und 

haben mit denselben Problemen zu kämp-

fen. Der Handlungsbedarf kann sich inner-

halb einer Region – teilweise sogar inner-

halb einer Gemeinde – stark unterschei-

den. Ein mögliches Ungleichgewicht zwi-

schen Angebot und Nachfrage wird als 

wesentliches Risiko für alternde Einfamili-

enhausgebiete benannt.  

Indikatoren sind für die Abschätzung des 

Risikos: 

 

 Bestandsindikatoren  

 Anteil der Wohneinheiten in „älteren“ 

Einfamilienhäusern (Baujahr 1950 – 70) 

Einfamilienhäuser am Gesamtwoh-

nungsbestand sowie am Wohnungsbe-

stand in modernen Einfamilienhäusern 

 Demographische Indikatoren 

 Prognose der räumlichen und natürli-

chen Bevölkerungsbewegung 

 Prognose der Abnahme der Drei- und 

Mehrpersonenhaushalte 

 Prognose der Zunahme des Altenquo-

tienten 

 Sozialökonomische Indikatoren 

 Sozialversicherungspflichtige Beschäf-

tigte 

 Dynamik des verfügbaren Haushalts-

einkommens je EinwohnerIn 

 Mittelwert der Baulandpreise 

 Siedlungsstrukturelle Indikatoren 

 Erreichbarkeit der Oberzentren 

Ausgehend von der Bestandsanalyse kön-

nen die Einfamilienhausgebiete in drei 

Kategorien eingeteilt werden, denen ent-

sprechende Handlungsempfehlungen zu-

geordnet sind: 

Entwicklung des  
Bestands 

Handlungsempfeh-
lungen 

Wachstum 

 Zuzug, Verjüngung 

 Umfangreiche  

Modernisierung,  

Nachverdichtung 

 Wertzuwachs 

Ausschöpfung von 

Standortpotenzialen 

unter Beibehaltung der 

bestehenden Struktur 

und Funktion, Vermei-

dung unerwünschter, 

zu starker Nachver-

dichtung  

 Stabilisierung 

 

Stagnation  

 geringe Fluktuation,  

Tendenz zur Überalte-

rung 

 punktuelle/sukzessive 

Erneuerung 

 Wertstabilität 

Verbesserung durch 

Aufwertungsmaßnah-

men  

 Qualifizierung 

 

Schrumpfung  

 Wegzug, starke Über-

alterung 

 geringe Investitionen 

in den Bestand 

 Wertverlust 

Rückbau, ggf. Ersatz-  

Neubau mit marktge-

rechten Wohnformen, 

Umnutzungen  

 Umstrukturierung 
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Abbildung 18: Risikoanalyse – Ebene der Landkreise Abbildung 19: Risikoanalyse – Gemeindeebene 

Risikoanalyse für die  
deutsche Bodenseeregion 
Quelle: Wüstenrot Stiftung 
(Hrsg.): Die Zukunft von Einfa-
milienhausgebieten aus den 
1950er bis 1970er Jahren – 
Handlungsempfehlungen für 
eine nachhaltige Nutzung; 
Ludwigsburg 2012 

Legende:  

je dunkler der Blauton,  

desto höher ist das Risiko 

Hinweis:  
Die Gemeindeanalyse ist the-

matisch analog zur Landkreis-

analyse aufgebaut, unterschei-

det sich jedoch in einigen 

Punkten aufgrund anderer zur 

Verfügung stehender statisti-

schen Eingabegrößen. Grund-

sätzlich bestätigt die Analyse 

auf Gemeindeebene die räum-

lichen Muster der Landkreis-

ebene, aber es gibt auch deut-

liche Differenzierungen.   
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Modellprojekt Revitalisierung von Ein-

familienhausgebieten (Freistaat Bayern) 
Projektdauer: 2012 - 2014 

Projektträger: Bayerisches Staatsministerium 

für Umwelt und Gesundheit 

Oberste Baubehörde im Bayerischen Staats-

ministerium des Innern 

Bayerisches Staatsministerium für Arbeit, 

Sozialordnung, Familie und Frauen 

Bayerisches Staatsministerium für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Forsten 

Modellkommunen – aus 32 Bewerbungen: 

Karlstadt, Langenneufnach, Marktrodach 

Projektbearbeitung: Baader Konzept GmbH, 

Gunzenhausen & Planungsbüro Skorka, Neu-

ried  

Quelle: Schweiger Christine, Regierung von 

Schwaben, Leiterin des Sachgebiets Städte-

bau: Siedlungsumbau – aktuelle Fragen in 

Bayern. Modellprojekt Revitalisierung von 

Einfamilienhausgebieten. Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 3.  

Ziel des Modellprojekts ist die Entwicklung 

übertragbarer, praxisgerechter Hand-

lungsansätze für alle Kommunen in Bay-

ern, um die Einfamilienhausgebiete für die 

zukünftigen Herausforderungen zu rüsten. 

Den Modellkommunen werden individuelle 

Quartierskonzepte zur Verfügung gestellt, 

die den beteiligten Kommunen und Bürge-

rInnen konkrete Lösungsansätze mit rasch 

umsetzbaren Einzelmaßnahmen bieten. 

Auf der Basis guter Beispiele und der Er-

fahrungen in den Modellkommunen wird 

den bayerischen Städten und Gemeinden 

zudem eine Broschüre mit Modellbaustei-

nen zur Verfügung gestellt.   

Das Modellprojekt formuliert zehn Hand-

lungsfelder:  

 Innenentwicklung und Flächenma-

nagement  

 Wohnformen 

 Wohnungsmarkt 

 Bestandsentwicklung Gebäude, ener-

getische Sanierung  

 Öffentlicher Raum, Ortsbild  

 Versorgung: Nahversorgung, Gesund-

heit, Pflege  

 Gesellschaftliche Teilhabe 

 Bürgerschaftliches Engagement, Netz-

werke  

 Mobilität 

 Technische Infrastruktur 

Das Projekt läuft voraussichtlich bis Ende 

2014. Erste Erkenntnisse konnten jedoch 

schon gewonnen werden:  

 Es braucht integrierte Stadt- und Orts-

entwicklungskonzepte.  

 Die Zielformulierung muss unter Betei-

ligung der BürgerInnen erfolgen.  

 Handlungsbedarf und Prioritäten müs-

sen festgelegt werden.  

 Das Problembewusstsein von Kommu-

nen und BürgerInnen für das „Ältere 

Einfamilienhausgebiet“ kann durch an-

gewandte Forschung und durch die Er-

hebung der Potenziale für die Innen-

entwicklung erhöht werden.  

 Der Gebietstypus „Einfamilienhausge-

biet“ darf nicht isoliert betrachtet wer-

den.  

 

 

5.1.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum 

Das Bewusstsein, dass sich große Berei-

che von Einfamilienhausgebieten im 

DACH+ Raum zu Problemgebieten mit 

Bedarf zum Siedlungsumbau entwickeln 

könnten, ist derzeit noch nicht weit verbrei-

tet.  

Im DACH+ Raum ist kein starkes Un-

gleichgewicht zwischen Angebot und 
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Nachfrage in Einfamilienhausgebieten 

erkennbar. Gründe dafür sind, dass viele 

Gemeinden und Kreise im Nahbereich des 

Bodensees mit einem hohen Anteil an 

großflächigen Einfamilienhausgebieten 

eine relativ dynamische Wirtschaftsent-

wicklung aufweisen sowie ein relativ star-

ker Zuzug von Personen besteht, die den 

Bodensee als Alterssitz wählen (beson-

ders in Deutschland).   

Dennoch können die Risikofaktoren in 

einzelnen Gemeinden stärker ausgeprägt 

sein. Insbesondere dann, wenn sich die 

derzeit funktionierende Situation auf ein-

zelne Faktoren gründet, die nicht in der 

Region selbst beeinflusst werden können. 

Bricht z.B. die Nachfrage nach der Grün-

dung eines Alterssitz am Bodensee ein, 

kann es rasch zu einer Unausgewogenheit 

zwischen Nachfrage und Angebot kom-

men, die nicht durch die Region selbst 

ausgeglichen werden kann.  

Daher erfordern Einfamilienhausbestände 

auch im DACH+ Raum, insbesondere in 

den Gemeinden und Regionen im Nahbe-

reich des Bodensees, künftig mehr Auf-

merksamkeit.  

Kommunen haben im Bereich des Gebäu-

debestandes der Einfamilienhausgebiete 

nur geringe Eingriffsmöglichkeiten. Die 

disperse EigentümerInnen-Struktur ver-

langt nach einer guten Kenntnis vorhande-

ner Problemlagen und Strukturen. Dieses 

Wissen kann über Partizipation gehoben 

und für notwendige Anpassungsprozesse 

genutzt werden.  

 

 

5.1.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien  

 

Problembewusstsein für alternde Ein-
familienhausgebiete schärfen.  

 Angewandte Forschung zu alternden 

Einfamilienhausgebieten verstärken  

(initiiert auf Landes-, Kantons- bzw. 

Kreisebene); dabei auch gesellschaftli-

che Komponenten berücksichtigen, wie 

z.B. der Altersstruktur-Wandel im 

DACH+ Raum.  

 Bewusstsein auf kommunaler Ebene 

schaffen (über Forschung, Veranstal-

tungen, Leitfäden).  

 Verdichtungspotenzial und dessen 

ökonomische, soziale, verkehrliche und 

ökologische Auswirkungen darlegen.  

 Erfahrungsaustausch und Wissens-

transfer über die nationalen Grenzen 

hinweg fördern.  

 Neue Siedlungsgebiete nur bei Nach-

weis einer entsprechenden ÖPNV-

Erschließung entwickeln.  

 

 

Die möglichen Entwicklungsrisiken 
alternder Einfamilienhausgebiete sind 
für die Anwendung entsprechender 
Anpassungsstrategien kleinräumlich zu 
erheben.  

 Risikoanalyse für die bestehenden 

Strukturen erstellen.  

 Systematisches Monitoring von Ange-

bots- und Nachfragetrends durchfüh-

ren. 

 Vorhandene Daten zu Bevölkerung, 

Grundstücken, Gebäuden und Infra-

struktur auf Gebietsebene zusammen-

führen.   

 Einfamilienhausgebiets-Check als 

Frühwarnsystem entwickeln und an-

wenden.  
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Die Strategien und Maßnahmen sind an 
die Entwicklung des Bestands anzu-
passen.  

 Wachstum  Stabilisierung: Potenziale 

nutzen; unerwünschte Nachverdichtun-

gen vermeiden.  

 Stagnation  Qualifizierung; Aufwer-

tungsmaßnahmen setzen.  

 Schrumpfung  Umstrukturierung; 

rückbauen, umnutzen, ersetzen.  

 

Für den Siedlungsumbau braucht es 
umfassende Stadt- und Ortsentwick-
lungskonzepte.  
Folgende Aspekte sind jedenfalls zu be-

rücksichtigen:  

 Nachverdichtungspotenzial 

 Grün- und Freiflächenversorgung 

 Mobilität (Fuß, Rad, ÖV, MIV)  

 Soziale und technische Infrastruktur  

 Bautechnische und energetische Ge-

bäudesanierung  

 Aktive Bodenpolitik der öffentlichen 

Hand  

 Demographische Aspekte 

 Partizipation 

Der Umbau bzw. Anpassungsbedarf 
von alternden Einfamilienhausgebieten 
kann nur unter einer aktiven Einbezie-
hung der Akteure erfolgen.  

 Bewusstsein der BewohnerInnen und 

EigentümerInnen für Anpassungserfor-

dernisse schaffen.  

 Prozesse für die Bevölkerungseinbin-

dung entwickeln und fördern. 

 Netzwerkbildung der BewohnerInnen 

unterstützen und selbst tragende Struk-

turen fördern.  
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5.2 Innenentwicklung und 
Nachverdichtung 

 

5.2.1 Herausforderung  

Nach der sehr flächenintensiven Sied-

lungsentwicklung seit den 1950er Jahren 

ist das Bekenntnis zum Bodensparen und 

zum Stopp der Zersiedelung in den Zielen 

sämtlicher Raumplanungsgesetze im 

DACH+ Raum verankert. Siedlungsent-

wicklungen sollen daher künftig weniger 

über die Ausweisung zusätzlicher Bauflä-

chen, sondern vielmehr über die effiziente-

re Nutzung bestehender Baugebiete er-

möglicht werden.  

Die Ziele der Innenentwicklung und der 

Nachverdichtung sind nicht neu. Be-

schränkte finanzielle Mittel der Kommu-

nen, ein größeres Bewusstsein für die 

Auswirkungen flächenintensiver Sied-

lungsgebiete auf das Mobilitätsverhalten 

und den Energiebedarf und nicht zuletzt 

die Wiederentdeckung der Innenstädte 

und zentralen Ortsgebiete als attraktiver 

Wohn- und Lebensort, geben der Entwick-

lung nach Innen eine neue Dynamik.  

 

 

5.2.2 Planungsansätze  

 

Neues Raumplanungsgesetz CH 

Quelle: Bundesamts für Raumentwicklung 
ARE et al. (Hrsg.): Bundesrat setzt revi-
diertes Raumplanungsgesetz auf den 1. 
Mai 2014 in Kraft. Online. 

Mit 1. Mai 2014 hat der Bundesrat ein 

neues Raumplanungsgesetz (RPG) sowie 

die revidierte Raumplanungsverordnung 

(RPV) in Kraft gesetzt:  

„Ziele der revidierten Bestimmungen sind 

ein sorgsamer Umgang mit dem Boden, 

Bauzonen maßvoll festzulegen und kom-

pakte Siedlungen. Dörfer und Städte sollen 

nach innen weiter entwickelt werden, bei-

spielsweise durch verdichtetes Bauen, das 

Schließen von Baulücken oder die Umnut-

zung von Brachen. Damit sollen der Ver-

schleiß von Kulturland eingedämmt und 

hohe Kosten für die Erschließung mit 

Straßen, Strom und Wasser vermieden 

werden. Die Umsetzung der Revision ver-

antworten die Kantone. Sie zeigen in ihren 

Richtplänen auf, wie die Entwicklung nach 

innen erfolgen wird. Sie müssen zudem 

sicherstellen, dass ihre Bauzonen dem 

voraussichtlichen Bedarf der nächsten 

fünfzehn Jahre entsprechen. Innert fünf 

Jahren muss diese Richtplanrevision be-

reinigt und vom Bundesrat genehmigt sein. 

Weiter sollen die Kantone bei Einzonun-

gen für den Ausgleich, beispielsweise von 

Rückzonungen, mindestens zwanzig Pro-

zent des Mehrwerts abschöpfen.  

Bis zur Genehmigung der angepassten 

kantonalen Richtpläne durch den Bundes-

rat sind die Kantone verpflichtet, die Schaf-

fung neuer Bauzonen zu kompensieren. 

Davon ausgenommen sind insbesondere 

solche für dringend benötigte, öffentliche 

Infrastrukturen (beispielsweise ein Kan-

tonsspital). Für andere dringende Vorha-

ben von kantonaler Bedeutung müssen 

gleich große Flächen anderswo planungs-

rechtlich gesichert, jedoch nicht sofort 

zurückgezont werden. 

Nebst der revidierten RPV wird die RPG-

Revision durch zwei weitere Instrumente 

umgesetzt: zum einen durch die «Techni-

schen Richtlinien Bauzonen», welche die 

Frage beantworten, wann Bauzonen in 

einem Kanton zu groß sind. Die Schweize-

rische Bau-, Planungs- und Umweltdirekto-

ren Konferenz (BPUK) und das Eidgenös-

sische Departement für Umwelt, Verkehr, 

Energie und Kommunikation (UVEK) ha-

ben diese Richtlinien kürzlich bereits ver-

abschiedet. Zum anderen hat das Bun-

desamt für Raumentwicklung (ARE) sei-

http://www.are.admin.ch/dokumentation/00121/00224/index.html?lang=de&msg-id=52521
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nen Leitfaden für die Richtplanung er-

gänzt.“ 

Mit dieser neuen Raumplanungsverord-

nung, den dazugehörigen technischen 

Richtlinien zu den Bauzonen sowie einer 

Ergänzung des Leitfadens für die kantona-

le Richtplanung wird die vom Volk am  

3. März 2013 angenommene Revision des 

Raumplanungsgesetzes umgesetzt.  

Von den Kantonen des DACH+ Raumes 

hat lt. Berechnungen des Bundesamtes 

lediglich der Kanton Schaffhausen einen 

deutlichen Baulandüberhang (Bauland-

Auslastung bis 2027 unter 95 %), der auch 

entsprechend zurückgezont werden müss-

te.   

Die Auswirkungen des neuen Raumpla-

nungsgesetzes auf die Nachverdichtung 

und Innenentwicklung wird sich erst in den 

kommenden Jahren zeigen. Die Neuaus-

weisung von Bauland dürfte jedenfalls 

durch dieses Gesetz wesentlich erschwert 

werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 20: Kantonale Bauland-Auslastung (Musterberechnung) 
Quelle: Tagesanzeiger vom 29.8.2013 , Bundesamt für Räumentwicklung ARE 

* Die Kantonale Bauland-Auslastung beschreibt das Verhältnis der erwarteten Einwohner- und Beschäftigtenzahl  

  zur Kapazität in Wohn-, Misch- und Zentrumszonen.   

* 
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Plausibilitätsprüfung der Bauflächen-

bedarfsnachweise, Baden-Württemberg 

(D)  

Quelle: Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur, Baden-Württemberg: Plausibili-
tätsprüfung der Bauflächenbedarfsnach-
weise im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens nach §§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB. 
Vom 23.05.2013. Online.  

Das Hinweispapier „Plausibilitätsprüfung 

der Bauflächenbedarfsnachweise im Rah-

men des Genehmigungsverfahrens nach 

§§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB“ des Ministeri-

ums für Verkehr und Infrastruktur Baden-

Württemberg dient als Richtschnur für die 

Genehmigungsbehörden bei der Beurtei-

lung von Flächennutzungsplänen, insbe-

sondere von neu auszuweisenden Bauflä-

chen. Das Papier konkretisiert die Vorga-

ben des Baugesetzbuches hinsichtlich 

einer flächensparenden und bedarfsge-

rechten Siedlungsentwicklung.  

Im Papier ist festgehalten, dass bei Flä-

chenausweisungen in Flächennutzungs-

plänen und von nicht aus dem Flächennut-

zungsplan entwickelten Bebauungsplänen 

der geplante Bedarf an Wohnbauflächen 

und Gewerbeflächen durch eine Plausibili-

tätsprüfung geprüft werden soll. Diese 

Plausibilitätsprüfung soll nach im Papier 

angeführten Kriterien und auf Basis der 

ebenfalls im Papier angeführten, vom 

Plangeber vorzulegenden Daten und An-

gaben durchgeführt werden. 

 

Kommunales Flächenmanagement am 

Beispiel Bayern (D)  

Quelle: Bayerisches Staatsministerium für 

Umwelt und Gesundheit und Oberste Bau-

behörde im Bayerischen Staatsministerium 

des Innern (Hrsg.): Kommunales Flä-

chenmanagement. 2010. Online.  

Flächenmanagement verfolgt einen spar-

samen und schonenden Umgang mit den 

Ressourcen Freifläche und Boden. Es ist 

ein Instrument bzw. Werkzeug zur Förde-

rung der Innenentwicklung. Handlungsfel-

der des Flächenmanagements sind:  

 Baulückenaktivierung: Die gezielte 

Suche nach Baulücken und Brachflä-

chen in der Gemeinde offenbart oftmals 

ungeahnte Flächenreserven im Sied-

lungsgebiet, die sich unter Umständen 

zusammen mit den EigentümerInnen 

erschließen lassen.  

 Sanierung, Umnutzung, Nachverdich-

tung: Alte Gebäude weisen Potenziale 

zur Schaffung von attraktivem Wohn-

raum auf. Nachverdichtung ist eine Op-

tion, wenn aufgrund hoher Grund-

stückspreise und knapper Flächenre-

serven der verfügbare Raum effizienter 

ausgenutzt werden soll.  

 Flächenrecycling: Darunter versteht 

man die Wiedereingliederung von Ge-

werbe-, Industrie-, Bahn- und Militär-

brachen in den Flächenkreislauf.  

 Flächensparendes Bauen: Wenn die 

Innenentwicklungspotenziale in einer 

Gemeinde ausgeschöpft sind und eine 

Ausweisung neuer Baugebiete not-

wendig ist, lassen sich mit entspre-

chenden Regelungen im Bebauungs-

plan Rahmenbedingungen für flächen-

sparendes Bauen schaffen.  

Das Bayerische Staatsministerium für 

Umwelt und Gesundheit und die Oberste 

Baubehörde im Bayerischen Staatsminis-

terium des Innern haben eine Broschüre 

herausgegeben, die sich an Kommunen 

und Städte richtet und die Vorteile des 

Flächenmanagements aufzeigt. In der 

Broschüre werden die wesentlichen Schrit-

te zu einem erfolgreichen Flächenma-

nagement angeführt:  

 1. Schritt: Gemeinsame Ziele und 

Rahmenbedingungen innerhalb der 

Gemeinde vereinbaren und diese 

kommunizieren.  

http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/PDF/Fl%25C3%25A4chenmanagement_Hinweise_Plausibilitaetspruefung_2013.pdf
http://www.bestellen.bayern.de/application/stmug_app000003?SID=1193756667&ACTIONxSESSxSHOWPIC(BILDxKEY:stmug_flaeche_00001,BILDxCLASS:Artikel,BILDxTYPE:PDF)
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 2. Schritt: Potenziale in der Gemeinde 

analysieren und dokumentieren. 

 3. Schritt: Potenziale aktivieren und 

FlächeneigentümerInnen zur Bereitstel-

lung ihrer flächen motivieren. 

 4. Schritt: Die verfügbaren Flächen 

aktiv vermarkten.    

Mit der „Flächenmanagement-Datenbank“ 

stellt das Bayrische Landesamt für Umwelt 

den Kommunen kostenlos ein EDV-

gestütztes Werkzeug zur Verfügung, um 

das Flächenmanagement zu erleichtern. 

Mit diesem Instrument können Innenent-

wicklungspotenziale erfasst, verwaltet und 

aktiviert werden. Die Datenbank unter-

stützt folgende Aufgaben:  

 Baulücken- und Brachflächenkataster  

 Leerstandsrisiko  

 Eigentümeransprache  

 Grundstücksbörse  

 Wohnbaulandbedarf  

 Monitoring der Innenentwicklung  

 

 

Innenverdichtung Stadt St. Gallen 
Quelle: Stadt St. Gallen (Hrsg.): Innenent-
wicklung. Online. 

Das Thema Innenentwicklung und Ver-

dichtung des bestehenden Siedlungsge-

bietes ist in den letzten Jahren verstärkt in 

den Fokus der Betrachtung gerückt. Die 

Verfügbarkeit an bebaubaren Flächen an 

den Siedlungsrändern hat stark abge-

nommen, Investoren interessieren sich 

immer mehr für Verdichtung. Dies führt 

zum Druck auf innerstädtische Areale - 

und damit zur Auseinandersetzung über 

das Maß der Verdichtung und über die 

Sicherung der Freiräume.  

In der Stadt St. Gallen wurde seitens der 

Politik mit der letzten Revision des Zonen-

planes und der Bauordnung der Stadt St. 

Gallen ein Zeichen in Richtung Innenent-

wicklung gesetzt. Der Richtplan schreibt 

diese Strategie weiter. Mit dem Projekt 

Flächenentwicklungs-Management wird 

auch operativ ein Instrument für eine akti-

ve Umsetzung der Verdichtungsstrategie 

geschaffen. Das Tool soll nicht nur strate-

gische Planungen, sondern auch die ope-

rative tägliche Arbeit unterstützen.  

 

 

Die Stadt St. Gallen orientiert sich an fol-

genden  Planungsgrundsätzen:  

 Größere zusammenhängende Sied-

lungsgebiete (rechtsgültiger Zonen-

plan) werden für die Richtplanung auf 

ihre Verdichtungsmöglichkeiten geprüft.  

 Innenentwicklung findet in Verdich-

tungs-, Umstrukturierungsgebieten und 

Planerischen Intensivgebieten (PIGs) 

statt und nicht über generelle Erhöhung 

der Ausnützungsziffern.   

 Altstadt und Ortsbildschutzgebiete 

kommen als Verdichtungsgebiete nicht 

in Frage.  

 

Möglichkeiten zur Nachverdichtung erge-

ben sich durch   

 Neubauten als Ersatz bestehender 

Bausubstanz bzw. auf unternutzten 

Flächen, v. a. in Umstrukturierungsge-

bieten (z.B. im Zusammenhang mit 

Bahnflächen),  

 Verdichtung unter Beibehaltung der 

Bausubstanz (Nachverdichtung mit-

energetischer Sanierung, Vergröße-

rung der Wohnfläche), z.B. bei den 

40er- und 50er-Jahre-Siedlungen,  

http://www.stadt.sg.ch/home/raum-umwelt/stadtplanung/richtplanung/Innenentwicklung.html
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 Neubauten in innerstädtischen Baulü-

cken oder unbebauten Grundstücken, 

 und Hochhäuser oder hohe Häuser. 

Im Zuge von Umstrukturierungen von 

Siedlungsgebieten ist es unerlässlich be-

stehende Funktionsdefizite auszugleichen 

und fehlende Verträglichkeiten mit Nut-

zungen im Umfeld zu beachten.  

In St. Gallen besteht zudem die Möglich-

keit, die Ausnützung über Sondernut-

zungspläne bei einer entsprechenden 

städtebaulichen und architektonischen 

Qualität zu erhöhen.  

St. Gallen geht davon aus, dass quartier-

typische Bau- und Freiraumstrukturen 

nicht über generelle Maße definierbar sind. 

Im Vordergrund muss der situative ge-

bietsbezogene Ansatz stehen. Das Ver-

ständnis der Topologie, der räumlichen 

Beziehungen ist nötig, um die jeweiligen 

Orte zu stärken. Freiräumen kommt dabei 

die Aufgabe zu, räumliche Zusammenhän-

ge zu erzeugen. Es geht darum, differen-

ziert zu verdichten und die Stadt weiterzu-

entwickeln. Atmosphäre und Lebensquali-

tät müssen im Vordergrund stehen.   

 

Dichtebox, Werkzeugkasten zur Innen-

entwicklung 
Quelle: Metron AG: Informationen zum 
Themenheft 27 «7 Tools zur Innenentwick-
lung: die Metron Dichtebox», Dezember 
2011; Online. sowie Artikel „Werkzeugkiste 
der Raumplanung“ in vorum, Zeitschrift für 
Raumplanung und Regionalentwicklung in 
Vorarlberg, Nr. 2/2013 17. Jahrgang  

Die Metron AG (Holdinggesellschaft mit 

Hauptsitz in Brugg, Schweiz; Kernkompe-

tenzen liegen in Planung und Architektur) 

hat sich in einem internen Labor im Zeit-

raum von rund einem Jahr intensiv und 

interdisziplinär mit dem Thema Verdich-

tung auseinandergesetzt. Folgende Fra-

gen standen dabei im Mittelpunkt: „Der 

Siedlungsraum der Schweiz soll begrenzt 

und die Entwicklung nach Innen gelenkt 

werden. Doch wie können gleichzeitig 

Spielräume geöffnet, Qualitäten erhalten 

und die Einwohnerdichte erhöht werden? 

Und was heißt das für die Bauformen, die 

Freiräume, die Erschließung und die 

Nachbarschaft im Quartier?“  

Im Rahmen dieses Prozesses wurde eine 

Methode zur Umsetzung der Verdichtung 

im bestehenden Siedlungsraum entwickelt: 

die Metron Dichtebox mit ihren sieben 

Tools:  

 Potentiallupe: Relevante Indikatoren 

werden auf Basis von Geografischen 

Informationssystemen analysiert, z.B. 

freie Bauzonenreserven, Gebäudetyp, 

Einwohnerdichte. Ergebnis ist ein Plan 

mit vordringlichen und aussichtsreichen 

Handlungsräumen der Verdichtung.  

 Dichtespritze: In einem dreidimensio-

nalen städtebaulichen Zukunftsbild 

werden konkrete Muster für die Ver-

dichtung festgehalten, wie z.B. alte und 

neue verdichtete Bautypen, multifunkti-

onale Nutzung von Erschließungsräu-

men oder Freiräumen, und eine städte-

baulich überzeugende Verdichtungs-

strategie für ein Quartier verfolgen.  

 Qualitätswaage: Handlungsspielräu-

me, Anforderungen und Regeln der 

Quartierveränderung werden in einem 

Quartierstrukturplan beschrieben. Da-

bei gilt der Grundsatz, dass mehr Dich-

te eine erhöhte städtebauliche Qualität 

aufweisen muss.  

 Renditeschieber: Aufgezeigt werden 

die wirtschaftlichen Anreize der Inn-

entwicklung für Private und die öffentli-

che Hand, denn Verdichtung kann nur 

dann gelingen oder initiiert werden, 

wenn sie sich sowohl für die Gemein-

schaft, als auch für Private lohnt und 

http://www.metron.ch/m/mandanten/73/topic5512/story15790.html


stadtland 

DACH+ 

Leitvorstellungen und  

Planungsprinzipien 

Seite 64 

die Beteiligten ihre Motivation finden 

können.  

 Dichteschlüssel: Der Dichteschlüssel 

umfasst das erforderliche Regelwerk im 

Planungs- und Baurecht. Dieses Re-

gelwerk kann in die Nutzungsordnun-

gen der Gemeinden aufgenommen 

werden. Auf bewährten Instrumenten 

aufbauend werden zusätzliche pla-

nungs- und baurechtliche Spielräume 

aufgezeigt.   

 Dichteagenda: Der Prozess, die ver-

änderten Aufgaben der Steuerung so-

wie der Zusammenarbeit und die Ak-

teure der Verdichtung bestehender 

Quartiere werden beschrieben. Akteure 

sind insbesondere die Baubehörden, 

die Planenden, die Grundeigentümer 

und die Investoren.   

 Dichtezwinge: Die Dichtezwinge sorgt 

dafür, dass die Siedlungsentwicklung 

nach Außen begrenzt und nach Innen 

gelenkt wird. Sie bewirkt eine überge-

ordnete Limitierung der Ressource 

Landschaft und findet gesetzliche Re-

gelungen als Vorgaben für die Sied-

lungsdichte im bestehenden Sied-

lungsgebiet.  

 

5.2.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum  

Der DACH+ Raum ist nach wie vor über 

weite Bereiche eine dynamische Region, 

in der die Nachfrage nach einer baulichen 

Entwicklung besteht und vor allem in den 

zentralen Räumen der Städte und Agglo-

meration auch sehr hoch sein kann. Die 

intensive Ausdehnung der Siedlungsflä-

chen, wie sie vor allem in der zweiten Hälf-

te des 20. Jahrhunderts stattgefunden hat, 

ist aus ökologischen und ökonomischen 

Gründen an ihre Grenzen gestoßen. Die 

Entwicklung der Siedlungen muss daher 

nach Innen erfolgen. In der DACH+ Regi-

on stehen für die Innenentwicklung vor 

allem zwei Siedlungstypologien zur Verfü-

gung. Einerseits können ehemalige Indust-

rie- und Bahnflächen, die oft in zentralen 

Lagen zu finden sind, zu neunen Wohn- 

und Arbeitsstätten umstrukturiert werden. 

Andererseits sind viele Siedlungsgebiete 

der 1950er bis 1980er Jahre recht ineffi-

zient bebaut und bieten ein Verdichtungs-

potenzial, das nicht nur zu einer besseren 

Ausnützung führt, sondern auch die Funk-

tion der Siedlung stärken kann.  

Der Immobilienmarkt und die Bauwirtschaft 

haben den Trend zur Innenentwicklung 

schon längst aufgegriffen, mit der Folge, 

dass so manche Nachverdichtung nicht im 

Sinne einer qualitätsvollen Weiterentwick-

lung eines Siedlungsgebietes erfolgt ist. 

Eine aktive und steuernde Rolle seitens 

der Raumplanung – die Zuständigkeit liegt 

in diesem Zusammenhang meist auf der 

kommunalen Ebene – ist somit unabding-

bar, wenn Fehlentwicklungen und künftige 

Problemgebiete vermieden werden sollen.  

 

 

5.2.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien  

 

Die Innenentwicklung ist gegenüber der 
Ausweitung bestehender Siedlungsge-
biete zu präferieren und zu fördern. 

 Aus ökologischen und ökonomischen 

Gründen ist der Schwerpunkt der künf-

tigen baulichen Entwicklung ganz klar 

auf die Innenentwicklung bestehender 

Siedlungsgebiete zu legen. 

 Zusätzliche Bauflächen sind daher nur 

äußerst sparsam auszuweisen. Nur so 

kann der notwendige Druck aufgebaut 

werden, bestehende und unternutzte 

Baugebiete effizienter zu nutzen.  
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Die Innentwicklung verlangt nach einer 
Steuerung seitens der Planungsverant-
wortlichen. 

 Der Markt allein führt zu keiner quali-

tätsvollen Innenentwicklung. Es besteht 

die Gefahr unverhältnismäßiger Nach-

verdichtung, die keine Rücksicht auf 

bestehende Strukturen nimmt.  

 Kommunen sollten mit Unterstützung 

der Länder bzw. Kantone eine aktive 

Rolle einnehmen und über Bodenpoli-

tik, Flächenmanagement und Einbezie-

hung der betroffen Bevölkerung die In-

nenentwicklung in eine siedlungs- und 

sozialverträgliche Richtung steuern.  

 

Die Siedlungsentwicklung nach Innen 
verlangt nach einem gezielten Flä-
chenmanagement. 
(vgl. Nebel R.. et al.: Kommunales Flä-
chenmanagement zur systematischen 
Umsetzung der Siedlungsentwicklung 
nach innen, in Collage 3/13, Zürich 2013)  

 Voraussetzungen für ein Flächenma-

nagement sind die Bereitschaft und der 

verbindliche Beschluss der politischen 

EntscheidungsträgerInnen für die Ein-

führung eines Flächenmanagements.  

 Das Flächenmanagement benötigt eine 

Zusammenstellung der zur Verfügung 

stehenden Flächenpotenziale inkl. ei-

nes Monitorings der  Ausnutzung/Über-

bauung der ausgewiesenen Bauzonen. 

Eine problemorientierte Flächenüber-

sicht sollte neben quantitativen auch 

räumliche und qualitative Angaben zu 

den einzelnen Flächen beinhalten. Dies 

erlaubt die zeitliche Verfügbarkeit der 

einzelnen Flächen abzuschätzen. 

 Eine Lagebeurteilung enthält eine sys-

tematische Auswertung und geeignete 

Darstellung der erhobenen Flächen-

übersicht. Ergänzend dazu sind raum-

bedeutsame Aktivitäten, Planungen 

und Konflikte darzustellen. Dadurch 

lässt sich der Handlungsbedarf identifi-

zieren und entsprechende Schwer-

punkte bilden.  

 Darauf aufbauend kann eine räumliche 

Entwicklungsstrategie für Maßnahmen 

und Fachplanungen erarbeitet werden.  

 Maßgeschneiderte Maßnahmen sorgen 

für die Umsetzung der Entwicklungs-

strategie (wie z.B. eine aktive Boden-

politik) 

 Begleitet werden muss ein Flächenma-

nagement von einer laufenden Evaluie-

rung bzw. einem Controlling.  

Innenentwicklung muss gebietsbezo-
gen und an die bestehende Situation 
angepasst werden.  

 Bestehende Siedlungsstrukturen zeich-

nen sich durch unterschiedliche Quali-

täten und Herausforderungen aus. Eine 

Innenverdichtung muss auf diese Un-

terschiedlichkeiten reagieren. 

 Das generelle Hinaufsetzen von Aus-

nützungszahlen allein wird der Unter-

schiedlichkeit der Siedlungsbereiche 

nicht gerecht und kann zu städtebauli-

chen Problemen führen (z.B. durch das 

Überschreiten des gebietsüblichen Ge-

bäudemaßstabs).  

 

Qualitätskriterien und weniger Maßzah-
len sollen Maßstab für eine Innenent-
wicklung sein.  

 Ausnützungszahlen eignen sich nur 

bedingt als Vorgaben für eine qualitäts-

volle Innenentwicklung. 

 Die Möglichkeiten einer Innenentwick-

lung lassen sich besser über städte-

bauliche und architektonische Qualitä-

ten benennen und abbilden.  

 Eine höhere städtebauliche Qualität 

kann auch höhere bauliche Ausnützung 

zulassen.  
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Eine verstärkte Innenverdichtung ver-
langt gleichzeitig die Sicherstellung 
entsprechender Freiräume und Grün-
strukturen. 

 Eine höhere bauliche Dichte verlangt 

ein ausreichendes Maß an gut erreich-

baren und nutzbaren Freiflächen. Die 

Bedeutung von öffentlichen Freiräumen 

nimmt zu, private Freiflächen hingegen 

werden in der Regel reduziert.  

 Die Innenverdichtung bietet die Chan-

ce, dass der öffentliche (Frei)Raum – 

wie Plätze oder Straßenräume – stär-

ker belebt wird. Soziale Interaktionen 

werden gefördert, die Identifikation der 

Bevölkerung mit ihrem Lebensumfeld 

und der Gemeinschaftssinn können 

gestärkt werden.  

 Freiräume und Grünstrukturen schaffen 

die räumlichen Zusammenhänge in den 

Siedlungsgebieten. 

 Innenverdichtung bedeutet durch den 

ökonomischen Umgang mit Grund und 

Boden auch einen Schutz der Land-

schaftsräume vor einer weiteren Zer-

siedlung.  
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5.3 Kooperatives Planen 
 

5.3.1 Herausforderung  

Die Aufgaben und das Selbstverständnis 

der Raumplanung haben sich in den letz-

ten Jahrzehnten deutlich verändert. Es 

genügt meist nicht mehr, allein über ord-

nungsplanerische Instrumente, wie z.B. die 

Flächenwidmungs-, Flächennutzungs- und 

Nutzungs-/Zonenplanung, die Entwicklung 

von Siedlungen zu steuern. Städte bzw. 

Siedlungen sind komplexe Systeme. Sol-

len diese im Sinne der Nachhaltigkeit, der 

Resilienz und unter Einbeziehung der Be-

völkerung geplant und entwickelt werden, 

sind komplexere Planungsprozesse und  

-verfahren notwendig. Gerade Projekte zur 

Innenentwicklung oder Umstrukturierung 

von bestehenden Siedlungsgebieten ver-

langen nach der Einbindung unterschied-

lichster AkteurInnen und Fachdisziplinen.  

In diesem Zusammenhang wurden koope-

rative Planungsverfahren entwickelt und in 

den letzten Jahren vermehrt eingesetzt. 

Ging es zuerst vor allem darum, Grundei-

gentümerInnen und Entscheidungsträge-

rInnen (Hoheitsbehörde) an einen Tisch zu 

bringen, um gemeinsam optimale Lösun-

gen zu erarbeiten, spielt die Beteiligung 

der Öffentlichkeit und der Politik immer 

mehr eine Rolle.  

Der Vorteil an kooperativen Planungsver-

fahren liegt darin, dass unterschiedliche 

Fachdisziplinen und Stakeholder einbezo-

gen sowie Entscheidungen zeitnah und 

abgestimmt getroffen werden können. 

Kooperative Verfahren bieten gute Vo-

raussetzungen dafür, dass die Qualität der 

Ergebnisse verbessert und die Akzeptanz 

von Entscheidungen erhöht wird.  

 

5.3.2 Planungsansätze 

 

Kooperative Entwicklungsplanung 

Schweiz  

Kooperative Planungsverfahren werden in 

der Schweiz schon länger angewandt. 

Eines der bekanntesten Verfahren „Zürich 

West“ wurde bereits Ende der 1990er an-

gewandt. (Quelle: Stadt Zürich (Hrsg.): 
Webauftritt.) 

Bereits 1996 wurde ein Runder Tisch, das 

Stadtforum, initiierte, der die verhärteten 

Fronten im Kampf um eine Bau- und Zo-

nenordnung (BZO) aufweichen und kon-

struktive Gespräche ermöglichen sollte. 

Das Stadtforum wollte die Standpunkte in 

wichtigen Entwicklungsfragen offenlegen 

und gegenseitiges Verständnis aufbauen. 

VertreterInnen aus Politik, Wirtschaft, Ver-

waltung und Bevölkerung verhandelten 

über die Entwicklung in verschiedenen 

Gebieten. Dank dieses Prozesses wurde 

ein Konsens in zwei zentralen Punkten 

gefunden: Im Anschluss an das Stadtfo-

rum startete das Amt für Städtebau das 

kooperative Planungsverfahren für Zürich-

West. Gefragt waren Grundlagen für eine 

dynamische Stadtentwicklung und einzel-

ne Projekte. In das kooperative Planungs-

verfahren selbst waren nur die Stadt und 

die GrundeigentümerInnen eingebunden. 

Anschließend wurden das Entwicklungs-

konzept und die Leitlinien erstellt.   

 

Kooperative Planungsverfahren Öster-

reich 

Kooperative Planungsverfahren finden in 

Österreich – und hier vor allem in Wien – 

erst in den letzten Jahren Anwendung. 

Vorbild waren die Verfahren in der 

Schweiz. Kooperative Planungsverfahren 

werden in Österreich als ergebnisoffene 

Prozesse verstanden, bei denen mehrere 

Planungsteams gemeinsam mit den 

GrundeigentümerInnen und der öffentli-

chen Hand Entwicklungsziele erarbeiten, 

https://www.stadt-zuerich.ch/
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die Grundlage für eine Flächenwidmung 

sind.  

Meist umfassen die in das Verfahren invol-

vierten Personen einen größeren Akteurs-

kreis: dazu zählen Planungsverantwortli-

che, politische VertreterInnen, VertreterIn-

nen weiterer betroffener Fachbereiche – 

wie z.B. Denkmalschutz, Interessensver-

tretungen – und nicht zuletzt die Öffent-

lichkeit.  

Die Bevölkerung wird in den bisher durch-

geführten kooperativen Planungsverfahren 

unterschiedlich intensiv beteiligt – die Be-

teiligung reicht von einer einfachen Infor-

mation bis zur der Einbindung von Bürge-

rInnen-VertreterInnen in den Prozess. 

Bisherige Erfahrungen zeigen, dass eine 

frühzeitige und ernsthafte Einbindung der 

Bevölkerung für den Planungs- und Um-

setzungsprozess vorteilhaft ist. Die Akzep-

tanz in der Öffentlichkeit ist höher. Die 

Gefahr, dass ein fertig ausgearbeiteter 

Plan oder ein Projekt aufgrund des Wider-

stands in der Bevölkerung nicht umgesetzt 

werden kann, kann verringert werden.  

 

Abbildung 21: Beteiligte im kooperativen Planungsverfahren  
Neu-Leopoldau Wien, 2013 
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5.3.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum  

Kooperative Planungsverfahren sind für 

die DACH+ Region, und hier vor allem für 

städtische Regionen und Agglomeratio-

nen, ein praktikables Instrument, um den 

komplexen Anforderungen einer Sied-

lungsentwicklung gerecht zu werden. In-

nenentwicklung und Umstrukturierung von 

bestehenden Siedlungsgebieten sind Zie-

le, die im gesamten DACH+ Raum verfolgt 

werden. Ohne eine kooperative Vor-

gangsweise bei der Planung sind diese 

Ziele jedoch kaum umsetzbar. Unter-

schiedlichste, private GrundeigentümerIn-

nen und eine traditionell aktive und inte-

ressierte Bevölkerung in den Regionen 

rund um den Bodensee sind weitere Rah-

menbedingungen, die für die Anwendung 

von kooperativen Planungsverfahren spre-

chen.  

Ein großer Vorteil in der kooperativen Pla-

nung liegt darin, dass unterschiedlichste 

Fachdisziplinen von Anfang an einbezogen 

werden (können). Dadurch erhöht sich die 

Chance, dass städtebaulich und freiräum-

lich hochwertige Quartiere mit sinnvoller 

Nutzungsverteilung geschaffen werden.  

5.3.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien  

 

Die Anwendung von kooperativen Pla-
nungsverfahren empfiehlt sich, um den 
komplexen Anforderungen der Stadt-
entwicklung gerecht zu werden.  

 Von zentraler Bedeutung ist der Stadt-

raum: Auch wenn die zukünftige Nut-

zung und Gestaltung der einzelnen 

Baufelder noch nicht feststeht, wird 

über ein räumliches Gerüst zusam-

menhängender, attraktiv gestalteter 

Freiräume ein Meilenstein zur Bildung 

einer Quartieridentität und damit Auf-

enthaltsqualität gesetzt.  

 Kooperative Planungsverfahren erleich-

tern Entscheidungen und deren Akzep-

tanz, sei es über Flächennutzungen, 

Stadtentwicklung, Verkehrsführung  

oder Organisationsentwicklung.  

 In kooperativen Planungsverfahren 

werden komplexe Aufgaben zeitnah 

und effektiv gelöst: Die Qualität der Er-

gebnisse und durch Akzeptanz erleich-

terte Umsetzung sind unschlagbare 

Vorteile solcher Verfahren.  

 Sie bieten gute Voraussetzungen, mul-

tifunktionale und städtebaulich hoch-

wertige Quartiere zu generieren. 

 Durch die frühzeitige Einbeziehung 

relevanter Akteure können unterschied-

lichste Interessenslagen einbezogen 

und untereinander abgestimmt werden.  

 Nicht ein Einzelprojekt steht im Mittel-

punkt der Betrachtung, sondern dessen 

Vernetzung und Wirkungen mit bzw. in 

der Umgebung.  

 

Kooperative Planungsverfahren sind zu 
einem möglichst frühen Zeitpunkt eines 
Planungs- bzw. Entwicklungsprozesses 
einzusetzen. 

 Diese Verfahren generieren inhaltliche 

Grundsätze der Gebietsentwicklung in 

Leitbildern, die zur Präzisierung der 

Teilareale und Einzelgrundstücke her-

angezogen werden. 

 Die Ergebnisse bilden die Grundlage 

für die weiteren Planungs- und Umset-

zungsschritte, wie z.B. für städtebauli-

che Konzepte und Flächenwidmungs- 

bzw. Flächennutzungspläne und  

-zonen.  
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 Kooperative Planungsverfahren sind 

somit auch nicht unbedingt als Ersatz 

für bestehende Planungsinstrumente, 

wie z.B. Architekturwettbewerbe oder 

Masterplanung, zu verstehen. Sie hel-

fen vielmehr die Grundlagen für diese 

aufzubereiten und klarere, weil abge-

stimmte, Aufgabenstellungen zu defi-

nieren.  

 

In kooperative Planungsverfahren sind 
möglichst alle relevanten AkteurInnen 
einzubeziehen, insbesondere auch die 
interessierte und betroffene Bevölke-
rung. 

 Die Qualität und Stärke der kooperati-

ven Verfahren, unterschiedlichste Ak-

teurInnen und Interessen an einen Ti-

sche zu bringen, sollte auch in Bezug 

auf die Bevölkerung genutzt werden. 

 Der für die Abstimmungsprozesse nöti-

ge Zeitaufwand wird durch eine effizi-

ente Arbeitsweise gering gehalten – 

und rechnet sich nachher, indem öf-

fentliche Kritik schon im Voraus aufge-

fangen und in konstruktive Bahnen ge-

lenkt wird. 

 Die Form der Bevölkerungseinbindung 

ist abhängig von den Rahmenbedin-

gungen. Sie kann von einer relativ ein-

fachen Informationsschiene mit Mög-

lichkeit der Rückmeldung bis zu einer 

intensiven Beteiligung, in Form einer 

aktiven Integration in den Planungspro-

zess reichen.  

 Zu Beginn eines kooperativen Pla-

nungsverfahrens sind daher eine Ak-

teursanalyse und die Erarbeitung eines 

Beteiligungskonzeptes notwendig.  
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5.4 Nachhaltige Quartiersent-
wicklung 

 

5.4.1 Herausforderung  

(Städtische) Quartiere sind einem ständi-

gen Wandel ausgesetzt. BewohnerInnen-

struktur, Bausubstanz, Infrastrukturaus-

stattung etc. können sich verändern – und 

damit auch die Lebensqualität.  

Diese Veränderung der Lebensqualität 

muss nicht immer positiv sein. Die Le-

bensqualität kann sich verringern, bei-

spielsweise durch das Verschwinden des 

nachbarschaftlichen Zusammenhaltes 

oder durch die Verschlechterung gebauter 

Strukturen.  

Die Lebensqualität auf einem adäquaten  

Standard zu halten ist wichtig für die Zu-

friedenheit der QuartiersbewohnerInnen, 

stellt aber eine große Herausforderung 

dar.  

Von solchen Veränderungsprozessen sind 

vor allem gewachsene, in den letzten 

Jahrzehnten entstandene Quartiere im 

städtischen Bereich, in Agglomerationen 

oder in Gebieten mit hoher Siedlungsdich-

te betroffen.  

Auch neu entstehende Quartiere können in 

Zukunft von Veränderungsprozessen be-

troffen sein. Wichtig ist daher eine voraus-

schauende Planung, die sich mit mögli-

chen zukünftigen Entwicklungen ausei-

nandersetzt. Eine wesentliche Herausfor-

derung besteht daher darin, neue Quartie-

re nachhaltig und resilient zu entwickeln, 

und dadurch Quartiere zu schaffen, die 

auch für zukünftige Generationen noch 

passen.  

Veränderungsprozesse in bestehenden 

Quartieren und die Entwicklung neuer 

Quartiere sind auch in der DACH+ Region 

ein Thema, hauptsächlich in Gebieten mit 

hoher Siedlungs- und Bevölkerungsdichte 

(siehe Abbildungen 2 und 3 in Kapitel 3.1. 

Strategien für den ländlichen Raum). In 

nachstehender Karte (Abbildung 21) sind 

die Schwerpunkträume des DACH+ Rau-

mes veranschaulicht; rot dargestellt ist der 

Schwerpunktraum Siedlung, der eine hohe 

Siedlungs- und Bevölkerungsdichte auf-

weist.  
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Abbildung 22:  
Schwerpunkträume im DACH+ Raum 
Arbeitskarte für den 1. DACH+Campus 
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5.4.2 Planungsansätze  

 

Projet urbain – Rorschach, CH  

Quelle: Kessler Florian, Stadt Rorschach, 
Leiter Bau und Stadtentwicklung und Diet-
sche Anna, Leiterin Quartierbüro: Stadt 
Rorschach, Projet urbain. Input bei 
DACH+CAMPUS Klausur 3; sowie Stadt 
Rorschach (Hrsg.): Projet urbain; Online.  

„Projet urbain“ ist ein vom Schweizer Bund 

durchgeführtes Programm mit dem Ziel, in 

bestehenden Wohngebieten und Quartie-

ren die Lebensqualität nachhaltig zu ver-

bessern und günstige Voraussetzungen für 

die gesellschaftliche Integration zu schaf-

fen. Kleinere und mittelgroße Städte sowie 

Agglomerationsgemeinden erhalten finan-

zielle und technische Unterstützung, um 

städtebauliche und soziale Maßnahmen zu 

ergreifen.  

Die Stadt Rorschach wirkte neben zehn 

anderen Schweizer Gemeinden zwischen 

2008 und 2011 an diesem Projekt mit. Im 

Jahre 2011 entschied sich der Bund, von 

2012 bis 2015 eine zweite Programmperi-

ode durchzuführen. In dieser Periode wird 

das laufende Projekt in Rorschach weiter-

geführt. 

Ausgangssituation Quartier in Ror-
schach  

 tiefe Einkommen, wenig Vermögen 

 tiefes Bildungsniveau, geringe Sprach-

kompetenzen 

 hoher Ausländeranteil 

 hoher Anteil an Gebäuden mit Sanie-

rungs- und Erneuerungsbedarf 

 wenige Außenräume 

Im Rahmen des „Projet urbain“ werden 

zahlreiche Projekte umgesetzt, die der 

Quartiersentwicklung dienen – vorder-

gründiges Ziel ist die Verbesserung der 

Lebensqualität im Quartier. Die Projekte 

zeichnen sich durch zwei Merkmale aus: 

 Die Entwicklung des betreffenden 

Quartiers wird ganzheitlich angegan-

gen. Städtebauliche, soziale und wirt-

schaftliche Themen werden integral 

behandelt. 

 Die wünschbaren räumlichen Entwick-

lungsvorstellungen werden gemeinsam 

mit der Quartierbevölkerung erarbeitet 

und umgesetzt.  

Abbildung 23: Themen des Projet urbain  

http://www.rorschach.ch/%20stadt/projet-urbain
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In der laufenden Programmperiode gibt es 

drei Projektschwerpunkte:  

Handlungsfeld 1: Wohnqualität  

Ziel ist es, einen Rahmen für die städte-

bauliche Entwicklung und die Aufwertung 

der Wohnqualität zu schaffen.  

Maßnahmen sind:  

 Analysen – bis auf die Ebene der ein-

zelnen Grundstücke 

 Fragebogen an Liegenschaftsbesitze-

rInnen  

 Individuelle Gespräche mit Liegen-

schaftsbesitzerInnen, FachexpertInnen, 

ProjektleiterInnen 

 Bebauungsstudie, Unterstützung Mus-

tersanierung, aktive Liegenschaftspoli-

tik 

Handlungsfeld 2: Außenraum und Ver-
kehr  

Ziel ist die Aufwertung des öffentlichen 

Raumes im Quartier (Qualität erhöhen, 

Schulwege und Straßenräume aufwerten). 

Maßnahmen sind:  

 Arbeitsgruppe: Anliegen sammeln, 

diskutieren, informieren, Lösungs- und 

Änderungsvorschläge erarbeiten etc.   

 Verfahren Teilgestaltung der Straßen 

und des öffentlichen Raums 

 Umsetzung Neugestaltung bestimmter 

Straßen 

 Anpassung Verkehrsregime und Um-

setzung weiterer verkehrsberuhigender 

Maßnahmen 

Handlungsfeld 3: Zusammenleben und 
Soziales  

Ziele sind die Vernetzung des Angebotes 

der sozialen Versorgungsdienstleistungen 

sowie die Förderung von Begegnungen 

und das Aufbauen von Beziehungen.  

Maßnahmen sind:  

 Projekt Sprachencafé 

 Kompetenzplattform Quartierbüro 

(Netzwerk)  

 Frühförderung: Eltern-Kind-Projekt 

 Projekt „Kinderzeit“ 

 Street Soccer Quartierturniere 

 Quartierfeste 

 Quartiertreff 

 

Eine zentrale Einrichtung und wichtig für 

die Umsetzung des Projektes ist das Quar-

tierbüro. Es ist eine Anlaufstelle für die 

QuartierbewohnerInnen, die hier ihre Fra-

gen und Anliegen vorbringen können. Es 

dient aber auch als Drehscheibe der In-

formation und als Kontaktstelle zwischen 

den verschiedenen Mitwirkenden im projet 

urbain. 

 

 

Kraftwerk1 – Bau- und Wohngenossen-

schaft, Zürich  

Quelle: Thiessen Claudia, Architektin SIA 
und Projektleiterin von Kraftwerk1: Bau- 
und Wohngenossenschaft Kraftwerk1. 
Input bei DACH+CAMPUS Klausur 3; so-
wie Bau- und Wohngenossenschaft Kraft-
werk1 (Hrsg.): Webauftritt.  

In den 1990er-Jahren hat sich in Zürich 

der Verein „Kraftwerk1“ gegründet, mit 

dem Ziel, selbstbestimmtes Wohnen um-

zusetzen. Zwischenzeitlich wurde aus 

diesem Verein eine Bau- und Wohngenos-

senschaft, die bisher drei Projekte umge-

setzt hat. Das erste Projekt „Kraftwerk1 

Hardturm“ entstand in einem Industrie-

quartier in Zürich-West (gebaut von 1999-

2001), das zweite Projekt „Kraftwerk1 Hei-

zenholz“ liegt am Stadtrand von Hönng 

(bezugsfertig 2012) und das dritte Projekt 

„Kraftwerk1 ZwickySüd“, das sich derzeit 

http://www.kraftwerk1.ch/
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in Bau befindet (voraussichtlich Ende 2014 

bezugsfertig), entsteht auf einem ehemali-

gen Spinnerei-Areal am Stadtrand von 

Zürich.   

Die Genossenschaft sucht mit ihren Pro-

jekten Antworten auf soziale und ökonomi-

sche Entwicklungen. Solche Entwicklun-

gen sind beispielsweise:   

 zeitliche Begrenzung von sozialen Bin-

dungen (Verschwinden der traditionel-

len Familie als Normalfall, Patchwork-

familien, Single-Haushalte) 

 Verknappung von Kulturland, Wasser 

und anderen Ressourcen 

 Klimawandel 

 Ökonomische Krisen  

 Verknappung des günstigen Wohn- 

und Gewerberaums in Zürich 

Darauf aufbauend formuliert die Genos-

senschaft folgende Ziele:  

 Schaffen von günstigem Wohn- und 

Arbeitsraum im Großraum Zürich 

 Bilden von solidarischen, sozial durch-

mischten Siedlungsgemeinschaften 

 Sicherstellung der Mitbestimmung  

 Raum bieten für verschiedene Lebens-

konzepte  

 Lebenslanges, möglichst selbstbe-

stimmtes Wohnen in der Siedlung  

 Synergien mit der Nachbarschaft und 

Ausstrahlung ins Quartier  

 Leben nach Prinzipien der Nachhaltig-

keit auf der Grundlage der 2000-Watt-

Gesellschaft  

Die umgesetzten Projekte verfolgen die 

oben angeführten Ziele und zeichnen sich 

unter anderem durch folgende Punkte aus:  

 Breites Angebot an unterschiedlichen 

Wohnungstypen; das erhöht die Flexi-

bilität  

 Reduzierung der durchschnittlichen 

Wohnfläche auf 35 m²/Person  

 Zusatzangebot in Form von gemein-

schaftlich genutzten Flächen 

 Gemeinschaftliche Wohnformen  

 Architektur ermöglicht gute Nachbar-

schaften, (informelle) Begegnungen, 

Austausch 

 Zusammenarbeit mit Institutionen zur 

Förderung der sozialen Durchmischung  

 Nutzungsmix (auch Büros, Ateliers etc.) 

 leistbarer Wohnraum  

 Mitbestimmung der BewohnerInnen  

 ökologisch, nachhaltig, wirtschaftlich  

Abbildung 24: Einweihungsfest der 

Kraftwerk1-Siedlung Heizenholz in Zü-

rich Höngg am 2. Juni 2012 

Beispiel „Kraftwerk1 Heizenholz“ (2012)  

Die Bau- und Wohngenossenschaft Kraft-

werk1 erwarb zwei nebeneinander stehen-

de, identische Wohnhäuser der Stiftung 

Zürcher Kinder- und Jugendheime und 

übernahm das Grundstück im Baurecht. 

Die beiden Häuser wurden mit einem neu-

en Mittelteil zu einem Gebäude verbunden. 

Durch eine teilweise Aufstockung von vier 

auf sechs Geschosse finden heute rund 70 

BewohnerInnen Platz in der Siedlung.  

Der Umgang mit dem Bestand spielte bei 

diesem Projekt eine wesentliche Rolle. 

Eine Herausforderung bestand darin, die 

optimale Nutzung der bestehenden Ge-

bäudestrukturen für die Wohnvorstellun-
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gen der Genossenschaft zu finden, und 

zwar mit einer möglichst geringen Ein-

griffstiefe in den Bestand.  

Ein weiteres wesentliches Merkmal des 

Projektes ist die Einbeziehung der zukünf-

tigen BewohnerInnen (MieterInnen) in den 

Planungsprozess. Gemeinsam wurde über 

Nutzungen, Zielgruppen. Wohnungsmix, 

Wohnungsgrössen, Gemeinschaftsräume, 

Außenraum und Mobilität diskutiert. Durch 

die Partizipation von Beginn an entsteht 

eine hohe Identifikation mit dem Projekt, 

was auch positiv zur Nachhaltigkeit des 

Projektes beiträgt.  

 

 

Denkanstöße für eine enkeltaugliche 

Quartiersentwicklung, vision rheintal  

Quelle: vision rheintal (Hrsg.): Zehn Denk-
anstöße für eine enkeltaugliche Quartiers-
entwicklung. Online.  

vision rheintal, ein gemeinsames Projekt 

des Landes Vorarlberg und der Rheintal-

gemeinden zur regionalen Entwicklung im 

Rheintal, führte gemeinsam mit dem Ener-

gieinstitut Vorarlberg von 2010 bis 2012 

eine Veranstaltungsreihe zum Thema „En-

keltaugliche Quartiere“ durch. Im Rahmen 

dieser Veranstaltungsreihe fanden zahlrei-

che Exkursionen, Fachvorträge, Werk-

stattbesuche und Expertengespräche statt. 

Ergänzend dazu haben Fachmänner und -

frauen aus den Bereichen Raumplanung, 

Architektur, Energie, Sozialplanung, Öko-

logie und Verkehr zehn Denkanstöße für 

eine enkeltaugliche, nachhaltige Quartier-

sentwicklung formuliert:  

 Den Bestand achten.  

 Potenziale ergründen und Charakter 

des Quartiers stärken.  

 AlltagsexpertInnen integrieren.  

 Klare Konturen verleihen.  

 Halböffentliche Räume schaffen.  

 Für Vielfalt in der Einheit sorgen.  

 Wandelbarkeit ermöglichen durch fle-

xible Strukturen.  

 Synergien nutzen.  

 Grüne Oasen gestalten.  

 Auf Ressourcen achten.  

Diese Denkanstöße wurden in einer Bro-

schüre und als Kurzfilm veröffentlicht.  

Greencity Zürich Süd, CH   

Quelle: Friedrichs Jürgen, Losinger Mara-
zzi AG, Greencity Zürich Süd: Greencity – 
Das erste zertifizierte 2000-Watt-Areal der 
Schweiz. Input bei DACH+CAMPUS Klau-
sur 3; sowie Losinger Marazzi AG (Hrsg.): 
Homepage des Projektes Greencity Zürich 
Süd. Online. 

Bereits im Jahr 2000 startete die Stadt 

Zürich zusammen mit den Grundeigentü-

mern die kooperative Entwicklungsplanung 

Manegg. Das gemeinsame Ziel: die quali-

tative und nachhaltige Umstrukturierung 

dieses ehemaligen Industriegebiets.  

Unter Mitwirkung von drei Planungsteams 

wurde zuerst die Bandbreite der Entwick-

lungsmöglichkeiten ausgelotet. Daraufhin 

erfolgte die prinzipielle Definition der As-

pekte Nutzung, Bebauung, Freiraum und 

Verkehr. Damit waren die inhaltlichen 

Grundlagen für die planungsrechtliche 

Umsetzung geschaffen.  

Auf einem rd 6,5 ha großen Areal im südli-

chen Stadtgebiet von Zürich entsteht mit 

der Greencity das erste zertifizierte 2000-

Watt-Areal der Schweiz. Das Areal ist im 

Besitz der Sihl Manegg Immobilien AG, 

das Projekt wird entwickelt von der Losin-

ger-Marazzi AG in Zusammenarbeit mit 

der Nüesch Development AG.  

http://www.vision-rheintal.at/aktuelles/zehn-denkanstoesse.html
http://www.greencity.ch/
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Die Greencity entsteht im Sihltal am Fuß 

des Üetlibergs auf einem Areal mit langer 

Tradition: Früher befanden sich hier eine 

Papierfabrik und eine Spinnerei. Letztere 

ist denkmalgeschützt und erinnert noch 

heute an die industrielle Vergangenheit 

des Areals. Nun wird hier das erste Quar-

tier in Zürich entwickelt, das sich konse-

quent nach den Zielbestimmungen der 

2000-Watt-Gesellschaft richtet. Die Green-

city zeichnet sich durch einen Mix aus 

Wohnen und Arbeiten aus. Es soll ein 

Stadtteil entstehen, der für alle Alters- und 

Gesellschaftsgruppen attraktiv ist. Woh-

nungen für Singles, Paare, Familien und 

SeniorInnen sowie ein Anteil von 30 % an 

genossenschaftlichen Wohnungen sollen 

helfen, dieses Ziel umzusetzen. Sämtliche 

Gebäude entsprechen modernsten Ener-

giestandards.  

Die Energie des gesamten Areals wird zu 

100 % aus erneuerbaren Energiequellen 

bezogen (Wasserkraft, Sonnenenergie). 

Mit einer eigenen Bahnhaltestelle auf dem 

Areal und der Unterstützung von Elektro-

mobilität wird die Mobilität der Bewohne-

rInnen und BesucherInnen gefördert.   

Zahlen / Fakten zur Greencity:  

 Arealgröße 65.223 m² 

 Projektierte Geschoßfläche 164.900 m²  

 735 Wohnungen  

 3.200 Arbeitsplätze  

 Büros, Läden, Restaurants  

 Neue Grundschule in Greencity  

 Moderne internationale Architektur  

 Baubeginn 2013  

 Bezug ab 2015  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 25: Masterplan der Greencity 

Abbildung 26: Visualisierung der Greencity 
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Französisches Viertel und Loretto Are-

al, Tübingen (D) 
Quelle: Stadt Tübingen (Hrsg.): Franz. 
Viertel / Loretto. Online. sowie Architek-
tenkammer Baden-Württemberg, Kam-
mergruppe Tübingen (Hrsg.): planen – 
bauen – leben. Baugemeinschaften in 
Tübingen. 2007.  

Als die französischen Truppen Anfang der 

1990er-Jahre die Kasernen im Süden der 

Stadt Tübingen verlassen hatten, kaufte 

die Stadt die Grundstücke und begann mit 

der Umnutzung der frei gewordenen Area-

le. Auf Grundlage eines städtebaulichen 

Rahmenplans, der gemeinsam von den 

Stuttgarter Planern LEHEN drei und der 

Verwaltung entwickelt wurde, sollte ein 

urbaner und gemischter Stadtteil in der 

Tübinger Südstadt entstehen. Bei der Ent-

wicklung setzte die Stadt auf das Modell 

der Baugemeinschaft: Private Personen 

schließen sich zu einer Gruppe zusam-

men, um gemeinsam Wohngebäude zur 

Eigennutzung zu planen und bauen bzw. 

umzubauen. Neben Vorteilen für die Bau-

herrInnen (Möglichkeit der Selbstbestim-

mung, Kosten sparen etc.) kann auch das 

Stadtquartier von solchen Projekten profi-

tieren: Durch die frühe Einbindung in die 

Planung übernehmen die späteren Nutze-

rInnen Verantwortung und können sich in 

die Entwicklung des gesamten Stadtteils 

„einmischen“; beispielsweise wurde auch 

die Freiraumgestaltung in einem partizipa-

tiven Prozess durchgeführt. Und durch die 

Kleinteiligkeit und architektonische Vielfalt 

von Baugemeinschaftsprojekten kann 

städtebauliche Qualität entstehen.  

In der Tübinger Südstadt sind auf diese 

Weise bis zum Jahr 2007 zwei neue Quar-

tiere entstanden:  

Französisches Viertel  

 

Abbildung 27: Französisches Viertel  

Das Französische Viertel ist ein bunt ge-

mischtes urbanes Viertel mit hoher Integri-

tät und Identität. In dem 10 Hektar großen 

Quartier wohnen knapp 2.500 Menschen. 

Nicht wenige von ihnen arbeiten in einem 

der rund 150 Betriebe, die insgesamt über 

etwa 700 Jobs verfügen. Eine umfassende 

soziale und kulturelle Infrastruktur, attrakti-

ve öffentliche Räume und das benachbarte 

Waldgebiet machen das Französische 

Viertel zu einem beliebten Wohn- und Ge-

werbestandort. 

Loretto-Areal  

 

Abbildung 28: Loretto-Areal  

Mit dem Loretto-Areal ist ein nachhaltiges, 

urbanes Stadtquartier entstanden, das sich 

durch Kleinteiligkeit, Mischung, Dichte und 

Vielfalt auszeichnet. Im Quartier leben 

rund 1.000 Menschen und rund 100 Be-

triebe bieten etwa 500 Arbeitsplätze. Ne-

ben etlichen Kleinbetrieben, Dienstleistern 

und einigen Gastronomiebetrieben sind 

hier die städtische Volksschule, eine Ta-

gesklinik und ein Kinderhaus angesiedelt.   

 

https://www.tuebingen.de/franz_viertel
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5.4.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum  

Auch in der DACH+ Region gibt es ge-

wachsene Quartiere in Städten und Gebie-

ten mit höherer Siedlungsdichte, die einen 

Veränderungsprozess durchleben. Solche 

Veränderungsprozesse haben oftmals eine 

Verringerung der Lebensqualität zur Folge. 

Die Kommunen stehen vor der Herausfor-

derung, die Lebensqualität und somit auch 

die Zufriedenheit der BewohnerInnen wie-

der auf einen adäquaten Level zu bringen.  

Diese Steigerung der Lebensqualität ist für 

eine nachhaltige Quartiersentwicklung von 

zentraler Bedeutung. Genauso wichtig ist 

jedoch auch das Halten und Sichern einer 

hohen Lebensqualität in Quartieren, die 

nicht von Veränderungsprozessen negativ 

beeinflusst wurden. Hier gilt es vor allem, 

nachhaltig mit bestehenden Strukturen 

umzugehen.  

Die Schaffung und Entwicklung neuer 

Quartiere ist ein wesentliches Instrument 

der Stadtentwicklung. In der DACH+ Regi-

on entstehen neue Quartiere vor allem in 

Städten, in Agglomerationen und in Gebie-

ten mit einer hohen Siedlungsdichte. Von 

zentraler Bedeutung ist hier eine voraus-

schauende, nachhaltige Planung, sodass 

zukunftsfähige Quartiere entstehen. Um 

dies zu erreichen, ist die Raumplanung 

gefragt, die Entwicklungen anstoßen und 

aktiv steuern kann.  

Die Zuständigkeit und Umsetzung liegt im 

Bereich der konkreten Quartiersentwick-

lung meist auf kommunaler Ebene. Über-

geordnete Ebenen, wie Länder, Kantone 

oder auch der Bund, können bzw. müssen 

durch Förderinstrumente maßgebliche 

Impulse setzen. Die finanziellen Mittel von 

Kommunen – insbesondere dann, wenn 

sie bereits mit sogenannten „Problemquar-

tieren“ zu kämpfen haben, reichen allein 

meist nicht aus, um eine Trendumkehr zu 

bewerkstelligen.  

Entsprechende rechtliche Rahmenbedin-

gungen, die über den Flächenwidmungs- 

bzw. -nutzungsplan, Bebauungsplan oder 

die Bauordnung verordnet werden, können 

vor allem die Entwicklung neuer nachhalti-

ger Quartiere initiieren.  

5.4.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien  

 

Partizipation und Mitbestimmung sind 
wesentliche Merkmale einer nachhalti-
gen Quartiersentwicklung.  

 Zukünftige BewohnerInnen und Nutze-

rInnen eines neu entstehenden Quar-

tiers sind von Beginn an am Planungs- 

und wenn möglich am Umsetzungspro-

zess zu beteiligen. Dadurch erhöhen 

sich die Zufriedenheit und die Identifi-

kation mit dem Projekt.  

 Für die Entwicklung bestehender Quar-

tiere ist ein ständiger Kontakt mit den 

QuartiersbewohnerInnen wesentlich. 

Die BewohnerInnen werden daher aktiv 

am Entwicklungsprozess beteiligt: Be-

dürfnisse abfragen, gemeinsame Pro-

jekte im Quartier umsetzen, laufende 

Treffen veranstalten etc.   

 

Quartiersentwicklung endet nicht an 
der Quartiersgrenze.  

 Um ein Quartier nachhaltig zu entwi-

ckeln, bedarf es einem Blick über die 

Quartiersgrenzen hinaus.  
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 Das Umfeld des Quartiers (z.B. mögli-

che Auswirkungen auf das Quartier, 

Bebauungsstrukturen des Umfeldes) ist 

bei den Planungen und Entwicklungen 

mit zu berücksichtigen.  

 Die Nachbarschaft ist in angemessener 

Weise mit einzubeziehen.  

 

Resilienz wird in einer nachhaltigen 
Quartiersentwicklung berücksichtigt.  

Resilienz beschreibt die Fähigkeit eines 

Systems, auf Krisen und Störungen rea-

gieren zu können. Folgende Kriterien sind 

wesentlich für resiliente Strukturen:  

 Autarkie und Austausch: Städte und 

Dörfer sind selbständig und dadurch 

unabhängig von globalen Einflüssen. 

Ein gut funktionierender Kontakt- und 

Informationsaustausch ist die Basis für 

gegenseitige Hilfestellung im Fall einer 

Krise.  

 Redundanz und Vielfalt: Redundante 

Systeme tragen zur Funktionsstabilität 

und Sicherung von Ressourcen im Fal-

le einer Veränderung bei. Eine Vielfalt 

in den unterschiedlichsten Bereichen 

(z.B. Geschäftszweige, Vernetzungen, 

Menschen mit unterschiedlichen Fähig-

keiten, Institutionen etc.) ermöglichen 

Flexibilität und schnelle Reaktion. 

 Kompaktheit und Dezentralität: Kom-

paktheit sorgt für kurze Wege und er-

höht die Effizienz. Dezentralität sorgt 

für eine optimale Ressourcenverteilung 

und die Versorgung ist nicht gefährdet.  

 Stabilität und Flexibilität: Eine flexible 

Planungsstruktur ermöglicht Anpas-

sungen. Stabilität ermöglicht überlegtes 

Handeln und bietet eine langfristige 

und vorausschauende Versorgung.   

(Quelle: Initiative für Raum und Resilienz 
(IRUR) 2013: Resilienz. Informationsbro-
schüre.)  

 

Gemeinsame / gemeinschaftliche Räu-
me (Freiräume, gebaute Räume, Innen-
höfe, öffentliche Räume etc.) fördern 
die Begegnung und das Miteinander der 
BewohnerInnen.  

 Darüber hinaus fördern solche Räume 

auch die Lebensqualität und das Wohl-

befinden der BewohnerInnen.  

 Durch die Schaffung öffentlicher und 

halböffentlicher Räume wird auch den 

Nachbarn ermöglicht, sich im Quartier 

aufzuhalten.  

Eine nachhaltige Quartiersentwicklung 
schafft flexible gebaute Strukturen.  

 Flexible Strukturen sind wichtig, um 

das gebaute Quartier an sich ändernde 

Lebensbedingungen anzupassen. Dies 

gilt sowohl für kleine Einheiten wie eine 

Wohnung, als auch für ganze Gebäude 

und Außenräume.  

 

Nachhaltige Quartiere fördern die Mobi-
lität der BewohnerInnen.   

 Neue Quartiere sollten in Gebieten 

entstehen, die mit dem ÖPNV gut er-

schlossen sind.  

 Zentrale Lagen fördern kurze Wege. 

 

Länder, Kantone, Planungsregionen 
etc. unterstützen Kommunen auf dem 
Weg zu einer nachhaltigen Quartiers-
entwicklung.  

 Leitfaden für eine nachhaltige Quartier-

sentwicklung erstellen, und diesen den 

Kommunen zur Verfügung stellen.  

 Veranstaltungen zum Thema speziell 

für Kommunen durchführen, z.B. Fach-

vorträge, Exkursionen etc.  



stadtland 

DACH+ 

Leitvorstellungen und  

Planungsprinzipien 

Seite 81 

 Eine stärkere Befassung der Länder, 

Kantone, Planungsregionen etc. mit 

dieser Thematik ist erforderlich.  

 

Länder, Kantone, Planungsregionen 
etc. unterstützen Prozesse auf Quar-
tiersebene zur Steigerung der Lebens-
qualität in bestehenden Quartieren.  

 Prozesse in Kommunen werden durch 

finanzielle Förderungen seitens der 

Länder, Kantone oder vom Bund initi-

iert und über einen längeren Zeitpunkt 

unterstützt 

 Informationen, Wissen, Daten, Best-

Practice-Beispiele usw. bereitstellen; 

für Kommunen, aber auch für private 

Initiatoren.  

 Austausch zwischen Kommunen und 

laufenden Prozessen/Projekten för-

dern/unterstützen, auch staatsgren-

zenüberschreitend.  

 

Prozesse zur Quartiersentwicklung be-
nötigen Zeit und müssen daher über 
einen längeren Zeitraum sichergestellt 
werden  

 Die Arbeit mit BewohnerInnen sowohl 

für die Aufwertung bestehender Quar-

tiere als auch für die Entwicklung neuer 

Stadtteile braucht Zeit um Vertrauen, 

Engagement und tragfähige Strukturen 

aufbauen zu können. 

 Die Partizipation muss zumindest bis 

zur Umsetzung von Planungen sicher-

gestellt sein.  

 Ziel einer nachhaltigen Quartiersent-

wicklung sollte es sein, dass auch Be-

teiligungsstrukturen dauerhaft veran-

kert werden.   
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6. PLANUNGSPRINZIPIEN 
FÜR PUBLIKUMSINTEN-
SIVE EINRICHTUNGEN  

 

6.1 Einkaufszentren  
 

6.1.1 Herausforderung  

Der Boom der Errichtung neuer Einkaufs-

zentren ist vorbei. Auch im DACH+ Raum 

werden kaum noch neue Einkaufszentren 

auf der „grünen Wiese“ am Siedlungsrand 

errichtet. Erweiterungen und Umbauten 

von in die Jahre gekommenen Einkaufs-

zentren stehen derzeit im Vordergrund. 

Generell orientieren sich neue Einkaufs-

zentren verstärkt in die Innenstädte.  

Eine neue Herausforderung ist der raum-

planerische Umgang mit Einzelhandels-

Objekten, die gemeinsam einen Cluster 

bilden. Solche räumlichen Ansammlungen 

von Einzelhandelsbetrieben werden immer 

häufiger, Auswirkungen, wie z.B. auf das 

Verkehrsaufkommen, sind vergleichbar mit 

großen Einkaufszentren, aber derzeit nicht 

regelbar.  

Einkaufen wird immer mehr zur Freizeitak-

tivität, nicht die Versorgung steht im Vor-

dergrund, sondern der Erlebnisfaktor. Zu 

den Einkaufszentren werden daher immer 

mehr Freizeiteinrichtungen zugeordnet, um 

die Attraktivität und die Anziehungskraft 

des Standortes zu erhöhen. Dies bedeutet 

für Innenstädte, die bisher vor allem durch 

ein attraktives und abwechslungsreiches 

Umfeld punkten konnten, eine verstärkte 

Konkurrenzsituation. Auch das Anwachsen 

des Online-Handels spielt in diesem Zu-

sammenhang eine wesentliche Rolle. 

Im DACH+ Raum findet der grenzüber-

schreitende Einkauf in erster Linie zwi-

schen der Schweiz und den Euroländern 

statt und hängt unter anderem mit dem 

Währungskurs Euro – Schweizer Franken 

zusammen. Dieses Einkaufsverhalten ist 

über raumplanerische Maßnahmen kaum 

beeinflussbar und kann sich relativ rasch 

ändern. 

In untenstehender Karte sind die Standorte 

von Shopping Centern, Factory-Outlets, 

Fachmarktzentren und Einkaufsmeilen und 

deren Erreichbarkeit im DACH+ Raum 

dargestellt. Demnach konzentrieren sich 

Shopping Center, Factory-Outlets etc. in 

den Ballungsräumen der Region (südlich 

des Bodensees und des Hochrheins).  
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Abbildung 29: Erreichbarkeit von Shop-
ping Centers, Factory-Outlets, Fach-
marktzentren, Einkaufsmeilen im MIV 
Arbeitskarte für den 4. DACH+Campus 



stadtland 

DACH+ 

Leitvorstellungen und  

Planungsprinzipien 

Seite 84 

6.1.2 Planungsansätze  

 

Festlegung von Zielen und Grundsätzen 

zum Thema Einzelhandel in Landes-

entwicklungsplänen am Beispiel des 

Landesentwicklungsplanes 2002 Ba-

den-Württemberg (D)  

Quelle: Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg (Hrsg.): Landesentwick-
lungsplan 2002 – Baden-Württemberg. 

Der Landesentwicklungsplan (LEP) ist das 

rahmensetzende, integrierende Gesamt-

konzept für die räumliche Ordnung und 

Entwicklung des Landes. Im Rahmen der 

bundes- und landesrechtlichen Regelun-

gen formuliert der LEP die Ziele und 

Grundsätze der Raumordnung für die Lan-

desentwicklung sowie für die Abstimmung 

und Koordination raumbedeutsamer Pla-

nungen.  

Im LEP 2002 Baden-Württemberg sind 

unter dem Kapitel „Siedlungsentwicklung 

und Flächenvorsorge“ Ziele und Grundsät-

ze zum Thema „Wirtschaftsentwicklung, 

Standortbedingungen“ festgelegt. Darunter 

befinden sich auch Ziele und Grundsätze, 

die sich mit Einzelhandelsbetrieben befas-

sen. So wird im LEP festgehalten, dass 

sich Einkaufszentren, großflächige Einzel-

handelsbetriebe und sonstige großflächige 

Handelsbetriebe für Endverbraucher (Ein-

zelhandelsgroßprojekte) in das zentralörtli-

che Versorgungssystem einfügen sollen. 

Laut LEP 2002 dürfen sie in der Regel nur 

in Ober-, Mittel- und Unterzentren ausge-

wiesen, errichtet oder erweitert werden. 

Abweichend von diesen Standorten kom-

men sind auch Standorte in Kleinzentren 

und Gemeinden ohne zentralörtliche Funk-

tion möglich, wenn dies nach den raum-

strukturellen Gegebenheiten zur Sicherung 

der Grundversorgung notwendig ist oder 

diese in Verdichtungsräumen liegen und 

mit Siedlungsbereichen benachbarter 

Ober-, Mittel- oder Unterzentren zusam-

mengewachsen sind.  

Weiters werden im LEP 2002 folgende 

Ziele zu Einzelhandelsgroßprojekten for-

muliert:  

 „Die Verkaufsfläche der Einzelhandels-

großprojekte soll so bemessen sein, 

dass deren Einzugsbereich den zent-

ralörtlichen Verflechtungsbereich nicht 

wesentlich überschreitet. Die verbrau-

chernahe Versorgung der Bevölkerung 

im Einzugsbereich und die Funktions-

fähigkeit anderer Zentraler Orte dürfen 

nicht wesentlich beeinträchtigt werde 

 Einzelhandelsgroßprojekte dürfen we-

der durch ihre Lage und Größe noch 

durch ihre Folgewirkungen die Funkti-

onsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne 

der Standortgemeinde wesentlich be-

einträchtigen. Einzelhandelsgroßpro-

jekte sollen vorrangig an städtebaulich 

integrierten Standorten ausgewiesen, 

errichtet oder erweitert werden. Für 

nicht zentrenrelevante Warensortimen-

te kommen auch städtebauliche Rand-

lagen in Frage.“ 

Im Grundsatz hält das LEP 2002 Baden-

Württemberg fest, dass neue Einzelhan-

delsgroßprojekte nur an Standorten reali-

siert werden sollen, wo sie zeitnah an den 

öffentlichen Personennahverkehr ange-

schlossen werden können.  

In den Regionalplänen, die am LEP 2002 

Baden-Württemberg ausgerichtet sind und 

die darin formulierten Ziele und Grundsät-

ze aufnehmen, werden Standorte für regi-

onal bedeutsame Einzelhandelsgroßpro-

jekte festgelegt; diese Festlegung soll vor 

allem auf Grund eines regionalen Entwick-

lungskonzeptes vorgenommen werden. 

Eine ausgewogene Einzelhandelsstruktur 

soll als Teil einer integrierten städtebauli-

chen Gesamtplanung erhalten und ange-

strebt werden; Grundlage dafür sollen 

regional abgestimmte Einzelhandelskon-

zepte sein. 
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Umgang mit Einzelhandelsstandorten in 

Flächennutzungsplänen (D)  

Quelle: Verordnung über die bauliche Nut-
zung der Grundstücke BauNVO i.d.g.F.  

Bestimmungen betreffend den Umgang mit 

Einzelhandelsstandorten in Flächennut-

zungsplänen sind in der Verordnung über 

die bauliche Nutzung der Grundstücke 

(BauNVO) unter § 11 „Sonstige Sonderge-

biete“ geregelt. In Abs. 3 ist festgehalten, 

dass  

1. Einkaufszentren,  

2. großflächige Einzelhandelsbetriebe, die  

   sich nach Art, Lage oder Umfang auf die  

   Verwirklichung der Ziele der Raumord- 

   nung und Landesplanung oder auf die  

   städtebauliche Entwicklung und Ordnung  

   nicht nur unwesentlich auswirken  

   können, 

3. sonstige großflächige Handelsbetrie- 

    be, die im Hinblick auf den Verkauf an   

    letzte Verbraucher und auf die Auswir- 

    kungen den in Nummer 2 bezeichneten  

   Einzelhandelsbetrieben vergleichbar  

   sind, 

außer in Kerngebieten nur in für sie fest-

gesetzten Sondergebieten zulässig sind. 

Weiters werden in Abs. 3 die in Nummer 2 

und 3 erwähnten Auswirkungen definiert.   

Einzelhandelserlass am Beispiel Baden-

Württembergs (D) 

Quelle: Ministerium für Verkehr und Infra-
struktur Baden-Württemberg (Hrsg.): Ein-
zelhandelserlass. 2001. Online.  

Bei einem Einzelhandelserlass handelt es 

sich um eine Verwaltungsvorschrift des 

Wirtschaftsministeriums zur Ansiedlung 

von Einzelhandelsgroßprojekten betreffend 

Raumordnung, Bauleitplanung und Ge-

nehmigung von Vorhaben. Dieser Einzel-

handelserlass dient dazu, eine einheitliche 

Rechtsanwendung im Bundesland sicher-

zustellen.  

Der Einzelhandelserlass Baden-Württem-

bergs beinhaltet Aussagen und Informatio-

nen zu folgenden Punkten:  

 Regelungen in der BauNVO (§ 11 Abs. 

3)  

 Raumordnungsrechtliche Zulässigkeit  

 Gemeindliche Planung 

 Baurechtliche Zulässigkeit von Vorha-

ben im Einzelfall  

 

Konzept zur Stärkung der Ortszentren 

als Einkaufsschwerpunkte in Vorarlberg 

(A) 

Quelle: Amt der Vlbg Landesregierung – 
Abt. VIIa Raumplanung (Hrsg.): Ortszen-
tren als Einkaufsschwerpunkte. 2001.  

Das Konzept zur Stärkung der Ortszentren 

wurde zur Gegensteuerung einer Einzel-

handelsentwicklung mit Bevorzugung peri-

pherer, verkehrsgünstiger Standorte bei 

gleichzeitiger Schwächung der Ortszentren 

erarbeitet. Das Konzept wurde von der 

Vorarlberger Landesregierung am 28. 11. 

2000 beschlossen und findet seither An-

wendung unter anderem bei der Beurtei-

lung von Einkaufszentren.  

Die Ziele des Konzeptes sind:   

 Die Erhaltung und Ausbildung funkti-

onsfähiger Ortszentren.  

 Für Ortszentren ist sowohl eine gute 

Erreichbarkeit von außen als auch die 

Erhaltung oder Schaffung von ver-

kehrsberuhigten Innenbereichen anzu-

streben.  

 Die Einkaufsmöglichkeiten von Orts-

zentren sollen so weiterentwickelt wer-

den, wie dies den jeweiligen örtlichen 

Voraussetzungen am besten ent-

spricht.   

http://mvi.baden-wuerttemberg.de/de/service/publikation/did/einzelhandelserlass/
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 In kleinstädtisch geprägten Zentren ist 

den hohen Ansprüchen an ein vielfältig 

ansprechendes Gesamtangebot Rech-

nung zu tragen.   

Weiters sieht eine im Konzept formulierte 

Maßnahme vor, dass in regional bedeut-

samen Ortszentren Eignungszonen für 

Einkaufszentren (EKZ) ausgewiesen wer-

den, um die Ansiedlung von Einkaufszen-

tren zu erleichtern. In diesen Eignungszo-

nen ist als Verfahrensvereinfachung eine 

Widmung für einzelne Einkaufszentren 

ohne eigenen standortspezifischen EKZ-

Landesraumplan möglich. Derzeit beste-

hen in elf Städten und größeren Marktge-

meinden EKZ-Eignungszonen für das 

Zentrum.  

 

Studie und Masterplan zur Einzelhan-

delsentwicklung im Vorarlberger Rhein-

tal und Walgau  

Quelle: CIMA Austria Beratung + Ma-
nagement GmbH, im Auftrag des Amtes 
der Vorarlberger Landesregierung, Abt. 
Raumplanung und Baurecht: Studie und 
Masterplan zur Einzelhandelsentwicklung 
im Vorarlberger Rheintal und Walgau. 
Online.  

Ziele der Studie, die von der Vorarlberger 

Landesregierung und der Wirtschafts-

kammer Vorarlberg (Sparte Handel) in 

Auftrag gegeben wurde, waren die Ermitt-

lung des Ist-Zustandes und die Erstellung 

einer wissenschaftlich fundierten Prognose 

für die zukünftige Einzelhandels-

Entwicklung.  

Für die Gemeinden des Rheintals und 

Walgaus werden in der Studie folgende 

Themen behandelt:  

 Prognose der strukturverträglichen 

Einzelhandelspotenziale bis 2020/2030  

 Definition/Beurteilung von geeigneten 

Standorträumen für zukünftige Einzel-

handels-Expansionen  

 Erarbeitung eines Kriteriensets zur 

Beurteilung von Einzelhandelsgroßpro-

jekten  

Die Studie zeigt auf, dass bei zukünftigen 

Entwicklungen des Einzelhandels viele 

regionale und überregionale Faktoren zu 

berücksichtigen sind.  

Für das Land Vorarlberg stellt die Studie 

eine Entscheidungsgrundlage und -hilfe für 

zukünftige Einzelhandelsprojekte im 

Rheintal und Walgau dar.  

 

 

Fahrtenmodell (CH) 

Quelle: Stadt Zürich Tiefbauamt, Mobilität 
+ Planung und Stadt Zürich Umwelt- und 
Gesundheitsschutz (Hrsg.): Leitfaden 
Fahrtenmodell - eine Planungshilfe, 2007 

Das Fahrtenmodell ist ein Instrument, mit 

dessen Hilfe das Verkehrsaufkommen 

besser geplant und der Parkraum effizien-

ter, d.h. im Sinne eines haushälterischen 

Gebrauchs des Bodens, genutzt werden 

soll. Mit einem Fahrtenmodell wird festge-

legt, wie viele Autofahrten (Zu- und Weg-

fahrten) ein Areal bzw. die im Areal zuläs-

sigen Nutzungen maximal auslösen dür-

fen. Im Gegensatz zu den Festlegungen 

der Parkplatzverordnung wird die Nutzung 

der Parkplätze nicht vorgeschrieben. Das 

Fahrtenmodell ermöglicht somit Flexibilität 

bei der Parkplatzbewirtschaftung innerhalb 

eines vorgegebenen Fahrtenplafonds 

(Fahrtenlimite).  

Die Fahrtenzahl errechnet sich aus drei 

Faktoren:  

 der Anzahl bewilligungsfähiger Park-

plätze (PPV)  

 dem nutzungsspezifischen Verkehrspo-

tenzial (SVP) der einzelnen Parkplätze 

 unter Berücksichtigung der vorhande-

nen Straßenkapazitäten und der Vor-

gabe der Umweltschutzgesetzgebung  

http://www.vorarlberg.at/pdf/studieeinzelhandellangfas.pdf
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Chancen des Fahrtenmodells: 

 Chance zur Optimierung der Anzahl 

Parkplätze und deren Nutzung 

 Chance zur Erstellung neuer Nutzun-

gen im Rahmen des Fahrtenplafonds 

 Chance der Handelbarkeit der Fahrten 

 Steuerung des Verkehrsaufkommens: 

Chance, den Verkehr auch in Zukunft 

optimal abwickeln zu können 

 Pflicht zum Fahrtencontrolling und zur 

Berichterstattung: Chance für eine op-

timale Bewirtschaftung 

Die Planung und baurechtliche Veranke-

rung eines Fahrtenmodells für ein konkre-

tes Projekt erfolgt in Zusammenarbeit von 

Bauherrschaft und Verwaltung.   

Damit ein Fahrtenmodell funktionieren 

kann, ist eine Betreiberorganisation erfor-

derlich, welche die Parkplätze im betroffe-

nen Areal zentral bewirtschaftet und die 

Zahl der Fahrten erfasst. Sie ist für die 

Tarifgestaltung sowie für die Einhaltung 

des Fahrtenkontingents zuständig und 

muss in regelmäßigen Abständen Bericht 

erstatten.   

Die Maßnahmen, die bei einer Überschrei-

tung der Fahrtenzahl zur Anwendung 

kommen, insbesondere die Erhebung 

zweckgebundener Abgaben, werden er-

gänzend zu den Sondernutzungsplänen 

bzw. Baubewilligungen nach Bedarf mit 

Verträgen zwischen den Grundeigentüme-

rInnen bzw. der Betriebsorganisation und 

der öffentlichen Hand geregelt (evtl. muss 

ein Fonds eingerichtet werden).  

Der Handel mit Fahrten und Einschrän-

kungen/ Flexibilitäten in Bezug auf die 

Parkplatzzahl werden im Grundbuch fest-

gelegt.  

 

Abbildung 30: Fahrtenberechnung 
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Parkplatzbewirtschaftung bei Einkaufs-

zentren (CH) 

In der Schweiz werden Betreiber von Ein-

kaufszentren durch die Kantone verpflich-

tet, Parkgebühren für ihre Stellplätze ein-

zuheben. Grundlage dafür ist die Empfeh-

lung zur Standortplanung von verkehrsin-

tensiven Einrichtungen im kantonalen 

Richtplan, herausgegeben vom Bundes-

amt für Umwelt und Bundesamt für Raum-

entwicklung (2006). Kantone erließen in 

der Folge entsprechende Verordnungen.  

Mit der Einhebung von Parkgebühren bei 

Shopping-Center soll der Umstieg auf öf-

fentliche Verkehrsmittel gefördert und glei-

che Wettbewerbsvoraussetzung mit In-

nenstädten hergestellt werden, wo bereits 

seit Jahren Parkgebühren eingehoben 

werden.   

Die Parkgebühren sind meist sehr moderat 

(50 Rappen/h), lediglich längeres Parken 

wird deutlich teurer.   

Erfahrungen zeigen, dass die Einhebung 

der Gebühren nur einen sehr bedingten 

Verlagerungseffekt auf den öffentlichen 

Verkehr bewirken (vermutlich auch auf-

grund der geringen Gebühren). Einkaufs-

zentren in Grenznähe beklagen zudem 

Umsatzeinbußen, weil in Deutschland und 

Österreich bei Einkaufszentren keine Ge-

bühren eingehoben werden.   

2013 reagierten die zuständigen Bundes-

ämter mit einem Rundschreiben zum Pro-

jekt "Effektivität und Effizienz von ver-

kehrslenkenden Maßnahmen bei verkehrs-

intensiven Einrichtungen", lt dessen Um-

weltschutzgründe nicht mehr für Bezahl-

schranken allein genügen. Das Bafu führt 

seinen Entscheid zur Lockerung der Richt-

linien auf die Luftbelastung zurück, die 

durch den Verkehr verursacht wird. So 

habe sich der Schadstoffausstoß in den 

vergangenen 20 Jahren halbiert und werde 

bis 2035 laut Prognosen noch einmal um 

75 % abnehmen.  
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6.1.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum  

Einkaufszentren haben große Einzugsbe-

reiche und weiträumige Auswirkungen, 

auch über Landes- und Staatsgrenzen 

hinaus. Im DACH+ Raum ist dies vor allem 

im Grenzbereich der Schweiz zu erken-

nen: Währungskurs, Preisniveau und 

Steuervorteile sind wesentliche Faktoren 

für vermehrtes Einkaufen in den Euro-

Ländern. Eine gemeinsame Betrachtung 

von überregional wirksamen Einkaufszen-

tren und deren Auswirkungen (z.B. hohes 

Verkehrsaufkommen) und Steuerungs-

möglichkeiten erscheint daher unerläss-

lich.  

Für eine grenzüberschreitende Herange-

hensweise ist ein gemeinsames Begriffs-

verständnis von Einkaufszentren, Factory-

Outlet-Center etc. im DACH+ Raum not-

wendig. Auch ein Austausch hinsichtlich 

relevanter Planungsstrategien in den ein-

zelnen DACH+ Ländern, Kantonen, Regi-

onen etc. fördert eine grenzüberschreiten-

de Herangehensweise.  

 

 

6.1.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien  

 

Die Errichtung und die Erweiterung von 
überregional wirksamen Einkaufszen-
tren werden länderübergreifend be-
trachtet und abgestimmt.  

 Länderübergreifende Plattform schaf-

fen, auf der aktuelle Planungen und 

Erweiterungen von Einkaufszentren 

bekannt gemacht werden.  

 Benachbarte Regionen, in denen Aus-

wirkungen zu erwarten sind (Verkehr, 

Handelsstrukturen), werden bei einer 

Standortentwicklung aktiv einbezogen 

und gehört.  

 Stellungnahmen von Nachbarregionen 

werden auf ihre Relevanz geprüft und 

wenn möglich berücksichtigt.  

 Bedarf an (zusätzlichen) Handelsflä-

chen grenzübergreifend für den 

DACH+ Raum abschätzen.  

 

Der DACH+ Raum nutzt die Erfahrun-
gen zu den vielfältigen Planungsstrate-
gien in den einzelnen Ländern.  

 Begriffsdefinition für die unterschiedli-

chen Handelsbetrieb/-standorte im 

DACH+ Raum abstimmen.  

 Erfahrungsaustausch zu raumplaneri-

schen Reglementierungen und Steue-

rungsmaßnahmen forcieren.  

 Erfolgreiche Steuerungsinstrumente 

auf ihre Anwendbarkeit für andere Teil-

regionen prüfen.   

 

Auswirkungen von Trends im Handel 
und der Entwicklung von Einkaufszen-
tren werden länderübergreifend be-
trachtet.  

 Unterschiedliche Geschwindigkeiten 

und Fortschritte innerhalb des DACH+ 

Raumes nutzen.  

 Den aktuellen Trend von Einkaufszen-

tren in der Innenstadt fachlich fundiert 

analysieren. Auswirkungen erfassen 

und notwendige Steuerungsinstrumen-

te entwickeln.  

 Auswirkungen des immer stärker wer-

denden Online-Handels erforschen. 

Raumplanerische Strategien und Maß-
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nahmen dazu entwickeln (Umgang mit 

Leerstand, Umstrukturierungen, Um-

nutzungen, Chancen und Gefahren).  

 

Währungsschwankungen, Preisniveau 
und Steuervorteile sind Haupteinfluss-
faktor für das grenzüberschreitende 
Einkaufsverhalten. Die Raumplanung 
berücksichtigt bei der Steuerung vor 
allem längerfristige Aspekte.  

 Dem Trend bedingten Druck auf die 

rasche Expansion von Handelsflächen 

sind raumplanerische Konzepte bei 

bzw. gegenüber zu stellen.  

 Resiliente Strukturen schaffen, die bei 

Bedarf Umnutzungen oder Rückbauten 

mit überschaubarem Aufwand ermögli-

chen.  
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6.2 Freizeiteinrichtungen  
 

6.2.1 Herausforderung  

Freizeit ist ein wichtiges Kriterium für die 

Lebensqualität. Trotz der geringen „freien 

Zeit“, die zur Verfügung steht, hat sie ei-

nen hohen Stellenwert im Alltag. Ein be-

trächtlicher Anteil des Verkehrsaufkom-

mens vor allem am Wochenende stammt 

vom Freizeitverkehr – für das Freizeiter-

lebnis werden immer mehr weite Entfer-

nungen in Kauf genommen und dabei 

auch Landes- bzw. Staatsgrenzen über-

schritten.   

Vor allem große, publikumsintensive Ein-

richtungen wie Freizeitparks, Stadien oder 

Multiplex-Kinos haben einen großen Ein-

zugsbereich und weiträumige Auswirkun-

gen. Aber auch Freizeiträume (z.B. Berge, 

Bodensee), Skigebiete, touristische Attrak-

tionen (z.B. Bregenzer Festspiele, Rhein-

fälle), große Veranstaltungen etc. können 

Menschen(massen) anziehen. 

Die weiträumigen Auswirkungen, die von 

Freizeiteinrichtungen mit großer Anzie-

hungskraft generiert werden, wie z.B. ein 

hohes Verkehrsaufkommen bis über die 

Staatsgrenze hinaus, stellen eine Heraus-

forderung sowohl für die Standortregion 

als auch für betroffene Nachbarregionen 

dar. Vor allem der raumplanerische Um-

gang und die grenzüberschreitende Be-

trachtung dieser Auswirkungen sind dabei 

schwierig zu bewerkstelligen.  

Diese regionalen Auswirkungen von Frei-

zeiteinrichtungen hängen von vielen ver-

schiedenen Faktoren ab, wie z.B. von der 

Einzigartigkeit des Angebots, der Lage, 

der BesucherInnenanzahl, der Liga des 

Vereins bei Sporteinrichtungen etc. In Be-

zug auf ihre regionalen Auswirkungen sind 

Freizeiteinrichtungen daher schwer zu 

kategorisieren. Diese Tatsache erschwert 

das Finden von gemeinsamen, allgemein 

gültigen Strategien zur Lösung raumplane-

rischer Fragestellungen und Aufgaben zu 

Freizeiteinrichtungen im DACH+ Raum.  

Mit all seinen Naherholungsräumen, At-

traktionspunkten und Ausflugszielen stellt 

vor allem der Bodensee einen großen 

Freizeitmagneten in der DACH+ Raum dar 

und ist sowohl für den Tages- als auch für 

den Wochentourismus von großer Bedeu-

tung. Der Bodensee ist eine international 

bekannte Urlaubsregion: jährlich werden in 

der engeren Bodenseeregion, d.h. in den 

unmittelbaren Uferregionen, etwa 7,3 Milli-

onen Übernachtungen generiert. (vgl. In-
ternationale Bodensee Tourismus GmbH 
(Hrsg.): Bodenseeprojekt. Online.)  

Eine Auswertung der BodenseeErlebnis-

karte zeigt, dass der Bodensee und das 

vielfältige Angebot rund um den See 

grenzüberschreitend genutzt wird, d.h. 

BesucherInnen bewegen sich während 

ihres Aufenthaltes am Bodensee über 

Staatsgrenzen hinweg (vgl. Auswertung 

der BodenseeErlebniskarte 2008).   

Die Wahrnehmung des Bodensees als 

eine Einheit und als eine große Erholungs-

region stellt eine Herausforderung dar, 

denn laut der Internationalen Bodensee 

Tourismus GmbH spielt der Bodensee in 

den einzelnen Teilregionen eine unter-

schiedlich prägende Rolle. Gemeinsame 

Vermarktungsschwerpunkte sind unzu-

reichend aufgearbeitet, Qualitätsstandards 

in Infrastruktur und Angebot sind verschie-

den entwickelt und die Positionierung der 

Teilregionen wurde getrennt voneinander 

vorgenommen (vgl. Internationale Boden-
see Tourismus GmbH (Hrsg.): Boden-
seeprojekt. Online.)   

  

http://www.dasbodenseeprojekt.eu/projekt
http://www.dasbodenseeprojekt.eu/projekt
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Abbildung 31: Erreichbarkeit von Frei-
zeiteinrichtungen (Freizeitparks, Zoos, 
Erlebnisbäder, Multiplex-Kinos > 1.000 
Plätze, Stadien > 10.000 Plätze)  im MIV
Arbeitskarte für den 4. DACH+Campus 
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6.2.2 Planungsansätze  

 

INTERREG IV-Projekt “Positionierung 

der Tourismusregion Internationaler 

Bodensee zur Optimierung des Destina-

tionsmanagements” 

Quelle: Internationale Bodensee Touris-
mus GmbH (Hrsg.): Bodenseeprojekt. 
Online. sowie Internationale Bodensee 
Tourismus GmbH (V.i.S.d.P): Positionie-
rung der Tourismusregion Internationaler 
Bodensee zur Optimierung des Destinati-
onsmanagements – Projektbericht. Ohne 
Jahreszahl.  

 

Ausgangssituation  

Im Jahr 1998 wurde die Internationale 

Bodensee Tourismus GmbH (IBT) als 

Dachverband der Bodensee-Anrainer ge-

gründet. Ihre Aufgabe ist es, die überregi-

onale touristische Vermarktung der ge-

samten Bodenseeregion umzusetzen.   

Es gestaltete sich schwierig, eine einheitli-

che Marke Bodensee zu etablieren und die 

Bodenseeregion (IBK-Gebiet) als Touris-

musdestination gemeinsam zu positionie-

ren. Ein Grund dafür ist, dass der Boden-

see in den einzelnen Teilregionen eine 

unterschiedlich prägende Rolle spielt. So 

sind beispielsweise Qualitätsstandards in 

Infrastruktur und Angebot unterschiedlich 

entwickelt und die Teilregionen haben ihre 

Positionierungen unabhängig voneinander 

vorgenommen.  

 

Das Projekt  

Im November 2009 startete das InterregIV-

Projekt „Positionierung der Tourismusregi-

on Internationaler Bodensee zur Optimie-

rung des Destinationsmanagements“. Ziel 

des Projektes war es, eine gemeinsame, 

zielgerichtete und abgestimmte Vor-

gangsweise bei der Vermarktung der in-

ternationalen Tourismusregion Bodensee 

zu forcieren, Aktivitäten zu bündeln und 

die bestehende Organisationsstruktur zu 

optimieren. Initiiert wurde das Projekt von 

der Internationalen Bodensee Tourismus 

GmbH (IBT). Vertreter aus Tourismus, der 

Unternehmen und der Politik aus vier Nati-

onen haben als Partner und Teilnehmer 

des Projektes in einem zweijährigen Ar-

beitsprozess die Voraussetzungen für das 

künftige Destinationsmanagement unter 

den spezifischen Voraussetzungen einer 

multinationalen Destination geschaffen.  

 

Ergebnisse des „Positionierungsprojek-
tes“  

 Region und Tourismus: Die Bodensee-

region (IBK-Gebiet) ist eine sehr erfolg-

reiche internationale Tourismusdestina-

tion. Entscheidender Wettbewerbsvor-

teil ist die Vielzahl der Attraktionspunk-

te, insbesondere die Angebote und Ein-

richtungen der touristischen Unterneh-

men.  

 Strategie: Im Projekt wurden strategi-

sche Leitlinien entwickelt. Diese Leit-

sätze umfassen unter anderem die 

Gleichberechtigung der Tourismusarten 

(Übernachtungstourismus, Tagestou-

rismus, freizeitaktive Einheimische), die 

Verlängerung der Saisonzeiten zur 

Ganzjahressaison, die Erschließung 

neuer, internationaler Märkte zur 

Markterweiterung und eine nachhaltige 

Wachstumsorientierung.  

 Marke: Im Rahmen des Projektes wur-

de ein gemeinsames Verständnis der 

Regionsmarke „Vierländerregion Bo-

densee“ gefördert. Durch die Definition 

entsprechender Themenfelder wurden 

die Leitplanken für die Stärkung und 

Entwicklung profilbildender Markenleit-

produkte festgelegt. Als Themenfelder 

wurden definiert: Aktiv, Kultur, Natur 

http://www.dasbodenseeprojekt.eu/projekt
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und Genuss, MICE (Meetings, Incenti-

ves, Conventions, Events), Gesundheit 

sowie Mobilität/Vernetzung und Ziel-

gruppen (z.B. Familie).  

 Organisation, Management und Aufga-

ben für die IBT: Im Rahmen des Pro-

jektes haben sich die Projektpartner 

und Teilnehmer mit der Organisation 

und dem Management der Tourismus-

destination Bodensee auseinanderge-

setzt. Dabei wurden auch die Organisa-

tionsstruktur und die Aufgaben der IBT 

behandelt und ein Organisationsmodell 

(Basis/Konsensaufgaben sowie Zu-

satzaufgaben) für die IBT erarbeitet.   

 Internationalität: Die Internationalität 

und die internationale Zusammenarbeit 

sind für alle Projektpartner bedeutsam, 

weshalb alle Partner strukturell in einer 

international ausgerichteten gemein-

samen Dachorganisation eingebunden 

sein sollen.   

Kombination von ÖV-Ticket und Frei-

zeiteinrichtung am Beispiel 

„Snow’n’Rail“ der SBB und RailAway 

AG  
Quelle: SBB (Hrsg.): Snow’n’Rail. Die ver-
günstigten Wintersport-Angebote. Online.    

SBB und RailAway AG bieten im Winter 

spezielle Kombitickets für Bahn und 40 

Schweizer Skigebiete an. Entscheidet man 

sich für die Anreise ins Skigebiet mit der 

Bahn, erhält man einen Rabatt von 20 % 

auf das ÖV-Billet sowie einen ermäßigten 

1-, 2- oder 6-Tages-Skipass.   

Die speziellen Snow'n'Rail-Kombi-

Angebote können online, an bedienten 

Billettschaltern, in SBB Reisebüros, telefo-

nisch beim Rail Service und z.T. am Bil-

letautomaten gekauft werden.   

 

Mobilitätsmanagement für Freizeit & 

Tourismus (Österreich) 
Quelle: Bundesministerium für Forst- und 
Landwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft (Hrsg.): Homepage klimaaktiv; Onli-
ne. 

Durch das klima:aktiv mobil für den Tou-

rismus- und Freizeitbereich werden Maß-

nahmen für einen sanften Tourismus und 

ein nachhaltiges Freizeitangebot gefördert. 

Dadurch sollen negative Auswirkungen 

des Verkehrs auf das Klima, die Umwelt 

und nicht zuletzt die Gesundheit reduziert 

werden. Klima:aktiv mobil berät und unter-

stützt relevante AkteurInnen, Entschei-

dungsträgerInnen und InvestorInnen bei 

der Entwicklung und Umsetzung klima-

schonender Maßnahmen im Verkehrsbe-

reich. Beispiele hierfür sind unter anderem 

die Umstellung auf alternative Fahrzeuge 

und erneuerbare Treibstoffe, intelligente 

multimodale Mobilität, Eco-Driving, Rad-

fahren, zu Fuß gehen, bedarfsorientierte 

öffentliche Verkehrsmittel oder bewusst-

seinsbildende Maßnahmen. Finanziert wird 

das Programm vom Ministerium für ein 

lebenswertes Österreich.  

Oberstes Ziel des Programms ist es, mög-

lichst viele Tonnen CO2 einzusparen. 

Problematisch ist jedoch, dass nur jene 

Tonnen angerechnet werden, die innerhalb 

der österreichischen Staatsgrenzen einge-

spart werden. Grenzüberschreitendes 

Mobilitätsmanagement – was gerade im 

Tourismus sehr relevant ist – wird nicht 

gefördert.  

 

http://www.sbb.ch/freizeit-ferien/tagesausfluege/snownrail.html?leisureTripItem=snow&WT.i_marketingurl=snownrail
http://www.klimaaktiv.at/
http://www.klimaaktiv.at/
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6.2.3 Schlussfolgerungen für den 
DACH+ Raum  

Raumplanerische Fragestellungen und 

Aufgaben zu Freizeiteinrichtungen können 

im DACH+ Raum schwer in einer gemein-

samen, allgemein gültigen Strategie gelöst 

werden; sinnvoll erscheinen eher punktuel-

le bzw. standort-/objektbezogene Lösun-

gen. Wichtig dabei ist, die grenzüber-

schreitenden Auswirkungen von Freizeit-

einrichtungen aufeinander abzustimmen.  

Im DACH+ Raum sind nicht nur klassische 

Freizeiteinrichtungen von Bedeutung, auch 

Freizeiträume, Veranstaltungen, Skigebie-

te etc. spielen eine wesentliche Rolle für 

die Freizeit im DACH+ Raum. Einen be-

sonderen Stellenwert nimmt dabei der 

Bodensee ein. Das Bewusstsein für den 

Bodensee als bedeutende „Freizeiteinrich-

tung“ sollte im DACH+ Raum auf eine 

gemeinsame Ebene gebracht werden, 

genauso wie der Umgang mit dem Boden-

see. Eine raumplanerische Herausforde-

rung stellen dabei die grenzüberschreiten-

den Auswirkungen des Bodensees als 

Freizeiteinrichtung dar (Verkehr, Nut-

zungsdruck etc.). 

 

 

6.2.4 Leitvorstellungen und Pla-
nungsprinzipien  

 

Der Bodensee wird als eine große und 
für den DACH+ Raum bedeutende Tou-
rismus- und Erholungsregion wahrge-
nommen. Raumplanerische Strategien 
und Maßnahmen müssen dieses ge-
meinsame Kapital absichern und stär-
ken.  

 Den Bodenseeraum im europäischen 

Kontext noch stärker als vielfältige Tou-

rismusregion positionieren. Ergebnisse 

des INTERREG IV-Projektes „Positio-

nierung Bodensee“ unterstützen.  

 Studien, Leitbilder und Checklisten für 

die Verträglichkeit von unterschiedli-

chen Planungsvorhaben (Siedlung, 

Energie, Infrastrukturen) ausarbeiten 

und in die Erstellung von Gutachten in-

tegrieren.  

 

 

 

 

 

Das Freizeitangebot in der DACH+ Re-
gion wird aufeinander abgestimmt, mit-
einander vernetzt und gemeinsam posi-
tioniert.  

 Bestehendes Angebot erfassen, dar-

stellen und bestehende Lücken im An-

gebot auffüllen.  

 Neue Standorte für Freizeiteinrichtun-

gen länderübergreifend abstimmen.   

 Freizeiteinrichtungen mit dem ÖPNV 

stärker vernetzen.  

 Bodensee-Erlebniskarte mit dem 

ÖPNV kombinieren, z.B. mit der Ta-

geskarte Euregio Bodensee.  

 

Raumplanerische Fragestellungen und 
Aufgaben punktuell bzw. objektbezogen 
lösen. Grenzüberschreitende, meist 
verkehrliche Wirkungen einer Freizeit-
einrichtung müssen erhoben und ein-
geschätzt werden.  

 Herausforderungen, Potenziale und 

Handlungsbedarf mithilfe von Karten 

darstellen, z.B. regionale Auswirkungen 

wie Besucherströme, Verkehrsbelas-

tungen, naturräumliche/visuelle Aus-

wirkungen erfassen und kartografisch 

aufzeigen.  
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Neue, publikumsintensive Standorte 
nur im Einzugsbereich öffentlicher Ver-
kehrsmittel ermöglichen bzw. einen 
Anschluss an dieses sicherstellen.  

 Für die verschiedenen Freizeiteinrich-

tungen angepasste Standards des ÖV-

Anschlusses definieren, dabei Quellen 

und Relationen der Besucherströme 

beachten.   

 Anlagen mit regelmäßigen hohen Be-

sucherströmen jedenfalls direkt an den 

hochrangigen öffentlichen Verkehr an-

binden (z.B. Bäder, Freizeitparks und 

Ausflugsziele). 

 Anlagen mit punktuellen Besucherspit-

zen (z.B. Stadien, Veranstaltungen) 

können auch über bedarfsangepasstes 

ÖV-Angebot erschlossen werden (z.B. 

Shuttleservice, Verstärkerlinien)   

 

Mobilitätsmanagement im Freizeit- und 
Tourismusverkehr grenzüberschreitend 
ausrichten. 

 Gerade im Freizeit- und Tourismusver-

kehr beschränken sich die Wege nicht 

innerhalb eines Staates. Maßnahmen 

im Mobilitätsmanagement dürfen daher 

nicht nur innerhalb eines Hoheitsgebie-

tes betrachtet und gesetzt werden. Sol-

che Maßnahmen sind beispielsweise 

der Ausbau des Bahnnetzes und eine 

enge  grenzüberschreitende Taktung in 

Verbindung mit Ticketangeboten (und 

Info hierüber). 

 Möglichkeiten der (finanziellen) Förde-

rungen grenzüberschreitender Maß-

nahmen sind zu prüfen.   

 

Bewusstsein und Kenntnis der Touris-
musbranche zur umweltfreundlichen 
Mobilität erhöhen   

 Tourismusbetriebe kennen häufig nicht 

die bereits bestehenden Möglichkeiten, 

Mobilitätsbedürfnisse der Gäste um-

weltfreundlich abwickeln zu können. 

Insbesondere im grenzüberschreiten-

den (Ausflugs-) Verkehr finden oft un-

zureichende Beratungen statt.  

 Grenzüberschreitende Informations-

module zum Mobilitätsmanagement 

anbieten (Prospekte, Flyer, Websites 

oder Beratungen)  
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Stadt Zürich Tiefbauamt, Mobilität + Pla-

nung und Stadt Zürich Umwelt- und Ge-

sundheitsschutz (Hrsg.): Leitfaden Fahr-

tenmodell - eine Planungshilfe, 2007 

Wirtschaftsministerium Baden-

Württemberg (Hrsg.): Landesentwick-

lungsplan 2002 – Baden-Württemberg. 

Download:http://mvi.baden-

wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/ 

m-mvi/intern/dateien/Broschueren/ 

Landesentwichlungsplan_2002.PDF; Zu-

griff am 20.10.2014  

Wüstenrot Stiftung (Hrsg.): Die Zukunft 

von Einfamilienhausgebieten aus den 

1950er bis 1970er Jahren – Handlungs-

empfehlungen für eine nachhaltige Nut-

zung; Ludwigsburg 2012 – Forschungspro-

jekt, im Auftrag der Wüstenrotstiftung be-

arbeitet von: Hochschule für Technik 

Stuttgart (HAT), Institut für Landes- und 

Stadtentwicklungsforschung Dortmund 

(ILS) sowie Institut für Raumordnung und 

Entwicklungsplanung der Universität Stutt-

gart.   

 

 

 

 

 

 

 

7.2 Abbildungen 
Abbildung 1: eigene Darstellung  

Abbildung 2: Informationsgrundlagen: Be-
völkerungsdaten 1991 und 2010: Landes-
amt für Statistik Baden-Württemberg, Lan-
desamt für Statistik und Datenverarbeitung 
Bayern, Statistikportal Genesis, Statistik 
Vorarlberg, Bundesamt für Statistik 
Schweiz; Aufbereitung durch geoinformati-
on+planung - reichert+partner ingenieuere   

Abbildung 3: Informationsgrundlagen: Be-
völkerungsdaten 2010: Landesamt für 
Statistik Baden-Württemberg, Landesamt 
für Statistik und Datenverarbeitung Bay-
ern, Statistikportal Genesis, Statistik Vor-
arlberg, Bundesamt für Statistik Schweiz; 
Abgrenzung 'produktive' Fläche (aufgrund 
Hangneigung und Höhenlage): Bundesamt 
für Raumordnung, SRTM-Daten; Fläche: 
EuroRegionalMap 2011 V4.0/'produktive' 
Fläche. Aufbereitung durch geoinformati-
on+planung - reichert+partner ingenieuere   

Abbildung 4: Regionalentwicklung Breg-
enzerwald GmbH / Regionalplanungs-
gemeinschaft Bregenzerwald (Hrsg.): Auf-
gaben. Online: http://www.regiobreg 
enzerwald.at/bregenzerwald-aufgaben-
ziele1.html; Zugriff am 5.5.2014  

https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/IEKK/IEKK_Beschlussfassung_15_Juli_2014.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/IEKK/IEKK_Beschlussfassung_15_Juli_2014.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/IEKK/IEKK_Beschlussfassung_15_Juli_2014.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/IEKK/IEKK_Beschlussfassung_15_Juli_2014.pdf
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/PDF/Flächenmanagement_Hinweise_Plausibilitaetspruefung_2013.pdf
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/PDF/Flächenmanagement_Hinweise_Plausibilitaetspruefung_2013.pdf
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/PDF/Flächenmanagement_Hinweise_Plausibilitaetspruefung_2013.pdf
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/PDF/Flächenmanagement_Hinweise_Plausibilitaetspruefung_2013.pdf
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/PDF/Flächenmanagement_Hinweise_Plausibilitaetspruefung_2013.pdf
http://www.regierung.li/fileadmin/dateien/downloads/Energiestrategie_Kurzfassung.pdf
http://www.regierung.li/fileadmin/dateien/downloads/Energiestrategie_Kurzfassung.pdf
http://www.regierung.li/fileadmin/dateien/downloads/Energiestrategie_Kurzfassung.pdf
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/Broschueren/Landesentwichlungsplan_2002.PDF
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/Broschueren/Landesentwichlungsplan_2002.PDF
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/Broschueren/Landesentwichlungsplan_2002.PDF
http://mvi.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mvi/intern/dateien/Broschueren/Landesentwichlungsplan_2002.PDF
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Abbildung 5: Regionalentwicklung Breg-
enzerwald GmbH / Regionalplanungs-
gemeinschaft Bregenzerwald (Hrsg.): Or-
ganisation der Regionalplanungs-
gemeinschaft. Online: http://www.regio 
bregenzerwald.at/bregenzerwald-
organisation.html; Zugriff am 5.5.2014 

Abbildung 6: Werkraum Bregenzerwald. 
Online: http://werkraum.at/wp-content/the 
mes/werkraum/images/slider/imageslider_
1.jpg und http://werkraum.at/wp-con 
tent/uploads/2012/05/werkraum_eps.zip; 
Zugriff am 6.5.2014  

Abbildung 7: Informationsgrundlagen: Eu-
roRegionalMap 2011 V.4; Netzpläne DB, 
ÖBB, SBB 2012; Corine Land Cover 2006. 
Aufbereitung durch geoinformation+pla-
nung - reichert+partner ingenieuere 

Abbildung 8: Informationsgrundlagen: ÖV-
Haltestellen: OpenStreetMap (OSM) 2012, 
Öffentlicher Nahverkehr: Bahnhöfe, Bus- 
und Straßenbahnhaltestellen sowie Fäh-
ren, Geodaten@OpenStreetMap und Mit-
wirkende, CC-BY-SA, 
http://www.openstreetmap.org/; Eurogeo-
graphics - EuroRegionalMap 2011, Bahn-
höfe und Bahntrassen, 
http://www.eurogeographics.org/; Nahver-
kehrsgesellschaft BW, Geocodierte Liste 

der ÖV-Haltestellen BW, Vorarlberg; Netz-
pläne Deutsche Bahn, 
http://www.bahn.de/p/view/buchung/karten
/streckennetz.shtml; Netzpläne Schweizer 
BundesBahn, http://www.sbb.ch/; Ver-
kehrsverbund Vorarlberg, 
http://www.vmobil.at. Verkehrsverbünde: 
Verkehrsverbünde in Baden-Württemberg, 
http://www.bahn.de/regional/view/regionen
/bawue/info/verkehrsverbuende.shtml, 
Verkehrsverbund Vorarlberg, 
http://www.vmobil.at; Stadtbus Lindau, 
http://www.lindau2.de/; SBB - Tarifverbün-
de, http://www.sbb.ch/abos-
billette/tarifverbunde.html; ÖV-Verbünde 
Schweiz - Die Verbund-Landschaft der 
Schweiz, http://www.oev-verbuende.ch/; 
Wikipedia - Liste deutscher Tarif- und Ver-
kehrsverbünde, 
http://de.wikipedia.org/wiki/Liste_deutscher
_Tarif-_und_Verkehrsverbünde; Wikipedia 
- Liste der Schweizer Tarifverbünde, 
http://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_Schw
eizer_Tarifverbünde. Aufbereitung durch 
geoinformation+planung - reichert+partner 
ingenieuere 

Abbildung 9: Volkszählung 2000, BFS; 
Berechnungen ARE 

Abbildung 10: Amt der Vorarlberger Lan-
desregierung, Landesstelle für Statistik, 

Einwohner zum Stichtag 31. März 2012, 
März 2012 

Abbildung 11: Land Baden-Württemberg 
(Hrsg.): Integriertes Energie- und Klima-
schutzkonzept Baden-Württemberg 
(IEKK). 2014; Bayrisches Staatsministeri-
um für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz (Hrsg.): Klimaprogramm Bay-
ern 2020. 2007; Amt der Vorarlberger 
Landesregierung (Hrsg.): Homepage von 
energieautonomie vorarlberg; Bundesamt 
für Energie BFE (Hrsg.): Energiestrategie 
2050; Regierung des Fürstentums Liech-
tenstein (Hrsg.): energiestrategie 2020. 
Kurzfassung. 

Abbildung 12: Anlagenliste der kostende-
ckenden Einspeisevergütung 2011 (KEV), 
© Bundesamt für Energie Schweiz (BFE), 
12/2012, 04/2013; Anlagenstandorte Wind-
energie, © Regionalverbände Hochrhein-
Bodensee, Bodensee-Oberschwaben, 
Schwarzwald-Baar-Heuberg, 03/2013; 
Biogasanlagen, Heizwerke, Wasserkraft-
anlagen, Solarparks, VOGIS-Daten, © Amt 
der Vorarlberger Landesregierung, 
04/2013; Denkwerkstatt Biogas, Biomasse, 
© Energiezukunft Vorarlberg, 02/2013; 
Energieatlas Bayern, © Bayerisches 
Staatsministerium für Umwelt und Ge-
sundheit, 05/2013; CSV-Listen Photovolta-
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ik-, Solarflächen-, Biomasse-, Windkraft-, 
Wasserkraftanlagen (auszugsweise Dar-
stellung); Energie aus Biomasse, © Bio-
masse Schweiz, 02/2013; EEG-An-
lagenregister, © Deutsche Gesellschaft für 
Sonnenenergie e.V. (DGS), 10/2012; Zu-
sammenstellung aus den verschiedenen 
Anlagedaten der Netzbetreiber; Ener-
gyMap - Die Karte der erneuerbaren Ener-
gien, © Deutsche Gesellschaft für Son-
nenenergie e.V. (DGS); Geodatensatz 
Wasserkraftwerke (WASTA) und Stau-
seen, © Bundesamt für Energie Schweiz 
(BFE), 01/2013; Interaktive EEG-Anlagen-
Karte, © Ministerium für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft Baden-Württem-
berg, 01/2013; Internetrecherchen zu 
Kehrrichts- und Vergärungsanlagen, 
03/2013; Kraftwerke, Speicherseen, Aus-
gleichsbecken, © Illwerke VKW, Magazin 
06/2010; Karte der Windenergieanlagen 
der Schweiz, © Suisse Eole Schweiz, 
02/2013; Kraftwerkstandorte, © Vorarlber-
ger Kraftwerke AG, 01/2013; Potenzialat-
las Erneuerbare Energien, © Landesan-
stalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz Baden-Württemberg (LUBW), 
02/2013; Steckbriefe der Kraftwerksanla-
gen, © Liechtensteinische Kraftwerke 
(LKW), 01/2013; Verzeichnisse der Kraft-
werksanlagen (Kernkraftwerke, Wasser-

kraftwerke, fossile Kraftwerke) für 
Deutschland, Österreich und Schweiz, 
Wikipedia, CC-by-sa-3.0, 02/2013 

Abbildung 13: Landesanstalt für Umwelt, 
Messungen und Naturschutz Baden-
Württemberg (Hrsg.): Windatlas. Online: 
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/ 
servlet/is/223149/; Zugriff am 28.7.2014  

Abbildung 13: Aufbereitung durch geoin-
formation+planung - reichert+partner inge-
nieuere  

Abbildung 15: Solarkataster im Stadtplan 

© Vermessungsamt der Stadt St.Gallen; 

Online: http://stadtplan.stadt.sg.ch//frame.p 
hp?site=stgallen_internet&lang=de&group
=public&resol=2&map=ve_solarkataster.m
ap&tool=coord&objID=&val1=746200&val2
=254400&zoom=2000; Zugriff am 4.8.2014  

Abbildung 16: Land Vorarlberg, Kanton 

St. Gallen, Rheintalkarten, 2013 

Abbildung 17: Die Zukunft von Einfamili-
enhausgebieten aus den 1950er bis 
1970er Jahren – Handlungsempfehlungen 
für eine nachhaltige Nutzung, Wüstenrot 
Stiftung (Hrsg.), Ludwigsburg 2012 

Abbildung 18: Die Zukunft von Einfamili-
enhausgebieten aus den 1950er bis 

1970er Jahren – Handlungsempfehlungen 
für eine nachhaltige Nutzung, Wüstenrot 
Stiftung (Hrsg.), Ludwigsburg 2012 

Abbildung 19: Tagesanzeiger vom 
29.8.2013 , Bundesamt für Räumentwick-
lung ARE 

Abbildung 20: © Neu Leopoldau Entwick-
lungs GmbH  

Abbildung 21: Informationsgrundlagen: 
Satellitenbildinterpretation Landsat 2005/ 
2006, Statistikdaten zu Tourismus und 
Bodennutzung 2006, Interpretation HHP 
2006, Corine Land Cover EEA 08/2011; 
Aufbereitung durch geoinformation+ 
planung - reichert+partner ingenieuere 

Abbildung 22: © Stadt Rorschach. Online: 
http://www.rorschach.ch/stadt/projet-urbain 
; Zugriff am 25.6.2014 

Abbildung 23: © Katrin Simonett 

Abbildung 24: © Losinger Marazzi AG 
Online: http://www.greencity.ch/wp-cont 
ent/uploads/2011/05/1.8_large.jpg; Zugriff 
am 25.6.2014 

Abbildung 25: © Losinger Marazzi AG 
Online: http://www.greencity.ch/wp-cont 

http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/223149/
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/223149/
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ent/uploads/2011/05/1.5_large.jpg; Zugriff 
am 25.6.2014  

Abbildung 26: © Manfred Grohe 

Abbildung 27: © Universitätsstadt Tübin-
gen 

Abbildung 28: Informationsgrundlagen: 
Wikipedia, GMA mbH, WMI Real Estate 
Marketing AG, Factory-Outlets.org, Anga-
ben Projektpartner, EuroRegionalMap 
(ERM) v.4.0 2011 © EuroGeographics, 

Relief basierend auf SRTM 90 © CC-BY-

SA 2.0; Aufbereitung durch geoinformati-
on+planung - reichert+partner ingenieuere 

Abbildung 29: Stadt Zürich (Hrsg.): Leitfa-
den Fahrtenmodell - eine Planungshilfe, 
2007; S. 5 

Abbildung 30: Informationsgrundlagen: 
Wikipedia, Freizeitparks.de, Erlebnis-
Spassbad.de, Cineplexx.at, Angaben Pro-
jektpartner, EuroRegionalMap (ERM) v.4.0 
2011 © EuroGeographics, Relief basierend 

auf SRTM 90 © CC-BY-SA 2.0; Aufberei-
tung durch geoinformation+planung - rei-
chert+partner ingenieuere 

 

7.3 Gesetze und Verordnungen  

Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg 

(KSG BW) vom 23. Juli 2013. Download: 

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/ 

;jsessionid=CBF06D336265B2EF15D5016

79A0E273A.jpb4?quelle=jlink&query=Klim

aSchG+BW&psml=bsbawueprod.psml&ma

x=true&aiz=true#jlr-KlimaSchGBWpP1; 

Zugriff am 20.10.2014  

Schweizer Raumplanungsgesetz RPG, 

Aussendung des Bundesamts für Raum-

entwicklung ARE, vom 2.4.2014, 

http://www.are.admin.ch/ 

Schweizer Verordnung über Zweitwoh-

nungen, vom 22. August 2012; Stand am 

15. Mai 2013  

Verordnung über die bauliche Nutzung der 

Grundstücke (Baunutzungsverordnung -  

BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 

132), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset-

zes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 

geändert worden ist. Download: 

http://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/; 

Zugriff am 20.10.2014  

 

7.4 Inputs – Campus  
Friedrichs Jürgen, Losinger Marazzi AG, 

Greencity Zürich Süd: Greencity – Das 

erste zertifizierte 2000-Watt-Areal der 

Schweiz. Input bei DACH+CAMPUS Klau-

sur 3;  

Gross Adi, Leiter Bereich Energie, Klima-

schutz und klimaschutzrelevante Ressour-

cen, Land Vorarlberg: Vorarlberg auf dem 

Weg zur Energieautonomie; Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 2 

Kessler Florian, Stadt Rorschach, Leiter 

Bau und Stadtentwicklung und Dietsche 

Anna, Leiterin Quartierbüro: Stadt Ror-

schach, Projet urbain. Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 3 

Müller Bene, solarcomplex AG: Regionale 

Energiekonzepte auf der deutschen Bo-

denseeseite. Input bei DACH+CAMPUS 

Klausur 2 

Muxel Ludwig, Bürgermeister Gemeinde 

Lech: restriktiver Umgang mit Zweitwoh-

nungen in der Gemeinde Lech. Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 1  

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=CBF06D336265B2EF15D501679A0E273A.jpb4?quelle=jlink&query=KlimaSchG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-KlimaSchGBWpP1
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=CBF06D336265B2EF15D501679A0E273A.jpb4?quelle=jlink&query=KlimaSchG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-KlimaSchGBWpP1
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=CBF06D336265B2EF15D501679A0E273A.jpb4?quelle=jlink&query=KlimaSchG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-KlimaSchGBWpP1
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=CBF06D336265B2EF15D501679A0E273A.jpb4?quelle=jlink&query=KlimaSchG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-KlimaSchGBWpP1
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/;jsessionid=CBF06D336265B2EF15D501679A0E273A.jpb4?quelle=jlink&query=KlimaSchG+BW&psml=bsbawueprod.psml&max=true&aiz=true#jlr-KlimaSchGBWpP1
http://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/
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Neyer Werner, Vorarlberger Energienetze: 

Stromnetz und Speicher; Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 2 

Poschet Lena, Sektionschefin Bundespla-

nungen Bundesamt für Raumentwicklung, 

ARE Schweiz; Bundesamt für Energie 

BFE: Energie und Raumentwicklung. Her-

ausforderungen in der Schweiz. Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 2 

Schatovich Rupert, Stabsstelle Raumord-

nung Burgenland: Rahmenkonzept für 

Windenergieanlagen im Nordburgenland. 

Input bei DACH+CAMPUS Klausur 2 

Schweiger Christine, Regierung von Schwa-

ben, Leiterin des Sachgebiets Städtebau: 

Siedlungsumbau – aktuelle Fragen in Bay-

ern. Modellprojekt Revitalisierung von Ein-

familienhausgebieten. Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 3.  

Thiessen Claudia, Architektin SIA und 

Projektleiterin von Kraftwerk1: Bau- und 

Wohngenossenschaft Kraftwerk1. Input bei 

DACH+CAMPUS Klausur 3 

 

 

7.5 Internet  
50Hertz Transmission GmbH et al. (Hrsg.): 

Der Netzentwicklungsplan. Online: 

http://www.netzentwicklungsplan.de/conte

nt/der-netzentwicklungsplan-0, Zugriff am 

4.8.2014  

Amt der Vorarlberger Landesregierung 

(Hrsg.): Homepage von energieautonomie 

vorarlberg. Online: www.energieauto 

nomie-vorarlberg.at; Zugriff am 30.7.014    

Bau- und Wohngenossenschaft Kraftwerk1 

(Hrsg.): Webauftritt. Online: 

http://www.kraftwerk1.ch/; Zugriff am 

28.5.2014  

Bioenergie-Region-Bodensee c/o solar-

complex AG (Hrsg.): Webauftritt. Online: 

http://www.bioenergie-region-

bodensee.de; Zugriff am 4.8.2014  

Bundesamt für Energie BFE (Hrsg.): Ener-

giestrategie 2050. Online: http://www.bfe. 

admin.ch/themen/00526/00527/index. 

html?lang=de; Zugriff am 30.7.2014  

Bundesamt für Ernährung und Landwirt-

schaft (Hrsg.): Webauftritt der Initiative 

Bioenergie-Regionen. Online:   

http://www.bioenergie-regionen.de/; Zugriff 

am 4.8.2014 

Bundesministerium für Forst- und Land-

wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

(Hrsg.): Homepage klimaaktiv; Online: 

http://www.klimaaktiv.at/, Zugriff am 

29.7.2014  

Bundesamts für Raumentwicklung ARE et 

al. (Hrsg.): Bundesrat setzt revidiertes 

Raumplanungsgesetz auf den 1. Mai 2014 

in Kraft. Online: 

http://www.are.admin.ch/dokumentation/00

121/00224/index.html?lang=de&msg-

id=52521; Zugriff am 20.10.2014 

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbah-

nen (Hrsg.): http://www.netzausbau.de, 

zugriff am 20.10.2014  

EnBauSa GmbH (Hrsg.): Städte mit So-

larkataster. Online: 

http://www.enbausa.de/solar-

geothermie/fotovoltaik/staedte-mit-

solarkataster.html, Zugriff am 4.8.2014 

 

http://www.netzentwicklungsplan.de/content/der-netzentwicklungsplan-0
http://www.netzentwicklungsplan.de/content/der-netzentwicklungsplan-0
http://www.energieautonomie-vorarlberg.at/
http://www.energieautonomie-vorarlberg.at/
http://www.kraftwerk1.ch/
http://www.bioenergie-region-bodensee.de/
http://www.bioenergie-region-bodensee.de/
http://www.bfe.admin.ch/themen/00526/00527/index.html?lang=de
http://www.bfe.admin.ch/themen/00526/00527/index.html?lang=de
http://www.bfe.admin.ch/themen/00526/00527/index.html?lang=de
http://www.bioenergie-regionen.de/
http://www.klimaaktiv.at/
http://www.are.admin.ch/dokumentation/00121/00224/index.html?lang=de&msg-id=52521
http://www.are.admin.ch/dokumentation/00121/00224/index.html?lang=de&msg-id=52521
http://www.are.admin.ch/dokumentation/00121/00224/index.html?lang=de&msg-id=52521
http://www.netzausbau.de/
http://www.enbausa.de/solar-geothermie/fotovoltaik/staedte-mit-solarkataster.html
http://www.enbausa.de/solar-geothermie/fotovoltaik/staedte-mit-solarkataster.html
http://www.enbausa.de/solar-geothermie/fotovoltaik/staedte-mit-solarkataster.html
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Fachstelle 2000-Watt-Gesellschaft (Hrsg.): 

Webauftritt der Initiative „2000-Watt-

Gesellschaft“. Online: http://www.2000 

watt.ch; Zugriff am 30.7.2014  

Internationale Bodensee Konferenz 

(Hrsg.): Das Leitbild der IBK für den Bo-

denseeraum. Online: 

http://www.bodenseekonferenz.org/20544/

Leitbild/index.aspx; Zugriff am 20.10.2014  

Internationale Bodenseekonferenz (Hrsg.): 

IBK-Strategie Klimaschutz und Energie. 

2014. Online: 

http://www.bodenseekonferenz.org/41000/

41362/Home/Strategie-Klimaschutz-und-

Energie/Umwelt/Plattform-Klimaschutz-

und-Energie/Strategie/index_v2.aspx; 

Zugriff am 24.10.2014  

Internationale Bodensee Tourismus GmbH 

(Hrsg.): Das Bodenseeprojekt. Online: 

http://www.dasbodenseeprojekt.eu/projekt, 

Zugriff am 14. 7. 2014  

Kairos - Wirkungsforschung und Entwick-

lung gemeinnützige GmbH (Hrsg.): Ein 

guter Tag hat 100 Punkte. Webauftritt des 

Projektes. Online: http://www.einguter 

tag.org/; Zugriff am 29.7.2014  

Landbus Bregenzerwald (Hrsg.): Webauf-

tritt. Online: http://www.regiobregenzer 

wald.at/landbus-bregenzerwald.html; Zu-

griff am 27.10.2013  

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 

Naturschutz Baden-Württemberg (Hrsg.): 

Windatlas. Online: http://www.lubw.baden-

wuerttemberg.de/servlet/is/223149/; Zugriff 

am 30.7.2014  

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 

Naturschutz Baden-Württemberg (Hrsg.): 

Windenergie – Rechtliches. Online:  

http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de 

/servlet/is/223150/; Zugriff am 30.7.2014  

Losinger Marazzi AG (Hrsg.): Homepage 

des Projektes Green City Süd. Online:  

http://www.greencity.ch; Zugriff am 

25.6.2014  

Metron AG: Informationen zum Themen-

heft 27 «7 Tools zur Innenentwicklung: die 

Metron Dichtebox», Dezember 2011; Onli-

ne: http://www.metron.ch/m/mandanten/ 

73/topic5512/story15790.html; Zugriff am 

25.6.2014  

Ministerium für Verkehr und Infrastruktur 

Baden-Württemberg (Hrsg.): Einzelhan-

delserlass. 2001. Online: http://mvi.baden-

wuerttemberg.de/de/service/ 

publikation/did/einzelhandelserlass/; Zu-

griff am 20.10.2014  

REGIO Bregenzerwald (Hrsg.): Webauf-

tritt. Online: http://www.regiobregenzer 

wald.at/home.html; Zugriff am 27.10.2013  

Regionalverband Hochrhein-Bodensee 

(Hrsg.): Teilfortschreibung Regionalplan 

2000 – Windenergienutzung. Online: 

http://www.hochrhein-

bodensee.de/index.php?id=32&no_cache= 

1&sword_list[]=energie; Zugriff am 

30.7.2014  

SBB (Hrsg.): Das Generalabonnement. 

Einfach einsteigen. Online: http://www.sbb 

.ch/abos-billette/abonnemente/ga.html; 

Zugriff am 30.10.2013  

SBB (Hrsg.): Snow’n’Rail. Die vergünstig-

ten Wintersport-Angebote. Online: 

http://www.sbb.ch/freizeit-

ferien/tagesausfluege/snownrail.html? 

leisureTripItem=snow&WT.i_marketingurl= 

snownrail; Zugriff am 25.7.2014  

Stadt Rorschach (Hrsg.): Projet urbain; 

Online: http://www.rorschach.ch/ 

stadt/projet-urbain; Zugriff am 28.5.2014  
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Stadt St. Gallen (Hrsg.): Innenentwicklung. 

Online: http://www.stadt.sg.ch/home/raum-

umwelt/stadtplanung/richtplanung/Innen 

entwicklung.html ; Zugriff am 25.6.2014   

Stadt Tübingen (Hrsg.): Franz. Viertel / 

Loretto. Online: https://www.tuebingen.de/ 

franz_viertel, Zugriff am 14.7.2014  

Stadt Zürich (Hrsg.): Webauftritt. Online: 

Homepage der Stadt Zürich, www.stadt-

zuerich.ch; Zugriff am 24.6.2014  

Städte Arbon, Feldkirch, Gossau, Kon-

stanz, Radolfzell, Schaffhausen, Singen, 

St. Gallen, Überlingen und Winterthur 

(Hrsg.): Webauftritt der Initiative „Wir leben 

2000 Watt“. Online: http://www.wirleben 

2000watt.com; Zugriff am 30.7.2014  

Verkehrsverbund Vorarlberg (Hrsg.): Web-

auftritt. Online: www.vmobil.at; Zugriff am 

30.10.2013  

vision rheintal (Hrsg.): Zehn Denkanstöße 

für eine enkeltaugliche Quartiersentwick-

lung. Online: http://www.vision-

rheintal.at/aktuelles/zehn-

denkanstoesse.html; Zugriff am 24.6.2014  

Werkraum Bregenzerwald (Hrsg.): Web-

auftritt. Online: http://werkraum.at/; Zugriff 

am 30.10.2013  
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